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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Dipl.-Ing. geschehen ist, oder haben auch andere kroa-
Waldbrunner, Zweiter Präsident Dr. Maleta, tische Organisationen die Möglichkeit, vom 
Dritter Präsident Probst. Ministerium Subventionen zu bekommen? 

Präsident: Die Sitzung ist er ö f f n e t. 
Die amtlichen Protokolle der 6. und 7. Sit­

zung vom 3. Juni 1970 sind in der Kanzlei 
aufgelegen, unbeanstandet geblieben und gel­
ten daher als genehmigt. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Ich werde gerne alle Ansuchen von Organi­
sationen der kroatischen Minderheit, wenn 
sie bei mir einlangen, gleichermaßen berück­
sichtigen. 

Fragestunde Präsident: 2. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Präsident: Wir kommen jetzt um Abgeordneten Dr. Koren (OVP) an den Herrn 

11 Uhr - zur Fragestunde. Ich beginne mit Bundesminister für Unterricht. 
dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 1. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Robak. (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht. 

87/M 
Welche Subventionen hat die kroatische Min­

derheit im Burgenland in den Jahren 1966 bis 1969 
erhalten? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Unterricht Gratz: Herr 
Abgeordneter Robak! In den Jahren 1966 bis 
1969 sind an einen Verein der kroatischen 
Minderheit, . und zwar an den Kroatischen 
Kulturverein im Burgenland, folgende Beträge 
bezahlt worden: im Jahr 1966 500.000 S, im 
Jahr 1967 495.000 S, im Jahr 1968 500.000 S 
und im Jahr 1969400.000 S. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Robak: Herr Minister! Der 
Kroatische Kulturverein ist eine der OVP 
nahestehende Organisation; zwei Spitzenfunk­
tionäre sind Landtagsabgeordnete der Oster­
reichischen Volkspartei. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Dieser Verein vertritt einen sehr klei­
nen Teil der kroatischen Minderheit. Herr 
Minister, ich möchte daher fragen: Haben auch 
andere Organisationen in den Jahren 1966, 
1967, 1968, und 1969 Subventionen bekommen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter, 
es ist mir leider nicht möglich, für diese 
angeführten vergangenen Jahre die Motive 
dafür festzustellen, warum nur der Kroatische 
Kulturverein im Burgenland diese Subven­
tionen erhalten hat. 

125/M 

Welchen Betrag werden Sie als notwendig für 
die Dotierung des Fonds zur Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung für das Budget 
1971 anfordern? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Ich bin zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch 
nicht in der Lage, Ziffern über die beantragte 
Dotierung des Fonds zur Förderung der 
wissenschaftlichen Forschung zu nennen. Ich 
werde mich dabei aber an dem Bericht des 
Fonds, der in 111-5 der Beilagen zu den steno­
graphisehen Protokollen abgedruckt ist, orien­
tieren. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Koren. 

Abgeordneter Dr. Koren: Herr Bundesmini­
ster! Im Budgetüberschreitungsgesetz, das 
jetzt dem Hause vorliegt, haben Sie für diesen 
Fonds 15 Millionen Schilling vorgesehen 
beziehungsweise zugestanden erhalten. Im 
vergangenen Jahr erhielt der Fonds im Bud­
getüberschreitungsgesetz 20 Millionen Schil­
ling. Scheinen Ihnen nun die Aufgaben des 
Fonds weniger vordringlich? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Die Aufgaben des 
Fonds erscheinen nicht weniger vordringlich 
als in den vergangenen Jahren. Ich habe 
bereits gesagt, daß entsprechend der Regie­
rungserklärung des Herrn Bundeskanzlers, in 
der er die Bedeutung der Forschung hervor­
gehoben hat, für das nächste Jahr eine Er­
höhung beantragt werden wird, die sich, wie 
gesagt, an den Ziffern orientieren wird, die 
der Fonds selbst für das Jahr 1971 vorgesehen 
hat. 

Präsid,ent: Herr Abgeordneter Dr. Koren. 
Präsident: Herr Abgeordneter Robak. Abgeordneter Dr. Koren: Herr Bundesmini­
Abgeordneter Robak: Herr Minister, wer- ster, heißt das, daß Sie den vom Fonds ange­

den Sie für das Jahr 1970 so verfahren, wie sprochenen Betrag für das Budget 1971 an­
das in den vorhergegangenen vier Jahren fordern werden? 
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Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Der Fonds selbst hat keinen Betrag ange­
sprochen, sondern nur vorläufig zu diesem 
Zeitpunkt eine Schätzung vorgenommen, 
welche Anträge auf Förderung von For­
schungsvorhaben voraussichtlich im Jahr 1971 
vorliegen werden. Ich habe deswegen gesagt, 
daß ich mich noch auf keine Ziffer festlegen 
kann, aber daß ich mich zu dem Zeitpunkt, 
wo auch der Fonds selbst bereits klarer sehen 
wird, nämlich zum Zeitpunkt der endgültigen 
Budgeterstellung, an diesen Ziffern orientieren 
werde. (Abg. Pro b s t zum Fragesteller: Das 
ist ja Ihr Budget gewesen!) 

Präsident: 3. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Haas (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterricht. 

88/M 
Welche Bedeutung kommt der geplanten Frei­

stellung von Lehrern VOrn Präsenzdienst beim 
Bundesheer bei de!' Bekämpfung des Lehrer­
mangels zu? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Von der Verpflichtung zur Ableistung des 
ordentlichen Präsenz dienstes sind derzeit 
1290 Lehrer befristet befreit. Ohne diese 
Befreiung wäre der Lehrermangel noch erheb­
lich verschärft. Für diese Anzahl von Lehrern 
ist nach Ablauf der Befreiungsfrist entweder 
eine Verlängerung der Befreiung durch­
zuführen, oder der Lehrer kommt seiner Ver­
pflichtung zur Präsenzdienstleistung nach. Die 
bisher in Geltung gestandene Regelung sah 
nur eine befristete Befreiung für den Zeitraum 
von ein bis drei Jahren vor. 

Die Neuregelung besteht darin, daß nun­
mehr die Befreiung auf die Dauer des Lehrer­
mangels ermöglicht wird, das heißt für die 
Zeit des festgestellten öffentlichen Interesses, 
sodaß keine datumsmäßige Begrenzung ein­
tritt, wodurch sich eine erhebliche Vermin­
derung der mit einer alljährlichen Verlän­
gerung verbundenen Verwaltungsarbeit er­
gibt. 

Darüber hinaus sind die betroffenen Lehrer 
sicher, daß sie nicht zu einer von ihnen nicht 
gewünschten Zeit einberufen werden. 

Die neue Regelung bewirkt daher soziale 
und familiäre Sicherheit für den Lehrer, 
geringere Verwaltungsarbeit und die Bereit­
stellung der Lehrer für den Lehrdienst, die 
sonst durch die Ableistung des Präsenz­
dienstes zumindest für ein Schuljahr ausfallen 
würden. 

Präsident: Keine Zusatzfrage. 

4. Anfrage: Anfrage des Herrn Abgeord­
neten Dr. Reinhart (SPO) an den Herrn 
Bundesminister für Unterridlt. 

90/M 
Ist Ihnen eine Stellungnahme des Institutes 

für Bildungs- und Beratungsforschung (IBB) 
zur beabsichtigten Schaffung eines Wissen­
schaftsministeriums zugegangen, über die die 
Zeitung "Volksblatt" am 24. Mai dieses Jahres 
berichtet hat? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Herr Abgeordneter! 
Mir ist die Stellungnahme, die Sie erwünschen, 
bekannt, ich muß aber doch, da die Ange­
legenheit schon einige Zeit zurückliegt, rekapi­
tulieren. Es ging darum, daß das "VolksblaU" 
am 24. Mai 1970 berichtete, es habe der Leiter 
des Instituts für Bildungs- und Beratungs­
forschung auf der Generalversammlung des 
Instituts in Eisenstadt festgestellt, daß die Tei­
lung des Ressorts in ein Unterrichtsmini­
sterium und in ein Wissenschaftsministerium 
die Hochschulen in Schwierigkeiten bringen 
könnte. 

Ich habe dazu eine Stellungnahme des 
Obmannes des Instituts für Bildungs- und 
Beratungsforschung, in der er schreibt, daß 
zu seinem Bedauern die Presse, und zwar das 
"Volksblatt", eine Berichterstattung vornahm, 
die weder dem Sinn noch dem Verlauf der 
Tagung entsprach. Er hat daher auch an das 
"Volksblatt" einen Brief geschrieben, den er 
in Photokopie auch uns in das Ministerium 
übersendet hat und in dem er schreibt: "Es ist 
unrichtig, daß ich oder Prof. Schöler uns gegen 
das Firnberg-Ministerium erklärt haben. Rich­
tig ist vielmehr, daß ich in der Einleitung zu 
meinem Rechenschaftsbericht ausdrücklich 
feststellte, es sei nicht Aufgabe oder Absicht 
des Instituts für Bildungs- und Beratungs­
forschung , Politik zu machen," Dies müsse den 
gesetzlich dafür zuständigen SteIlEm vorbe­
halten werden. 

Präsident: Keine Zusatzfrage. 

5, Anfrage: Anfrage des Herrn Abgeord­
neten Ströer (SPtJ) an den Herrn Bundes­
minister für Unterricht. 

91/M 
Wie hoch ist das Presse- beziehungsweise 

Informationsbudget des U nterrichtsministeri­
ums für 1970? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die im Bundesvoranschlag 1970 
unter dem Titel "Presse und Information" 
angeführten Beträge lauten: Post 12008/6601 
Pressedienst (Publikationen) 500.000 S, 
Post 12008/7271 Informations- und Presse-
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Bundesminister Gratz 
dienst (Einzelpersonen) 150.000 S, Post 12008/ 
1281 Informations- und Pressedienst (Unter­
nehmungen) 1,290.000 S. Das sind insgesamt 
1,940.000 S. 

Diese zur Verfügung gestellten Kredite 
wurden bis zum heutigen Tag fast zur Gänze 
verbraudlt. Für weitere Aufgaben der affe nt­
lichkeitsarbeit stehen allerdings unter ver­
schiedenen anderen Budgetansätzen noch 
Beträge zur Verfügung wie etwa: Geistige 
Landesverteidigung (Publikationen) 75.000 S, 
Bildungsreform (Publikationen) 300.000 S, Bil­
dungsreform (Einzelpersonen) 150.000 S, Gei­
stige Landesverteidigung (Unternehmungen) 
200.000 S, Bildungsreform (Unternehmungen) 
400.000 S. Man könnte für die Agenden der 
Presse, des Presse- und Informationswesens, 
inhaltlich auch noch Post 12001/6600 Druck­
aufträge mit 340.000 S und Post 1200117280 Ent­
gelte an Unternehmungen mit 1,200.000 S hin­
zuzählen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Ströer. 

Abgeordneter Ströer: Herr Bundesminister! 
Sie sagten, ein wesentlicher Teil dieser Mittel 
sei bis jetzt aufgebraucht worden. Das beäeu­
tet, daß Mittel, die für das Gesamt jahr 1970 
dienen sollten, zu einem großen Teil bereits 
vergeben sind. Sind Sie bereit, Herr Bundes­
minister, zu überprüfen, ob diese rasche, vor­
zeitige Ausgabe auch ordnungsgemäß durch-
geführt wurde? . 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Gratz: Ich bin zu einer 
solchen Uberprüfung gerne bereit und werde 
mir erlauben, das Ergebnis Ihnen, Herr Abge­
ordneter, und dem Hohen Haus mitzuteilen. 
(Ironische Heiterkeit bei der OVP. - Abg. 
S t r ö e r: Das ist nicht uninteressant! Das 
werden wir uns anschauen!) 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: 6. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Suppan (OVP) an den Herrn 
Bundeskanzler. 

122/M 
WeIchem Verwendungs zweck beabsichtigt die 

Bundesregierung das im heurigen Jahr vom 
Bund erworbene Schloß Viktring zuzuführen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abge-
ordneter! Schloß Viktring wurde am 29. Mai 
1970 käuflich erworben. Der diesbezügliche 
Vertrag bedarf noCh der Genehmigung durch 
das Konkursgericht. Seinerzeit bestand die 
Absicht, daß dieses Schloß im Eigentum der 
Republik verbleiben soll und eventuell als ein 
Konferenzzentrum der Bundesregierung ein­
gerichtet wird. 

Präsident: Herr Abgeordneter Suppan. 

Abgeordneter Suppan: Herr Bundeskanzler! 
Soweit wir informiert sind, hat die vorige 
Bundesregierung beabsichtigt, nach Ankauf 
dieses Schloß im Rahmen der Abstimmungs­
spende dem Lande Kärnten zu schenken. Darf 
ich Sie fragen, ob Sie diese Absicht noch 
verfolgen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Dazu ist zu 
sagen, daß der Herr Landeshauptmann von 
Kärnten in unmißverständlicher Weise zu ver­
stehen gegeben hat, daß es dem Lande Kärnten 
und den betroffenen Gemeinden vor allem um 
einen Barbetrag zu tun ist. Er hat sich seiner­
zeit 30 Millionen tür die Gemeinden im Ab­
stimmungsgebiet vorgestellt, damit diese Ge­
meinden in die Lage versetzt werden, wichtige 
Aufbauarbeiten dort zu leisten. 

Das Land Kärnten und der Landeshaupt­
mann haben eine gewisse Sorge darüber ge­
äußert, daß, wenn ihnen dieses Schloß über­
tragen wird, mit den 8 Millionen, die ihnen 
seinerzeit als Beitrag der Bundesregierung zur 
Adaptierung zugesagt wurden, bei weitem 
nicht das Auslangen gefunden werden kann 
und daß aus den Adaptierungskosten für das 
Schloß Viktring unerträgliche Belastungen für 
das Land Kärnten entstehen würden, während 
sie sich, wie gesagt, eine Abstimmungsspende 
in anderer Form vorgestellt haben. 

Präsident: Herr Abgeordneter Suppan. 

Abgeordneter Suppan: Herr Bundeskanzler! 
Das Kollegium der Kärntner Landesregierung 
hat am 3. Februar des heurigen Jahres 
beschlossen, Schloß Viktring als Geschenk des 
Bundes anzunehmen, allerdings nicht im Rah­
men der Abstimmungsspende. Der Kärntner 
Landtag hat am 28. November des Vorjahres 
einstimmig beschlossen, von der Bundesregie­
rung anläßlich der 50. Wiederkehr des Jahres­
tages der Volksabstimmung eine Abstim­
mungsspende in der Höhe von 30 Millionen 
Schilling zu begehren. Herr Bundeskanzler! 
Darf ich Sie fragen: Hat die Bundesregierung 
nun die Absicht, diese 30 Millionen Schilling 
dem Lande Kärnten zu gewähren? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es hat im 
Schoße der Bundesregierung Besprechungen 
über diese Frage gegeben. Es besteht kein 
Zweifel darüber, daß das Land Kärnten eine 
Zuwendung der Bundesregierung aus diesem 
Anlaß erhalten wird; ob aber in der gewünsch­
ten Höhe, darauf kann ich im Augenblick in 
Anbetracht der gegenwärtigen Budgetsituation 
noch keine eindeutige Antwort geben. 
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Bundesministerium für Inn-eres 

Präsident: 7. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Ströer (SPO) an den Herrn Bun­
desminister für Inneres. 

82/M 

Sind Sie bereit, den nachgeordneten Dienst­
stellen zu empfehlen, griechischen Staatsbürgern, 
die aus politischen Gr .. ~inden ihr Heimatland ver­
lassen müssen und in Osterreich ihren Aufenthalt 
nehmen wollen, dies in großzügiger Anwendung 
der bestehenden gesetzlichen Bestimmungen zu 
ermöglichen ? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Für griechische 
Staatsangehörige ist die Genfer Konvention 
nicht anwendbar. Aber mit Inkrafttreten von 
Bestimmungen des neuen Paßgesetzes, die seit 
1. Jänner 1970 anwendbar sind, besteht die 
Möglichkeit, an griechische Staatsangehörige, 
die glaubhaft aus politischen Gründen von 
ihrem Heimatland keine Reisedokumente er­
halten, Fremdenpässe auszustellen, und in die­
sen Fremdenpässen können dann auch Sicht­
vermerke eingetragen werden. 

Die mir unterstellten Sicherheitsbehörden 
haben den Auftrag erhalten, diese Bestimmun­
gen des Paßgesetzes auch bei griechischen 
Staatsangehörigen anzuwenden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Ströer. 

Abgeordneter Ströer: Herr Bundesminister! 
Sind Sie bereit, falls es Schwierigkeiten gibt 
- im allgemeinen hören wir, daß das funk­
tioniert -, sich eines besonderen Falles im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten anzu­
nehmen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Jawohl, Herr Abge­
ordneter, ich bin dazu bereit. Wir haben das 
auch schon im Zusammenhang mit den Schwie­
rigkeiten, die sich bei den griechischen Stu­
denten ergeben haben, die nunmehr nach 
Schweden auf Arbeit ausreisen wollen, getan. 

Präsident: 8. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Thalhammer (SPO) an den 
Herrn Bundesminister für Inneres. 

83/M 
In welcher Weise beabsichtigt der Bundes­

minister für Inneres "Vorarbeiten für ein Staats­
pol~eigesetz aufzunehmen", wie das in einer 
Entschließung des Nationalrates vom 23. Okto­
ber 1969 im Zusammenhang mit der Verhand­
lung des Berichtes des "Spionageuntersuchungs-

- ausschusses" gefordert wurde? 

- am 6. Mai 1969 - eine Regierungsvorlage, 
betitelt Polizeibefugnisgesetz, dem Hohen 
Hause zugeleitet. Dieses Polizeibefugnisgesetz 
ist nicht mehr zur Verhandlung gekommen. 
Nunmehr wird im Bundesministerium für In­
neres daran gearbeitet, diese Vorlage insoweit 
umzuarbeiten, daß der Entschließung des Na­
tionalrates vom 23. Oktober 1969 dadurch 
Rechnung getragen wird, daß die rechtlichen 
Bestimmungen über die Staatspolizei in dieses 
Polizeigefugnisgesetz eingearbeitet werden. 
Sobald die Arbeiten abgeschlossen sind, wird 
dieser Gesetzentwurf neuerlich ausgesandt 
und dann dem Hohen Hause zur Beratung und 
Beschlußfassung zugeleitet werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Thalhammer. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister! Können Sie einen Termin bekannt­
geben, zu welchem dieses Gesetz dem Hause 
zugeleitet werden wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösdt: Einen endgültigen 
Termin kann ich zurzeit nicht bekanntgeben. 
Der jetzt im Ministerium festgelegte Termin­
plan sieht vor, daß etwa Mitte Juli die Vor­
arbeiten fertig sein werden. Ich habe die Ab­
sicht, dann die ganze Materie noch einem Kreis 
von Fachleuten zur Diskussion vorzulegen und 
dann neuerlich auszusenden, so daß - so wie 
es jetzt aussieht - die Möglichkeit besteht, 
entweder Ende dieses oder Anfang nächsten 
Jahres diesen Gesetzentwurf dem Hohen 
Haus zuzuleiten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Thalhammer. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister! Können Sie sagen, wie dieser Kreis 
der Begutachter oder Experten aussieht, wer 
in diese Kommission oder in diese Arbeits­
gemeinschaft einbezogen wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösdt: Es soll keine Kom­
mission oder Arbeitsgemeinschaft sein, son­
dern es soll ein Kreis von Fachleuten sein. Ich 
beabsichtige, einige Beamte des Innenmini­
steriums, des justizministeriums und dann 
auch noch einige Vertreter von den Universi­
täten zu dieser Diskussion einzuladen. Es soll 
mehr ein Round-table-Gespräch sein und keine 
eigene Kommission dafür vorgesehen werden. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Finanzen 
Präsident: Herr Bundesminister. Präsident: 9. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Bundesminister Rösdt: Sehr geehrter Herr Abgeordneten Staudinger (OVP) an den Herrn 

Abgeordneter! Die Regierung hat seinerzeit Bundesminister für Finanzen. 
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130/M höhung der Haftpflichtversicherung, sondern 
Werden Sie die gesetzlichen Haftpflichtver. von einer bestimmten Möglichkeit der Ein­

sicherungssummen für Kraftfahr:z;euge erhöhen, hebung der Kraftfahrzeugsteuer die Rede. 
wie die "Sal:z;burger Nachrichten" vom 26. Mai 
1970 berichteten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Gemäß § 59 
Abs. 3 Kraftfahrgesetz 1967 ist die Höhe der 
gesetzlich vorgeschriebenen Mindestversiche­
rungssummen in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht­
versicherung an die Haftungshöchstbeträge des 
Eisenbahn- und Kraftfahrzeug-Haftpflichtge­
setz es gebunden. Bestrebungen, hier eine Än­
derung vorzunehmen, sind dem Bundesmini­
sterium für Finanzen nicht bekannt. 

An das Bundesministerium für Finanzen ist 
bisher weder offiziell noch inoffiziell wegen 
einer Erhöhung der bezüglichen Versiche­
rungsprämien herangetreten worden. Die Sta­
tistik des Verbandes der Versicherungsunter­
nehmungen Osterreichs betreffend die Ergeb­
nisse der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversiche­
rung im Jahre 1969 liegt dem Bundesministe­
rium für Finanzen noch nicht vor, dürft-e aber 
demnächst überreicht werden. Eine ergänzende 
Statistik über bestimmte Spezialfragen, wie 
etwa das Alter des Fahrers im Schadenfall, 
dürfte frühestens Ende Juni 1970 vorgelegt 
werden. 

Präsident: Herr Abgeordneter Staudinger. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Bundesmini­
ster! Ich habe mich in meiner Anfrage auf 
eine Presseveröffentlichung der "Salzburger 
Nachrichten" bezogen. Sie kennen sicher die 
Veröffentlichung. In dieser Pressenotiz ist 
nicht davon die Rede, daß an Sie wegen einer 
Erhöhung der gesetzlichen Haftpflichtversiche­
rung herangetreten worden wäre, sondern es 
ist im Gegenteil die Rede davon, daß Sie er­
wägen, die gesetzliche Haftpflichtversicherung 
als Äquivalent für ein Auslaufen der Sonder­
abgabe auf Kraftfahrzeuge zu erhöhen. 

Soweit ich informiert bin, haben Sie eine 
diesbezügliche Äußerung oder Ankündigung 
bei einer Konferenz der Landesfinanzreferen­
ten gemacht und mit dieser Äußerung die prä­
sumtiven Autokäufer und auch die Autover­
käufer, also den Automarkt, "verunsichert". 

Ich möchte Sie fragen, ob es richtig ist, daß 
Sie diese Mitteilung, Ankündigung oder Äuße­
rung gemacht haben. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! In dem von Ihnen ange­
sprochenen Artikel in den "Salzburger Nach­
richten" ist nicht von der Möglichkeit der Er-

Was die Besprechung mit den Landesfinanz­
referenten betroffen hat, so ist es darum ge­
gangen, eine bestimmte Einhebungsform zu 
finden, die verwaltungstechnisch günstiger ist 
als die gegenwärtige, wobei das aber für den 
Bund deswegen keine unmittelbare Frage in 
absehbarer Zeit ist, weil, wie Sie wissen, die 
Kraftfahrzeugsteuer mit Wirksamkeit vom 
1. 1. 1972 in die Abgabenhoheit der Länder 
übergeht. 

Präsident: Herr Abgeordneter Staudinger. 

Abgeordneter Staudinger: Herr Minister! 
Ich kann also Ihrer Antwort entnehmen, daß 
Sie tatsächlich vor einem größeren Kreis eine 
solche Äußerung gemacht haben und daher 
die Möglichkeit einer Änderung und damit 
auch die Möglichkeit einer Deroutierung des 
Automarktes tatsächlich gegeben ist. 

Ich frage Sie nun: Legen Sie sich darauf 
fest, daß bis zum Auslaufen der Sonderabgabe 
auf Kraftfahrzeuge keine Änderung in der 
Form der Einhebung erfolgen wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich glaube, 
sehr geehrter Herr Abgeordneter, hier werden 
zwei Dinge verwechselt. Wenn Sie von der 
möglichen Deroutierung des Kraftfahrzeug­
marktes sprechen, so kann das doch offensicht­
lich nur im Zusammenhang mit der Sonder­
abgabe von Kraftfahrzeugen sein. Von dieser 
war selbstverständlich bei der Besprechung 
der Landesfinanzreferenten keine Rede. In 
einer Pressekonferenz habe ich dazu eine ganz 
dezidierte Meinung zum Ausdruck gebracht. 
Ihre konkrete Frage befaßt sich aber _ mit der 
Kraftfahrzeugsteuer. (Abg. S tau d i n ger: 
Sonderabgabe!) Nein, bitte, ich habe hier die 
zitierte Zeitung, die sich mit der Kraftfahr­
zeugsteuer befaßt. 

Die Kraftfahrzeugsteuer ist jene Steuer, die 
monatlich im Wege des Markenklebens zu ent­
richten ist. Das ist eine Steuer, die einen sehr 
hohen Verwaltungsaufwand bei der Einhe­
bung erfordert. Im übrigen handelt es sich 
dabei Um eine Steuer, die mit Wirksamkeit 
vom 1. 1. 1972 in die Abgabenhoheit der' 
Länder übergeht. (Abg. S tau d i n ger: Zu­
satzfrage nicht b~antwortet!) 

Präsident: 10. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten SpielbüchIer (SPtJ) an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. 

96jM 
Können Sie bereits konkrete Angaben über die 

geplante Neuregelung bezüglich der Absetzbar­
keit von Beiträgen zu Religionsgemeinschaften 
machen? 
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Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androscb: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Bundesregierung hat 
in ihrer Regierungserklärung festgehalten, daß 
im Rahmen des Sonderausgabenkataloges ins­
besondere die Möglichkeit geprüft werden soll, 
die Kirchensteuer absetzbar zu machen. Die 
bisher im Finanzministerium vorgenommenen 
Vorarbeiten haben ergeben, daß grundsätzlich 
eine solche Regelung möglich sein wird. 

Präsident: 11. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Meißl (FPO) an den Herrn Bun­
desminister für Finanzen. 

lOl/M 
Welche Maßnahme wird auf dem Gebiet des 

Finanzausgleichs ergriffen werden, um die der­
zeitige unzumutbare Benachteiligung der Länder 
und Gemeinden zu beseitigen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

bereit und im höchsten Maße daran inter­
essiert, mit den in diesem Steuerverbund zu­
sammengefaßten Gebietskörperschaften lau­
fend im Gespräch zu sein, um jene Fragen, die 
sich aus der Vollziehung des Finanzausglei­
ches ergeben, zu erörtern. Eine grundsätzliche 
Änderung des Finanzausgleiches wurde bei 
den Besprechungen nicht vorgetragen. 
Es wurde nur der Wunsch geäußert, daß 
rechtzeitig über die Verlängerung oder Neu­
ordnung des mit Ende 1972 befristeten Finanz­
ausgleiches in Verhandlungen eingetreten 
werde. 

Präsident: Herr Abgeordneter Meißl. 

Abgeordneter MeißI: Herr Bundesminister! 
Wurde von seiten des Finanzreferenten des 
Landes Kärnten der Wunsch vorgebracht, eine 
Änderung herbeizuführen? Denn der Herr Lan­
desrat Suchanek beklagt sich in einem Artikel 
in der "Kärntner Tageszeitung", daß die Län­
der um 1500 Millionen Schilling benachteiligt 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter' werden. 
Herr Abgeordneter! Am 26. Mai dieses Jahres 
hat im Finanzministerium unter meinem Vor­
sitz eine gründliche Aussprache mit den Lan­
desfinanzreferenten stattgefunden. Am 10. Juni 
dieses Jahres wurde eine solche Aussprache 
mit Vertretern des Städtebundes geführt, und 
in den nächsten Tagen wird eine solche mit 
Vertretern des Gemeindebundes stattfinden. 
Es handelt sich dabei also um alle Gebiets­
körperschaften, die im Finanzausgleich in 
einem Steuerverbund zusammengefaßt sind. 
Die bisherigen Aussprachen haben ergeben, 
daß die angeführten Gebietskörperschaften 
eine Änderung des geltenden Finanzausglei­
ches nicht anstreben. 

Präsident: Herr Abgeordneter Meißl. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Mir ist sehr wohl bekannt, daß die Länder 
über eine Benachteiligung im Rahmen des jetzt 
bestehenden Finanzausgleiches klagen. Der 
Steuerverlust von 3,5 Milliarden im Jahre 1967 
wurde weitgehend, zu zirka 60 Prozent, den 
Ländern und Gemeinden angelastet. Der mit 
1. 1. 1969 durchgeführte Zuschlag zur Einkom­
men- und Lohnsteuer hat für den Bund weit­
gehend den Ausfall kompensiert, den er 
damals erlitten hat. 

Wie sieht es jetzt aus? Sind Sie bereit, diese 
Benachteiligung der Länder und Gemeinden in 
Form von neuen Gesprächen zur Sprache zu 
bringen? Und darf ich fragen: Sind von den 
Ländern keine diesbezüglichen \Vünsche ange­
meldet worden? 

Präsident: Herr Bunde!?minister. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich darf wie­
derholen, daß eine gründliche Aussprache 
stattgefunden hat, bei der verschiedene Fragen 
erörtert wurden, die die Vollziehung des gel­
tenden Finanzausgleiches betreffen. Eine 
grundsätzliche Anderung dieses finanzaus­
gleiches wurde bei diesen Besprechungen nicht 
ventiliert. 

Präsident: 12. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten DDr. König (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Finanzen. 

131jM 

Sehen Sie eine Möglichkeit, die Entrichtung 
der Kraftfahrzeugsteuer, die bisher ausschließ­
lich durch das monatliche Aufkleben von 
Stempelmarken erfolgt, zu erleichtern? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich darf Bezug nehmen 
auf den Passus in der Regierungserklärung, 
in dem es heißt: "Der Gesamtbereich der 
Kraftfahrzeugbesteuerung soll nach ökonomi­
schen Gesichtspunkten untersucht werden, wo­
bei insbesondere auf die neuesten Ergebnisse 
der Wegekostenrechnung Bedacht zu' nehmen 
sein wird." 

Wie ich bereits bei Beantwortung der An­
frage des Herrn Abgeordneten Staudinger hin­
gewiesen habe, geht es im konkreten bei der 
Kraftfahrzeugsteuer, also einer Steuer, die mit 
1. 1. 1972 in die Abgabenhoheit der Länder 
übergeht und wo nur mehr ein mittelbares 
Interesse des Bundes gegeben ist, darum, die 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter beträchtlichen Einhebungskosten zu reduzie­
Herr Abgeordneter! Ich bin selbstverständlich ren. 
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Bundesminister Dr. Androsdt 
Ich habe deshalb vorgesehen, daß sich im 

Rahmen der Steuerreformkommission eine 
eigene Untergruppe mit dieser Frage beschäf­
tigt, wozu die Vertreter der großen Kraft­
fahrerorganisationen, aber natürlich in erster 
Linie die Vertreter der Länder, die ja von die­
ser Abgabe eiimahmemäßig betroffen sind, bei­
gezogen werden, um eine einvernehmliche Lö­
sung herbeizuführen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Wie Sie eben selbst ausgeführt haben, ist 
die Art der Einhebung dieser Steuer äußerst 
aufwendig. Es ging in meiner Anfrage nicht 
darum, auf die Wegekostenrechnung Bezug zu 
nehmen, also auf die Verteilung der Gewichte 
der Steuer, sondern einzig und allein auf die 
Art ihrer Einhebung. 

Wie Ihnen vielleicht bekannt ist, hat Jens 
Tschebull im "Kurier" einen Vorschlag zur 
Verwaltungsvereinfachung gemacht, der dar­
auf hinausläuft, daß wahlweise auch das Er­
lagscheininkasso, das ja heute in weiten Be­
reichen der Wirtschaft und des öffentlichen 
Lebens gang und gäbe ist, auch auf diesem 
Sektor wahlweise eingeführt werden sollte. 
Ich frage nun, Herr Bundesminister: Sind Sie 
bereit, eine solche verwaltungsmäßige Ver­
einfachung durchzuführen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Im Zusammenhang mit 
der Kraftfahrzeugsteuer ist mehrerlei zu prü­
fen. Ich darf darauf verweisen, daß sie in 
ihrer Konzeption auf eine reidlsdeutsdle Re­
gelung aus dem Jahre 1936 zurückgeht und 
daß sie eine Bemessungsgrundlage aufweist, 
bei der unbestritten ist, daß sie nicht mehr 
den heutigen Anforderungen entspricht. Selbst­
verständlich ist damit auch das Problem der 
Einhebungstechnik gegeben. 

Es gibt hier eine Reihe von Uberlegungen 
und Vorschlägen, die eben im Einvernehmen 
mit den unmittelbar Betroffenen, das sind also 
die Kraftfahrzeughalter oder ihre Vertreter be­
ziehungsweise jene Gebietskörperschaft, in 
deren Abgabenhoheit die Steuer fällt, zu klä­
ren sein werden, wobei zu prüfen ist, ob es 
eine Verwaltungsvereinfachung ist, wenn man 
das gegenwärtig unbefriedigende Verfahren 
weiter behält und hier sozusagen eine Option 
auf ein anderes Verfahren zusätzlich einführt. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. König. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Es sind auf einer Reihe von Gebieten 
Maßnahmen, die einfach sind, vorgezogen wor­
den, wenn man sidl mit komplexen Materien 

beschäftigen mußte, die diese Maßnahmen 
sonst sehr lange verzögert hätten. Jens Tsche­
bull hat in seinem Vorschlag im "Kurier" dar­
auf hingewiesen, daß die derzeitigen Kosten 
für die Verschleiß er 6 Prozent betragen, daß 
darüber hinaus bei einer Vorauszahlung die 
mittlere Zinsenersparnis 2,3 Prozent wäre. Das 
heißt also, daß jenen, die die Steuer mit Er­
lagschein im vorhinein entrichten würden, 
ohne Einnahmeverlust des Staates zugebilligt 
werden könnte, statt 12 Monatsbeiträge nur 
11 Monatsbeiträge zu zahlen. Es wäre also 
damit eine rasdl zu verwirklichende Verein­
fachung durchzuführen, die beiden Teilen, dem 
Staat durch die Vereinfadlung und den Steuer­
zahlern durch eine geringere Steuerleistung, 
helfen würde. 

Ich frage daher nochmals, Herr Bundesmini­
ster: Sind Sie bereit, eine solche Sofortmaß­
nahme zu prüfen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Geehrter Ab­
geordneter! Ich bitte nicht zu übersehen, daß, 
wenn die Bereitschaft dazu gegeben ist, den 
Betrag im vorhinein für das ganze Jahr zu 
bezahlen, diese Möglichkeit ja auch im gel­
tenden System gegeben ist, dieser Vorschlag 
also nicht die erwünsdlte Verwaltungsverein­
fachung, die angestrebt wird, bringen würde. 

Präsident: .13. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Eridl Hofstetter (SPO) an den 
Herrn Bundesminister für Finanzen. 

97JM. 
Welchen Anstieg verzeichnet das Niveau der 

Verbraucherpreise nach den Ihnen aktuel1st zu­
gänglichen Berechnungen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Die jüngsten 
mir zugänglichen Daten weisen darauf hin, 
daß der Verbraucherpreisindex gegenüber dem 
Vergleidlszeitraum im Vorjahr im Mai dieses 
Jahres um 4,2 Prozent höher liegt. Ich darf in 
diesem Zusammenhang auch nodl darauf ver­
weisen, daß bereits bei den Wirtsdlaftsgesprä­
chen im Dezember des vergangenen Jahres 
seitens des Leiters des Institutes für Wirt­
sdlaftsforschung eine mögliche Entwicklung 
im Ausmaß von 5 Prozent für das laufende 
Jahr prognostiziert wurde. 

Präsident: Herr Abgeordneter Hofstetter. 

Abgeordneter Erich Hofstetter: Ich danke für 
den Hinweis, daß bei dieser politisdlen Aus­
sprache der Paritätischen Kommission hier 
eine - Revision durchgeführt wurde, nämlidl 
daß die seinerzeitige Prognose einer voraus­
sichtlidlen Preissteigerung von 41/2 Prozent 
auf 5 Prozent korrigiert wurde. 
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Erlen Hofstetter 
Meine Frage, Herr Bundesminister, geht 

dahin, welche preisdämpfenden Maßnahmen 
Sie zu treffen gedenken. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androstb: Herr Abge­
ordneter! In der Regierungserklärung sind 
preisdämpfende Maßnahmen in Aussicht ge­
stellt worden. In Erfüllung dieses Verspre­
chens habe ich am 27. Mai dieses Jahres die 
betroffenen Ressorts, das heißt das Landwirt­
schaftsressort, das Handelsressort, das Innen­
ressort, sowie die Wirtschaftspartner eingela­
den, mit diesen gemeinsame Vorschläge zu 
erarbeiten. Hier ist eine weitgehende Uber­
einstimmung erzielt worden, um ein Paket 
preisdämpfender Maßnahmen einzuführen mit 
der Wirkung, daß gewisse Befreiungen oder 
Begünstigungen, die mit 30. 6. dieses Jahres 
auslaufen würden, ein halbes Jahr verlängert 
werden sollen, daß zusätzlich bestimmte Pro­
dukte begünstigt eingeführt werden können, 
um von dieser Seite her das Angebot zu er­
höhen. In Verbindung mit Maßnahmen des 
Landwirtschaftsressorts und des Handelsres­
sorts vor allem in Richtung auf einen stärke­
ren Wettbewerb soll sichergestellt werden, 
daß diese Begünstigungen auch an den Kon­
sumenten weitergegeben werden, sodaß man 
damit rechnen kann, daß auf Grund dieser 
preisdämpfenden Maßnahmen der Verbrau­
cherpreisanstieg unter den drohenden 5 Pro­
zent, auf das Jahr bezogen, bleiben wird, wo­
durch wir gegenüber unseren wichtigsten 
Nachbar- und Handelsländern eine relative 
Preisstabilität aufweisen werden. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident: 14. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Marwan-Schlosser (OVP) an 
den Herrn Bundesminister für Landesverteidi­
gung. 

137jM 

Ist Ihnen, Herr Minister, bekannt. daß vor 
wenigen Wochen von dem aus etwa 70 Matu­
ranten bestehenden Auswahlkul's an der Theresi­
anischen MiIitärakademie Wiener Neustadt ein 
Massenaustritt von mehr als 21 Offiziersanwär­
tern erfolgt ist? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Landesverteidigung 

einzuschlagen, erfolgte vor Beginn der eigent­
lichen Offiziersanwärterausbildung. Die An­
suchen um Ausscheiden wurden hauptsächlich 
aus Gründen einer anderweitigen Berufsaus­
bildung, wie Studium, Mitarbeit im Geschäft 
der Eltern beziehungsweise auch aus fami­
liären Interessen und so weiter, gestellt. 

Diese Ausscheidungsziffer entspricht im all­
gemeinen dem langjährigen Ausscheidungs­
prozentsatz. So sind beispielsweise aus dem 
Auswahlkurs 1969 von 65 Soldaten 18 ausge­
schieden. Wenn man nun die Prozente dieser 
Ausscheidungsquote in den letzten Jahren ver­
gleicht, so kommt man zu dem Ergebnis, daß 
die letzte Ausscheidungsprozentquote 28,9 Pro­
zent beträgt, daß sie voriges Jahr 27,9 Prozent 
betrug und damit gegenüber den Vorjahren, 
wo die Quote 34 bis 36 Prozent betrug, ein 
Abfall zu verzeichnen ist. 

Präsident: Herr Abgeordneter Marwan­
Schlosser. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Herr Mini­
ster! Wie hoch ist der Offiziersnachwuchs­
bedarf pro Jahr? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Im allgemeinen 
liegt er etwa bei 80 bis 90 Offizieren, die 
jährlich gebraucht würden. Der Nachwuchs 
liegt aber im allgemeinen jetzt bei SO bis 60 
Offizieren, die tatsächlich zu uns kommen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Marwan­
Schlosser. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser: Aus dieser 
Antwort geht hervor, daß sich zu wenige Per­
sonen für die Einsdllagung der Offizierslauf­
bahn melden. Herr Minister! Weldle Maßnah­
men gedenken Sie zu treffen, um diese Be­
rufswahl für die Zukunft attraktiver zu ge­
stalten? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Derzeit ist die 
Lage so, daß die. B-Laufbahn, wie sich die 
Laufbahn auf der Akademie als H 2-Laufbahn 
ergibt, einfacher und rascher im öffentlichen 
Dienst zu erreichen ist. Hier wird es also 
darauf ankommen, bei der Laufbahn des Offi­
ziers gegenüber der B-Laufbahn allmählich 
eine Besserstellung zwischen H 1 und H 2 zu 
erreichen. 

Freihsler: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Präsident: 15. Anfrage: Anfrage des Herrn 
In den Auswahlkurs 1970 an der Theresiani- Abgeordneten Schieder (SPO) an den Herrn 
schen Militärakademie in Wr. Neustadt wur- Bundesminister für Landesverteidigung. 
den 79 Soldaten einberufen, von denen bis 
zum 1. Juni 1970 23 ausgeschieden sind. Das 
Ausscheiden von allein 17 Offiziersanwärtern 
aus dem Auswahlkurs und deren Entschei­
dung, die Reserveoffiziersanwärterlaufbahn 

114/M 

Welche Fragen werden - neben der Ver­
kürzung der Wehrdienstzeit auf sechs Monate -
im Vordergrund der Beratungen der Bundes­
heerreformkommission stehen? 
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Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Anläßlich der Konstituie­
rung der Bundesheerreformkommission am 
15. Mai 1970 habe ich in meiner Eröffnungs­
rede als Zielsetzungen der Kommission die 
Ausarbeitung von Reformvorschlägen auf fol­
genden Gebieten genannt: 

1. Umstrukturierung des Bundesheeres auf 
der Basis der allgemeinen Wehrpflicht sowie 
jener AufgabensteIlung, die von der Bundes­
regierung in ihrer Sitzung am 11. Mai 1965 
richtungweisend für die militärische Landes­
verteidigung formuliert wurde; 

2. Verbesserung der Organisation der Mo­
bilmachungsmaßnahmen und aller jener Maß­
nahmen des Mob-Heeres, die eine rasche und 
wirkungsvollere Mobilmachung im Bedarfs­
falle erlauben; 

3. Ausbildung der Wehrpflichtigen im Rah­
men des auf sechs Monate zu verkürzenden 
Präsenzdienstes im Hinblick auf den Einsatz 
im Mobilmachungsheer, was bei uns mit der 
Landwehr gleichzusetzen wäre; und schließlich 

4. Herabsetzung der Wehrdienstpflicht und 
Prüfung der Möglichkeiten der Einführung 
eines Wehrersatzdienstes. 

Präsident: Herr Abgeordneter Schieder. 

Abgeordneter Schieder: Herr Bundesmini­
steil Stehen auch die Fragen der Verringe­
rung der Grußpflicht und der Abschaffung 
jener Exerzierdienste" die als Ubungen ge­
tarnte Strafen und Schikanen sind, zur Dis­
kussion? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Die Reformkom­
mission wird auch diese Frage im Rahmen 
ihres Arbeitsausschusses Ausbildung überprü­
fen. Ich bin überzeugt, daß es hinsichtlich der 
Grußpflicht modernere Auffassungen gibt und 
daß man diesen moderneren Auffassungen 
auch entgegenkommen kann. (Abg. Z e i 11 i n­
ger: "Freundschaft"!) Auch das Exerzieren 
soll auf ein Mindestmaß beschränkt bleiben, 
soweit es also für die unbedingte Aufrechter­
haltung der Disziplin notwendig ist. Die Aus­
bildung soll vor allem auf die Einsatzverwen­
dung ausgerichtet werden und die Ausbildung 
an sich keine Strafmaßnahme sein. 

Präsident: Herr Abgeordneter Schieder. 

Abgeordneter Sdlieder: Herr Bundesmini­
ster! Es wurde die Frage der zahlenmäßig 
starken Vertretung von Offizieren in der Kom­
mission aufgeworfen. Ich frage Sie deshalb, 
Herr Bundesminister, ob die Zusammenset­
zung dieser Reformkommission es ermöglicht, 
daß auch die Vorschläge der Minderheiten 
berücksichtigt werden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneterl Die Auffassungen der Ver­
treter in der Reformkommission sind auf 
Grund der Tatsache, daß sie aus verschieden­
sten Interessengruppen kommen, sehr ver­
schieden, sodaß ich mir nicht vorstellen kann, 
daß es zu einem einheitlichen Bericht kommen 
wird. Ich glaube daher, daß es in der Kommis­
sion einen Mehrheitsbericht und vielleicht ein 
bis zwei Minderheitsberichte geben wird, so­
daß damit auch den Minderheiten die Mög­
lichkeit gegeben wird, ihre Berichte vor den 
entsprechenden Foren zur Diskussion zu stel­
len. 

Präsident: 17. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Haas (SPO) an den Herrn Bun­
desminister für Landesverteidigung. 

116JM 

Wann tritt das Ressol'tübereinkommen zwi­
schen dem Landesverteidigungsministerium und 
dem Unterrichtsministerium hinsichtlich der 
Einberufung von Lehrern zum Präsenz dienst in 
Kraft? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Das Ressortübereinkom­
men b~treffend die Befreiung von der Ablei­
stung des ordentlichen Präsenzdienstes für 
Lehrer wurde am 15. Mai 1970 vom Herrn 
Bundesminister für Unterricht und von mir 
unterzeichnet. Die im genannten Ressortüber­
ein~ommen enthaltenen Regelungen sind so­
mit mit diesem Zeitpunkt in Kraft getreten. 

Präsident: Herr Abgeordneter Haas. 

Abgeordneter Haas: Herr Bundesminister! 
Nun wird uns berichtet, daß etliche junge 
Lehrer die Einberufungsbescheide bereits be­
kommen haben und sie demnach am 1. Juli 
ihren Präsenzdienst antreten müßten. Wird 
hier seitens des Ministeriums etwas unter­
nommen, damit diese Einberufungsbescheide 
wieder zurückgenommen. werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Freihsler: Der Vorgang hier 
ist folgender: Die Bezirksschulbehörde hat für 
die betreffenden Lehrer - sei es, daß es Leh­
rer aus Fachrichtungen sind, bei denen Mangel 
herrscht, oder Lehrer in Notstandsgebieten, wo 
es um die Schließung von Schulen oder um die 
Auflösung von Schulklassen ginge - die Mög­
lichkeit, beim Bundesministerium für Unter­
richt diesen Antrag zu stellen. Dieser Antrag 
geht an das Landesverteidigungsministerium 
und wird hier, solange das öffentliche Inter­
esse des Notstandes, wenn ich so sagen darf, 
gegeben ist, erfüllt werden. 
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Bundesminister Freihsler 
Von den derzeit einberufenen Lehrpersonen 

wurde bisher im Bundesministerium für Un­
terricht noch kein entsprechender Antrag ge­
stellt, während die Bearbeitung für weitere 
Freistellungen von Lehrern sicherlich im 
Gange ist. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 16. Anfrage wurde zurückgezogen, 
ebenso die 18. Anfrage. 

Bundesministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie 

Präsident: 19. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Tödling (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie. 

133/14 

Herr Minister, sind Sie bereit, einen Gesetz­
entwurf vorzulegen, demzufolge die Typen­
scheine für verschrottete Autos eingezogen 
werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Das Bundesministerium beab­
sichtigt nicht, einen solchen Gesetzentwurf vor­
zulegen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Tödling. 

Abgeordneter Tödling: Herr BlI:ndesmini­
sterl Der heutigen "AZ" ist zu entnehmen, daß 
der Handelsminister einige Initiativen hin­
sichtlich der Autofahrer beziehungsweise der 
Vereinfachung für Autofahrer bei Anmeldung 
und so weiter beabsichtigt. Herr Bundesmini­
ster! Wäre es nicht angebracht, diese von mir 
vorgeschlagene Initiative hier einzubauen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacber: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneterl Ich habe die Gelegen­
heit wahrgenommen, bei den beiden Kraftfah­
rerorganisationen vorzusprechen und dortent­
sprechende Wünsche entgegenzunehmen, die 
ich jetzt im Kraftfahrbeirat behandeln lasse. 
Ich werde selbstverständlich auch diese Ihre 
Anregung aufgreifen und dieses Problem im 
Kraftfahrbeirat zur Sprache bringen. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: 20. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Melter (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Bauten und Technik. 

l08/M 
Bis wann wird der unhaltbare Zustand, daß 

die Werksküche im Regierungsgebäude am 
Stubenring gesperrt ist, beendet werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Bei 
Ubernahme des Bautenressorts habe ich fest­
gestellt, daß die Küche in dem Gebäude seit 
längerer Zeit nicht benützt wird. Das war eine 
Feststellung, die nicht ich all~in getroffen habe, 
sondern auch die übrigen Herren Minister, die 
in diesem Gebäude mit ihren Ministerien un­
tergebracht sind. 

Wir haben uns daher sofort dieser Frage 
angenommen. Aber vor Wiedereröffnung des 
Küchenbetriebes waren notwendige Unter­
suchungen erforderlich, u.::-a eine Betriebsfüh­
rung sicherzustellen, die einerseits den Vor­
stellungen der Bediensteten des Hauses, aber 
andererseits auch den budgetären Gegeben­
heiten Rechnung trägt. 

Diese Prüfung wurde inzwischen abgeschlos­
sen, sodaß ich hoffe, daß nach Durchführung 
der notwendigen Adaptierungsarbeiten wäh­
rend der Sommermonate der Küchenbetrieb 
im Spätsommer dieses Jahres wiederaufge­
nommen werden kann. 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneter Melter: Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Bereits im November des letz­
ten Jahres habe ich die Frau Minister Rehor 
wegen derselben Angelegenheit befragt. Da­
mals wurde die Auskunft gegeben, daß ein 
Pächter vorhanden sei. Es war nur die Frage 
offen, inwieweit er geeignet wäre, die Voraus­
setzungen für den Küchenbetrieb zu erfüllen. 

Nachdem seit dieser Anfragebeantwortung 
nun doch etwa acht Monate verstrichen sind, 
sollte man eigentlich annehmen können, daß 
im Rahmen der zuständigen Ministerien, wo­
bei das Bautenministerium federführend ist, 
eine Entscheidung herbeigeführt worden wäre. 

Ich richte daher an Sie, Herr Bundesminister, 
die Anfrage: Ist immer noch der gleiche Päch­
ter vorhanden, und woran liegt es, daß die 
Adaptierung in der so langen Ruhezeit nicht 
bereits durchgeführt worden ist, um den Be­
trieb sofort aufnehmen zu können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Darf ich Ihnen, Herr 
Abgeordneter, dazu sagen, daß auch unter Zu­
hilfenahme eines gerichtlich beeideten Sach­
verständigen für das Gastgewerbewesen Prü­
fungen hinsichtlich der Auswahl des Pächters 
durchgeführt worden sind. Sie werden verste­
hen, daß es sich hier um ein Unternehmen han­
delt, das entsprechend leistungsstark sein muß, 
damit keine Klagen, was das Angebot an 
Speisen anlangt, befürchtet werden müssen. 
Diese Fragen sind in der Zwischenzeit ge­
klärt worden. 
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Bundesminister Moser 
Zur zweiten Frage aber darf ich Ihnen sa­

gen, daß es sich meiner Kenntnis entzieht, 
warum die Frage der budget ären Vorsorge 
in der hinter uns liegenden Zeit nicht ent­
sprechend geordnet wurde. Ich habe die Her­
ren Ministerkollegen aber sofort angeschrie­
ben, ob sie auch Beiträge leisten können, was 
den Betrieb der Küche selbst anlangt, weil ich 
der Meinung bin, daß mangels budgetärer Vor­
sorge im Bautenressort für diesen Zweck wohl 
die baulichen Notwendigkeiten in meinem 
Ressort aufgebracht werden können, daß aber 
die Frage der Ausstattung des Betriebes unter 
Heranziehung gemeinsamer Mittel aller betei­
ligten Ressorts gelöst werden muß; und ich 
glaube, daß wir diesen Weg auch gefunden 
haben. 

Präsident: Herr Abgeordneter Melter. 

Abgeordneter MeIler: Herr Bundesminister! 
Können Sie bitte darüber Auskunft geben, ob 
die Preisverbilligung in dieser Werksküche 
auf etwa den halben Preis im Vergleich zu 
anderen Gaststättenbetrieben durch Subven­
tionen aus den Ministerien herbeigeführt 
wurde oder ob der Pächter diesbezüglich be­
sonders vorteilhaft wirtschaften konnte, um 
ein günstiges Angebot zu machen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Die Ministerien 
haben, soweit ich informiert wurde, was die 
Verbilligung des Essens in der früheren 
Küche anlangt, keine Subventionsbeiträge ge­
geben. Es befinden sich im Budget auch keine 
Vorsorgen etwa für die Zukunft. Ich bin auch 
der Meinung, daß der Pächter beziehungsweise 
derjenige, der diesen Betrieb übernimmt, auf 
Grund der zu erwartenden Anzahl von zu ver­
abreichenden Menüs durchaus imstande sein 
muß, eine im Hinblick auf die Einkommens­
verhältnisse der an dieser Küche sich beteili­
genden Personen entsprechend günstige Preis­
kalkulation vorzunehmen. 

Präsident: 21. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten DDr. König (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Bauten und Technik. 

134/M 
Werden Sie das Wahl versprechen der Sozia­

listen, jährlich um 5000 geförderte Wohnungen 
mehr zu bauen, bereits im heurigen Jahr ein­
lösen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Es ist sicherlim aum Ihnen bekannt, daß die 
Aufbringung von bedeutenden Mehrbeträgen 
für den Wohnungsbau aus Haushaltsmitteln 
des Bundes wegen der Situation des Bundes­
haushaltes derzeit nimt möglich ist. Es ist 
daher notwendig, die derzeit für Wohnbau­
zwecke zur Verfügung stehenden öffentlidlen 

Mittel im Wege der Umstrukturierung des 
Finanzierungsplanes neu zu verteilen. Zu die­
sem Zwe~ ist aber eine Änderung der be­
stehenden 'Rechtsvorschriften für die Inan­
spruchnahme öffentlicher Mittel erforderlich. 
Die dafür notwendigen legislativen Arbeiten 
sind bereits in Angriff genommen worden, 
und es besteht meine feste Absicht, dem 
Hohen Hause so zeitgerecht eine entspre­
dlende Regierungsvorlage zuzuleiten, daß 
diese Vorlage mit 1. Jänner 1971 wirksam 
wird. 

Wenn Sie mich also fragen, ob ich das Wahl­
verspredlen der Sozialisten, jährlich um 5000 
geförderte Wohnungen mehr zu bauen, be­
reits im heurigen Jahr einlösen will, so beant­
worte ich diese Frage im Hinblick auf meine 
Ausführungen mit Ja. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. König., 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
minister! Im sozialistischen Wohnbaupro­
gramm steht, daß Sie im Zeitraum von 1971 
bis 1980 die Zahl der jährlich zu erridltenden 
Wohnungen auf 100.000 erhöhen wollen. Sie 
geben auch im Finanzierungskonzept konkrete 
Ziffern an. Sie schreiben von 5,6 Milliarden 
Schilling allein für Darlehen und Annuitäten­
zusmüsse und von weiteren 5,3 Milliarden 
SChilling jährlich an Kapitalmarktmitteln, die 
zusätzlich aufzubringen wären. Sie führen in 
dem Programm selbst aus, daß Umstrukturie­
rungen - was Sie auch jetzt bekräftigt ha­
ben - notwendig sein werden und daß der 
Abgang, der sim nach Ihren Berechnungen 
ergibt, wobei nom die Wohnbaubeihilfen, die 
Sie angekündigt haben, hinzuzurechnen sind, 
durch Umstrukturierungen hereingebracht 
werden müßte. 

Herr Bundesminister! Sind Sie in der Lage, 
heute zu sagen, welcher Art diese Umstruk­
turierungen sein sollen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Ich entnehme Ihren 
Darstellungen, daß Sie erfreulicherweise das 
Wohnungskonzept der Regierungspartei sehr 
genau studiert haben. Wenn Sie dieses Kon­
zept studiert haben, werden Sie gesehen ha­
ben, daß ich der Meinung bin, daß der Einsatz 
öffentlicher Mittel im Ausmaß von 60 Prozent 
Direktdarlehen für jede Wohnung die Weg­
nahme der öffentlimen Mittel, die für den 
Wohnbauzweck gebunden aufgebramt werden, 
bedeutet. 

Wenn wir nun den, gesamten Finanzierungs­
plan so umstrukturieren, daß wir mehr Kapi­
talmarktmittel hereinbringen und die dadurch 
freiwerdenden öffentlichen Mittel zur Abstüt­
zung der sich aus den Kapitalmarktdarlehen 
ergebenden Annuitätenverpflichtungen ver­
wenden, und wenn wir darüber hinaus auch 
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Bundesminister Moser 

noch zur Verbilligung der Wohnungen die 
Rückzahlung des öffentlichen Darlehens - im 
Schnitt gesehen etwa 42,5 Prozent in Zu­
kunft - auf die Dauer der Rückzahlung des 
Kapitalmarktdarlehens stunden, dann ergibt 
sich für den Wohnungsinteressenten daraus 
zweifellos gegenüber dem heutigen Zustand 
eine nicht unwesentliche Verbilligung des 
Wohnungsaufwandes pro Monat. 

Präsident: Herr Abgeordneter DDr. König. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundesmini­
ster! Die von Ihnen angeführte Umstruktu­
rierung, das heißt also die Senkung der Bei­
träge der öffentlichen Hand von 60 auf 45 Pro­
zent, wie es hier angegeben ist, bei gleich­
zeitig erhofften Beiträgen aus dem Kapital­
markt, bedeutet, um das wettzumachen, nach 
Ihrem eigenen Konzept einen Budgetabgang 
für Annuitäten und Darlehenszuschüsse, die 
Sie für diesen Kapitalmarkt nun aufwenden, 
weil Sie aus dem Kapitalmarkt Kredite auf­
nehmen müssen, von 300 Millionen ohne Woh­
nungsbeihilfe. Diese müssen also aus dem 
Budget gedeckt werden. 

Ich finde daher, daß meine Frage, wie Sie 
das aus dem Budget umstrukturieren wollen, 
nicht beantwortet war, möchte aber nicht um 
meine zweite Frage kommen und stelle diese 
Frage daher nicht noch einmal. 

Meine zweite Frage geht dahin: Sie sagen, 
Sie wollen den Kapitalmarkt verstärkt heran­
ziehen. Nun steht aber in diesem Wohnbau­
konzept eine sehr kapitalmarktfeindliche Maß­
nahme. In diesem Konzept steht nämlich, daß 
beabsichtigt ist, die Spareinlagen jener Bau­
sparer, die ihre Ansparungen nach der fünf­
jährigen Bindung effektiv nicht zum Bauen 
verwenden, auf einen weiteren Zeitraum von 
fünf Jahren, insgesamt also für zehn Jahre, zu 
binden, anderenfalls die Steuer nachentrichtet 
werden müßte. 

Herr Bundesminister! Sind Sie bereit, einer 
solchen kapitalmarktfeindlichen und Ihrem 
eigenen Wohnbaukonzept hinderlichen Maß­
nahme in der Bundesregierung entgegenzu­
treten, wenn das in der Bundesregierung zur 
Sprache kommt? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

für den Wohnbau zu finden. Ich habe gar kei­
nen Zweifel, daß der derzeitige Finanzrninister 
dazu durChaus bereit ist. 

Zum zweiten: ICh habe mir sChon einmal 
den Vorwurf einer Zeitung zugezogen, daß 
ich in Kompetenzen, die nicht meinem Ressort 
zugeordnet sind, eingreifen würde. 

Was Ihre zweite Frage anlangt, hat aber 
der Herr Finanzminister bereits in den letzten 
Wochen eine sehr eindeutige Antwort gege­
ben. 

Präsident: 22. Anfrage: Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Scrinzi (FPtJ) an den Herrn 
Bundesminister für Bauten und Technik. 

l09/M 
Wird der Notwendigkeit eines beschleunigten 

Ausbaues der Universität Graz Rechnung ge­
tragen werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Das Bundesministerium für Bauten und TeCh­
nik hat in den vergangenen zwei Jahren im 
BereiCh der Universität Graz Neubauten für 
rund 100 Millionen Schilling fertiggestellt. Ich 
erinnere an den Bibliothekszubau, an die In­
stitute für Geisteswissenschaften und Chemie! 
Hörsaalgebäude. Vor kurzem wurde nun mit 
dem Neubau des Institutes für die vorklini­
sChen FäCher begonnen, für welChes im HoCh­
schulsonderprogramm insgesamt 130 Millionen 
Schilling vorgesehen sind. Es wird also, wie 
sich meiner Meinung naCh daraus ergibt, den 
Ausbaunotwendigkeiten wirklich ReChnung 
getragen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Es ist sehr freundlich, daß Sie Ihrem Vor­
gänger in diesem Zusammenhang ein Lob aus­
gesprochen haben. 

Aber ich darf Sie auf die Ihnen sicher be­
kannten Äußerungen des derzeitigen Rektors 
Magnifizenz Professor Lechner verweisen, der 
einerseits darauf hingewiesen hat, daß sich 
nach den Vorausberechnungen die Hörerzahl 
in Graz bis 1975 verdoppeln wird, daß aber 
schon auf Grund der jetzigen Situation das 

Bundesminister Moser: Ich darf Ihnen, Herr Verhältnis der derzeitigen Hörerzahlen zu den 
Abgeordneter, zunächst auf die Frage nach zur Verfügung stehenden Flächen der Uni­
den 300 Millionen Schilling eine Antwort versität geradezu katastrophal ist. Gemessen 
geben: Sie werden bei der Durchrechnung fin- an internationalen Maßstäben steht in Graz 
den, daß sich der Abgang von 300 Millionen pro Student rund ein Zehntel jener FläChe an 
Schilling auf die Zeit von 1971 bis 1975 er- Lehrräumen, Hörsälen, Institutsräumen, La­
streckt. Nun bin iCh der Meinung, daß der borräumen und so weiter zur Verfügung, die 
Finanzminister oder jeder Finanzminister erforderlich wäre. Der Bedarf, um dieses Miß­
durchaus imstande sein muß, in einem solchen I verhältnis einigermaßen ins Gleichgewicht zu 
Zeitraum die Bedeckung für einen Abgang bringen, beträgt 750 Millionen Schilling. Bei 
oder eine Lücke von 300 Millionen Schilling den derz~itigen Ansätzen wird man niCht in 

8. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 15 von 77

www.parlament.gv.at



300 Nationalrat XU. GP. - 8. Sitzung - 17. Juni 1970 

Dr. Scrinzi 
der Lage sein, diese Diskrepanz in absehbarer 
Zeit zu bewältigen. Haben Sie vorgesehen, 
hier mit außerordentlichen Maßnahmen die 
Notlage an der Grazer Universität in abseh­
barer Zeit zu beheben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Zunächst einmal zur Frage der Notwendig­
keit des beschleunigten Ausbaues: Ich möchte 
darauf verweisen, daß nicht das Bundesmini -
sterium für Bauten und Technik aus eigener 
Wirksamkeit eine Dringlichkeitsreihung vor­
nehmen kann und vornimmt, sondern daß ja 
das Bundesministerium für Unterricht für die 
Frage der Dringlichkeit ressortzuständig ist. 

Aber ich weiß nicht, ob Sie darüber infor­
miert sind, daß vor allem für Institutsgebäude, 
die zweifellos dringend notwendig sind, Ver­
handlungen oder Gespräche mit dem Bundes­
land Steiermark in der Frage der endgültigen 
Widmung, vor allem des landeseigenen 
St. Anna-Kinderspitals, geführt werden. 
Wenn es gelingen würde, das St. Anna-Kin­
derspital zu verlegen, stünde mit einem 
Schlage ohne besondere Bauaufwendungen ein 
wesentlicher Teil des notwendigen Raumes 
oder zumindest ein Teil des notwendigen 
Raumes zur Verfügung .. 

Diese Gespräche laufen, sie sind aber noch 
nicht zum Abschluß gekommen. Daher kann 
ich endgültig darüber auch noch nichts aus­

. sagen. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­
laufen. Die nicht mehr zum Aufruf gelangten 
Anfragen werde ich in der nächsten Sitzung 
zum Aufruf bringen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Seit der letzten Haussitzung sind 
sieben Anfragebeantwortungen eingelangt, die 
den Anfragestellern übermittelt worden sind. 
Diese Anfragebeantwortungen wurden auch 
vervielfältigt und an alle Abgeordneten ver­
teilt. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge 

17/ A der Abgeordneten Dr. Haider und Ge­
nossen, betreffend die Schaffung eines Bundes­
gesetzes, mit dem das Bewertungsgesetz 1955 
neuerlich abgeändert wird, und 

18/A der Abgeordneten Dr. Scrinzi, Suppan, 
Lukas und Genossen, betreffend Berücksichti­
gung der Teilnahme an den Kärntner Abwehr­
kämpfen bei der Gewährung von aa. Ver-

Ich ersuche nun die Frau Sduiftführerin, 
Abgeordnete Herta Winkler, um die Verle­
sung des Einlaufes. (Präsident Pro b s t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Schriftführerin Herta Winkler: 

"Der Bundeskanzler 

An Herrn Präsidenten des Nationalrates. 

Der Herr Bundespräsident hat mit Entschlie­
ßung vom 8. Juni 1970 über meinen Antrag 
gern. Art. 73 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
in der Fassung von 1929 für die Dauer der 
zeitweiligen Verhinderung des Bundesmini­
sters für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Ru­
dolf Kirchschläger, in der Zeit vom 10. bis 
19. Juni 1970, den Bundesminister für Justiz 
Dr. Christian Broda mit dessen Vertretung 
betraut. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme, Mitteilung zu 
machen. 

Kreisky" 

Präsident Probst: Dient zur Kenntnis. 

Ich ersuche die Frau Schriftführer um die 
Verlesung der eingelangten Regierungsvor­
lagen. 

Schriftführerin Herta Winkler: Von der Bun­
desregierung sind folgende Regierungsvorla­
gen eingelangt: 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland zur Vermei­
dung der Doppelbesteuerung und zur Verhin­
derung der Steuerumgehung bei den Steuern 
vom Einkommen (30 der Beilagen); 

Bundesgesetz, betreffend entgeltliche und 
unentgeltliche Veräußerungen und Belastun­
gen von unbeweglichem Bundesvermögen 
(32 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem die Bundesforste­
Dienstordnung geändert wird (2. Novelle zur 
Bundesforste-Dienstordnung) (46 der Beila­
gen); 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
betreffend die Regelung des Krankenpflege­
fachdienstes, der medizinisch-technischen 
Dienste und der Sanitätshilfsdienste abgeän­
dert wird (47 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über öffentliche Schutzimpfungen gegen über­
tragbare Kinderlähmung geändert wird (48 der 
Beilagen); 

sorgungsgenüssen an ehemalige Berufsmilitär- Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
personen, über Schutzimpfungen gegen Tuberkulose ge-
weise ich dem Finanz- und Budgetausschuß zu. ändert wird (49 der Beilagen); 
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Sdlriftführer 
Bundesgesetz, mit dem Uberschreitungen Ich werde die Behandlung der dringlichen 

der Ansätze des Bundesfinanzgesetzes 1970 Anfrage an den Schluß dieser Sitzung, jedoch 
genehmigt werden (1. Budgetüberschreitungs- nicht über die fünfte Nachmittagsstunde hinaus 
gesetz 1970) (50 der Beilagen); verlegen. 

Bundesgesetz, mit dem das Apothekengesetz 
ergänzt wird (Apothekengesetznovelle 1970) 
(52 der Beilagen); 

Bundesgesetz über besondere strafrechtliche 
Bestimmungen für Soldaten (Militärstrafge­
setz) (53 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Landeslehrer­
Dienstrechtsüberleitungsgesetz 1962 abgeän­
dert wird (6. Novelle zum LaDUG. 1962) (54 der 
Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem das Land- und forst­
wirtschaftliche Landeslehrer-Dienstrechtsüber­
leitungsgesetz abgeändert wird (56 der Beila­
gen); 

Bundesgesetz, mit dem das Landesvertrags­
lehrergesetz 1966 abgeändert wird (73 der Bei­
lagen); 

Bundesgesetz betreffend entgeltliche Ver­
äußerungen und Belastungen von unbeweg­
lichem Bundesvermögen (14 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Schätzung des land­
wirtschaftlichen Kulturbodens (Bodenschät­
zungsgesetz 1970) (75 der Beilagen). 

Präsident Probst: Die soeben als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen werde 
ich gemäß § 41 Abs. 4 des Geschäftsordnungs­
gesetzes in der nächsten Sitzung zur Zuwei­
sung bringen. 

Den vom Bundesminister für Bauten und 
Technik zur Entschließung des Nationalrates 
vom 23. Oktober 1968, betreffend den Rech­
nungsabschluß des Wohnhaus-Wiederaufbau­
fonds zum 31. Dezember )969, vorgelegten 
Bericht (III-12 der ,Beilagen) weise ich dem 
Bautenausschuß zu und 

den Bericht des Bundesministers für Finan­
zen betreffend Verfügungen über gewegIiches 
Bundesvermögen im Zeitabschnitt 2. Viertel 
1966 bis einschließlich 1. Viertel 1970 (III-13 
der Beilagen) dem Finanz- und Budgetaus­
schuß. 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident Probst: Es ist mir der Vorschlag 
zugekommen, gemäß § 73 Geschäftsordnungs­
gesetz über die in der heutigen Sitzung einge­
brachte Anfrage der Abgeordneten Herta 
Winkler und Genossen an den Bundesmini­
ster für soziale Verwaltung, betreffend Er­
höhung der Witwenpensionen, eine Debatte 
abzuführen. Das bedeutet diese Anfrage als 
dringlich zu behandeln. Da dieser Dringlich­
keitsantrag von zwanzig Abgeordneten unter­
stützt ist, ist ihm ohne weiteres stattzugeben. 

1. Punkt: Bericht des Finanz- und Budgetaus­
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Finanzen (111-1 der Beilagen) betreffend 
VeräuDerung von unbeweglichem Bund·esver­
mögen im 1. Viertel 1969 (24 der Beilagen) 

Präsident Probst: Wir gehen in die Tages­
ordnung ein und gelangen zum 1. Punkt; Be­
richt des Bundesministers für Finanzen betref­
fend Veräußerung von unbeweglichem Bun­
desvermögen im 1. Viertel 1969. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Machunze. Ich bitte ihn, zum Gegenstand zu 
berichten. 

Berichterstatter Machullze: Hohes Haus! Das 
Bundesfinanzgesetz 1969 bestimmt in Arti­
kel IX Abs. 3, daß der Bundesminister für 
Finanzen dem Nationalrat einen Bericht bei 
Verfügungen über Bestandteile des unbeweg­
lidlen Bundesvermögens vorzulegen hat, wenn 
diese Verfügung im einzelnen Fall den Betrag 
von 300.000 S übersteigt. 

Der Bundesminister für Finanzen hat dem 
Nationalrat einen Bericht über die Veräuße­
rung von unbeweglichem Bundesvermögem im 
1. Vierteljahr 1969 vorgelegt, den der Finanz­
und Budgetausschuß in seiner Sitzung vom 
26. Mai 1970 behandelte. 

Im Auftrag des Finanz- und Budgetausschus­
ses stelle ich den An t rag, der Nationalrat 
wolle den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen über Veräußerung von unbeweg­
lichem Bundesvermögen im 1. Vierteljahr 1969 
zur Kenntnis nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident Probst: Es liegt keine Wortmel­
dung vor. Die General- und Spezialdebatte 
können daher entfallen. Wir gelangen nun­
mehr zur A b s tim m u n g. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des Berichterstatters beitreten, den 
vorliegenden Bericht des Bundesministers für 
Finanzen zur Kenntnis zu nehmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Danke. Ein s t i ffi-

m i g a n gen 0 m m e n. 

2. Punkt: Bericht des Fillanz- und Budgetaus­
schusses über den Bericht des BUlldesmillisters 
für Fillanzell (111-2 der Beilagen) betreffend 
Veräußerung von ullbeweglichem Bundesver­
mögen im 2. Viertel 1969 (25 der Beilagen) 

22 
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Einführung dieser Maßnahme nicht möglich 
ist, wäre eine etappenweise Regelung dieses 
Zieles anzustreben." 

Präsident Probst: Wir gelangen zum 2. Punkt 
der Tagesordnung: BeriCht des Bundesmini­
sters für Finanzen betreffend Veräußerung 
von unbeweglichem Bundesvermögen im 
2. Viertel 1969. 

Während der folgenden Monate und Jahre 
hat die sozialistisChe Parlamentsfraktion die 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete OVP-Regierung stets gedrängt, dieser Ent-
Machunze. Ich bitte ihn zu berichten. schließung des Nationalrates ReChnung zu tra-

Berichterstatter Macbunze: In der Sitzung 
vom 26. Mai 1910 hat siCh der Finanz- und 
BudgetaussChuß mit dem Bericht des Bundes­
ministers für Finanzen betreffend Veräußerung 
von unbeweglichem Bundesvermögen im 
2. Vierteljahr 1969 beschäftigt. 

Ich stelle im Auftrag des Ausschusses den 
An t rag, der Nationalrat wolle auCh den 
Bericht für das 2. Vierteljahr 1969 zur Kennt­
nis nehmen. 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 

gen. 

Als sChließlich im Jahre 1969 Regierungs­
vorlagen vorgelegt wurden, die den Vorstel­
lungen der sozialistischen Parlamentsfraktion 
bezüglich einer Erhöhung der Witwenpensio­
nen nur in höchst unvollständiger Weise ReCh­
nung trugen, legten die sozialistisChen Abge­
ordneten zum Bericht des SozialaussChusses 
(1439 der Beilagen) einen Minderheitsbericht 
vor, in dem eine etappenweise Erhöhung der 
Witwenpensionen, und zwar folgendermaßen 
vorgesChlagen wurde: 

gemeldet. Die Debatte entfällt. 
Wir gelangen nunmehr zur 

mungo 

A b s t i m- Erhöhung von 50 auf 55 Prozent mit Wir-
kung vom 1. 1. 1970, 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
Antrag des BeriChterstatters beitreten, den 
gegenständlichen Bericht des Bundesministers 
für Finanzen zur Kenntnis zu nehmen, sich 
von den Sitzen zu erheben. - Danke. E i n-
s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Erhöhung auf 51,5 Prozent mit Wirkung vorn 
1. 1. 1911, 

Erhöhung auf 60 Prozent mit Wirkung vorn 
1. 1. 1973. 

Die in diesem Sinne zu den Regierungsvor­
lagen eingebraChten Abänderungsanträge wur-

Die Tagesordnung ist erschöpft. den von der asterreichischen Volkspartei als 
der damaligen Mehrheitspartei leider abge-

Dringliche Anfrage der Abgeordneten Herta I lehnt. 
Winkl,er, Kurt Preußler und Genossen an den Da die sozialistischen Abgeordneten als Re­
Bundesminister für soziale Verwaltung betref- gierungsfraktion an ihrem Ziel einer etappen-

fend Erhöhung der Witwenpensionen weisen Erhöhung der Witwenpensionen auf 
Präsident Probst: Wir gelangen nunmehr 60 Prozent unverändert. f~sthal!.en, ri~ten sie 

zur Behandlung der dringlichen Anfrage. an den H~rm BundesmInIster fur SOZIale Ver­
waltung dIe nachstehenden 

ICh bitte zunächst den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Zeillinger, die Anfrage zu ver­
lesen. 

Schriftführer Zeillinger: DringliChe Anfrage 
der Abgeordneten Herta Winkler, Kurt Preuß­
ler und Genossen an den Bundesminister für 
soziale Verwaltung betreffend Erhöhung der 

Anfragen: 

1. Halten Sie an dem Ziel einer etappen­
weisen Erhöhung der Witwenpensionen von 
50 auf 60 Prozent fest? 

2. Wenn nein, wie begründen Sie dies? 

Witwenpensionen. 3. Wenn ja, in welchen Etappen ist eine 
Die sozialistische Parlamentsfraktion hat solche Erhöhung geplant, beziehungsweise 

sich während der gesamten Dauer der vergan- wann können die einzelnen Etappen voraus-
sichtlich in Kraft treten? genen Legislaturperiode für eine etappenweise 

Erhöhung der Witwenpension von 50 auf In formeller HinsiCht wird beantragt, diese 
60 Prozent eingesetzt. Anfrage dringliCh zu behandeln und dem Erst-

Bereits am 15. 6. 1966 wurde vom National- unterzeiChner Gelegenheit zur Begründung zu 
geben. 

rat eine Entschließung angenommen, die fol-
genden Wortlaut hatte: 

"Die Bundesregierung wird ersucht, die Mög­
lichkeit einer Erhöhung der Witwenpensionen 
im öffentliChen Dienst sowie im BereiCh der 
Sozialversicherung auf 60 Prozent zu prüfen; 
falls aus budgetären Gründen eine sofortige 

Präsident Probst: ICh danke dem Verleser 
der Anfrage. 

Ich erteile nunmehr der Frau Abgeordneten 
Herta Winkler als erster Anfragestellerin zur 
Begründung der Anfrage gemäß § 13 des Ge": 
schäftsordnungsgesetzes das Wort. 
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Abgeordnete Herta Winkler (SPU): Hohes 
Hausl Herr Bundesminister I Diese Anfrage ist 
notwendig geworden, da es im Zusammenhang 
mit der NaChziehung der fünfprozentigen Er­
höhung der Witwenpension nach dem Pen­
sionsgesetz der Bundesbediensteten in Presse­
meldungen so dargestellt wird, als seien es 
die Sozialisten und die heutige Regierung, die 
die volle Erhöhung der Witwenpension von 
50 auf 60 Prozent verhindern würden. Es er­
scheint notwendig, die Entwicklung des Kamp­
fes um Erhöhung der Witwenpension noch 
einmal in Erinnerung zu rufen, um zu ver­
hindern, daß falsche Legendenbildungen ent­
stehen, vor allem aber auch, um nicht ver­
gessen zu lassen, daß es die OVP als Regie­
rungspartei vier Jahre verhindert hat, diese 
berechtigte Forderung zu erfüllen, aber nun 
durch demagogische Winkelzüge versucht, sich 
als Oppositionspartei ein sogenanntes sozial­
politisches Image zu geben. (Abg. 0 f e n­
böe k: Demagogisch ist diese dringliche An­
frage, Frau Kollegin!) 

Die OVP hat zwar den Antrag der FPO auf 
volle Erhöhung der Witwenpension für Wit­
wen nach Bundesbediensteten von 50 auf 
60 Prozent im Finanzausschuß abgelehnt, sich 
aber gleichzeitig für die Abstimmung im Haus 
volle Entscheidungsfreiheit vorbehalten. (Abg. 
S u P pan: Das dürfen wir schon!) Der Hinter­
gedanke eines solchen Verhaltens ist, so 
glaube ich, für jedermann sehr leicht durch­
schaubar. Er sollte einzig und allein das Ziel 
verfolgen, die Bestrebungen der Sozialisten 
im Parlament nach Ausbau der sozialen Sicher­
heit unglaubwürdig erscheinen zu lassen. 

Aber dies wird Ihnen nicht allzu leicht mög­
lich sein, denn wir bekennen uns als Regie­
rungspartei genauso zu den Grundsätzen einer 
fortschrittli<hen Sozialpolitik wie in der Oppo­
sition und vorher in der Koalitionsregierung. 

Immerhin war es in den Koalitionsregierun­
gen 1945 bis 1965 den Sozialisten möglich, 
ein gigantisches Aufbauwerk hinsichtlich der 
sozialen Sicherheit der arbeitenden Menschen 
einzuleiten und teilweise zu verwirklichen. 
Leider ist diese Entwicklung der fortschritt­
lichen Sozial- und Familienpolitik in diesen 
vier Jahren der OVP-Regierung zum völligen 
Stillstand gekommen. (Abg. So r 0 nie s: 
Wann ist denn die Witwenversorgung einge­
führt worden?) 

Und wenn Sie die Entwicklung, wie es zu 
dieser bescheidenen Erhöhung der Witwen­
rente gekommen ist, zurückverfolgen, dann 
müssen Sie feststellen, daß es nur an der Hal­
tung der OVP-Regierung lag, wenn wir nicht 
weitergekommen sind. (Widerspruch bei der 
OVP. - Abg. Se k an i n a: Vier Jahre keine 
Erhöhung der Pensionen! Vier Jahre von euch 

abgelehnt!) An Initiativen der Sozialisten hat 
es, wie Sie alle im Hause wissen, nie gefehlt. 
(Beifall bei der SPO.) 

Wir erinnern uns alle daran, daß die Er­
höhung der Witwenpension von 50 auf 60 Pro­
zent im Wahlkampf 1965/66 von allen Parteien 
vertreten wurde. (Zwischenrufe bei der OVP. 
- Ruf bei der SPO: Sie haben es vertreten, 
und wir haben es verwirklicht!) Für die Sozia­
listen war es klar, daß nach Durchsetzung 
des Pensionsanpassungsgesetzes im Juli 1965 
die Erhöhung der Witwenpension zu den drin­
gendsten Aufgaben gehören würde. 

Entsprechend der Ubereinstimmung der Par­
teien und ihren Versprechungen vor den Wah­
len im März 1966 haben die sozialistischen 
Abgeordneten Gertrude Wondrack, Jungwirth 
und Genossen am 15. Juni 1966 drei Initiativ­
anträge auf Erhöhung der Witwenpension 
von 50 auf 60 Prozent der Pension, auf die der 
Versicherte Anspruch gehabt hätte, einge­
bradlt. 

Da die Witwen nadl dem ASVG. und nach 
dem GSPVG. zum Großteil Empfängerinnen 
von Ausgleichszulagen sind, war es für uns 
selbstverständlich, auch eine entsprechende 
Erhöhung der Ausgleichszulagen und damit 
der Richtsätze zu beantragen, um vor allem 
jenen zu helfen, die am dringendsten auf eine 
Erhöhung ihrer Versorgung gewartet haben. 

Weiters wurde an diesem selben 15. Juni 
1966 hier im Nationalrat ein gemeinsamer Ent­
sdlließungsantrag angenommen, wonach die 
Bundesregierung ersucht wurde, "die Möglich­
keit einer Erhöhung der Witwenpensionen im 
öffentlichen Dienst sowie im Bereidl der So­
zialversicherung auf 60 Prozent zu prüfen; 
falls aus budgetären Gründen eine sofortige 
Einführung dieser Maßnahmen nicht möglich 
ist, wäre eine etappenweise Erreichung dieses 
Zieles anzustreben". 

So die gemeinsame Entschließung am 
15. Juni 1966. Wir haben als sozialistische Par­
lamentsfraktion jede geschäftsordnungsmäßige 
Möglichkeit eingesetzt, die eine Minderheit im 
Haus überhaupt hat, um diese Forderung end­
lich auf den Verhandl~ngstisch zu bringen. 

In drei weiteren dringlichen Anfragen hier 
im Nationalrat und einer Anfrage im Bundes­
rat wurde die Debatte zu diesem Problem 
überhaupt erst erzwungen, aber die OVP­
Mehrheit des Hauses und die OVP-Regierung 
hat sich taub gestellt und trotz der Urgenzen, 
die fortlaufend erfolgt sind, nidlts gemacht und 
nichts unternommen. Ja sie hat sogar in einer 
Sozialausschußsitzung am 20. Februar 1969, 
also im vorigen Jahr, als nur eine einzige 
kurze Gesetzesmaterie auf der Tagesordnung 
des Sozialausschusses stand, zu der Abgeord­
nete Hunderte Kilometer weit aus ganz Oster-
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Herta Winkler 
reich eingeladen waren, den Antrag der Sozia­
listen, diese bescheidene Tagesordnung dazu 
zu benützen, diesen Initiativantrag 11/ A end­
lich auf die Tagesordnung ~u setzen und in 
Verhandlung zu ziehen, glatt abgelehnt. Es 
werden Kollegen von mir noch darauf zu spre­
Chen kommen, wer in namentlicher Abstim­
mung bezüglich der Hereinnahme unseres An­
trages auf Erhöhung der Witwenpensionen 
bei dieser Sozialausschußsitzung mit Nein ge­
stimmt hat. 

Sie sehen: Noch am 20. Februar 1969 war 
man nicht einmal bereit, mit uns darüber auch 
nur zu reden. Ich erinnere an die viele, viele 
Stunden dauernden Verhandlungen bei der 
Einführung der fünfprozentigen Witwenzulage 
durch die 24. Novelle, um im Ausschuß zu 
errekben, daß die Erhöhung nicht, wie in der 
Etappenregelung sollte in diese 24. Novelle 
hen, erst am 1. Juli ausgezahlt werden sollte, 
sondern bereits auf den 1. Jänner 1970 vorge­
zogen werden sollte. 

Es wurde weiters in einem Minderheitsbe-

Ich möchte Sie fragen: Worin liegt der Un­
terschied im Budget, das Sie vor den \"'ahlen 
gegen die Opposition beschlossen haben? Wo 
liegt für Sie der Unterschied in diesem Budget 
nach den Wahlen, wo nun Sie in Opposition 
sind? Es kann uns nur freuen, daß Sie unsere 
neue Bundesregierung so gut einschätzen -
das ehrt sie sicherlich -, daß Sie ihr gegen­
über in bezug auf Voraussetzungen schon so 
viele Erwartungen hegen. Aber ich glaube, 
der beste Wille dieser neuen SPO-Regierung 
allein kann doch nicht in wenigen Wochen das 
sanieren, was an Schuldenpolitik Sie sich in 
vier Jahren geleistet habenl (Zustimmung bei 
der SPO. - Zwischenruf des Abg. Pet er.) 
Unsere Sprecher zu den Budgetverhandlungen 
haben vor der Präjudizierung einer neuge~ 
wählten Regierung durch ein definitives Bud~ 
get gewarnt. Sie haben ein Budgetprovisorium 
verlangt, weil das auch im Budget jahr 1965 
auf 1966 so erfolgt ist. (Abg. Dr. Pr ade r: 
Seien Sie glücklich, sonst wären Sie gar nicht 
mehr da ohne dieses Budgetl) 

Die OVP hat das Budget 1970 allein mit 
ihrer Mehrheit gegen die damalige Opposition 
von SPO und FPO beschlossen und hat uns 
damit jede Möglichkeit genommen, für 1970 
eine bessere Regelung als die derzeitige ge­
setzliche Regelung zu finden. Ich glaube, meine 
Damen und Herren, daß mit dieser Darlegung 
eindeutig die demagogische Haltung der dama­
ligen Regierungspartei und heutigen Opposi­
tionspartei aufgezeigt ist. (Beifall bei der SPO. 
- Abg. Dr. Pr ade r: UmgekehrtJ) 

richt zur 24. Novelle verlangt, daß die Etappen 
der weiteren Erhöhung bis zur Erreichung der 
60 Prozent Witwenpension festgelegt werden 
sollten, und zwar wurde mit Rücksicht auf die 
Budgetlage des Bundes für 1. Juli 1971 vorge­
schlagen, die Witwenpension auf 57 1/2 Prozent 
zu erhöhen und mit 1. Jänner 1973 die letzte 
Etappe mit 60 Prozent durchzuführen; diese 
Etappenregelung sollte in diese 24. Novelle 
eingebaut werden. Auch diese berechtigten 
Forderungen des Minderheitsantrages wurden 
abgelehnt. Begründet wurde die Ablehnung 
durch die OVP von der Frau Sozialminister 
hier im Haus mehrmals und auch im Ausschuß Unsere dringliche Anfrage an Sie, Herr 
immer wieder damit daß für diese Forderun-. Minister (Ruf bei der OVP: Der hört gar nicht 
gen keine Bedeckun~en im Budget gefunden I· zu, was Sie red~n!), ~ g~ht ~lUn dahin, ob trotz 
werden können und wir haben auf Grund des der schlechten FmanLosItuahon des Bundes ent­
Budgetdebakels' die Regelung durch die 24. No- spr~ch.end d~n j~hrelangen F0.rderu~gen der 
velle zur Kenntnis nehmen müssen. SOZIalIsten m dIesem Haus dIe weitere Er­

Ich frage Sie aber als damalige Regierungs­
partei, die heute in Opposition ist: Was hat 
sich seit dem 27. November 1969, also seit 
der Beschlußfassung über die 24. Novelle, an 
diesem Budget 1970 geändert? (Zwischenruf.) 
Ich glaube, die OVP müßte eine Partei von 
Selbstmördern sein, wenn sie vor den Wahlen 
keine Möglichkeit sieht, im Gesetz eine lang­
jährige Forderung der Frauen in Osterreich 
zu berücksichtigen, aber in dem Augenblick, 
wo die Wahlen vorbei sind, einer anderen 
Partei zu helfen versucht, diese Forderung 
endlich zu verwirklichen. Irgendwo ist in Ihrem 
Verhalten eine große Unlogik. (Abg. Dr. Pr a­
deI: Sie haben immer gesagt: Das geht aIle.s! 
- Abg. W e i k h art: Und Sie haben immer 
gesagt: Es geht nicht!) Sie haben uns gesagt 
und durch Ihr Budget belehrt, daß eben nicht 
alles geht! 

höhung der Witwenpension gesichert wird. Es 
ist uns bewußt, daß sich die Bundesregierung 
bei den ausgeräumten Kassen des Bundes 
sicherlich nicht leicht tun wird, aber die Tat­
sache, daß nicht nur Sozialisten auf dieser 
Regierungsbank sitzen, sondern auch vier füh­
rende Gewerkschafter (Ruf bei der OVP: Sind 
das keine Sozialisten? - Heiterkeit bei der 
OVP), ist uns Garantie dafür, daß in Oster­
reich seit dieser sozialistischen Regierung 
keine Politik gegen die arbeitenden Menschen 
dieses Landes gemacht werden kann (Beifall 
bei der SPO - Abg. Dr. PI ade r: Nur ist 
alles nicht möglich, was Sie versprochen ha­
ben!), sondern daß die Ziele unserer Politik 
darauf ausgerichtet sind (Ruf bei deI OVP: ... 
nichts zu tun!), uns wenn auch mit aller An­
strengung, so doch für alle Menschen dieses 
Landes einzusetzen! (Neuerlicher Beifall bei 
der SPO.) 
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Präsident Probst: Zum Wort hat sich gemel­
det der Herr Bundesminister für soziale Ver­
waltung Vizekanzler Ing. Häuser. Ich bitte ihn 
zu sprechen. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler lng. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Zu den Anfragen, die an 
mich gestellt worden sind, darf ich zur Frage 1: 
"Halten Sie an dem Ziel einer etappenweisen 
Erhöhung der Witwenpensionen von 50 auf 
60 Prozent fest?", mit einem klaren Ja antwor­
ten. (Beifall bei der SPO.) 

Frage 2: "Wenn nein, wie begründen Sie 
dies?", erübrigt sich durch die Beantwortung 
der ersten Frage. 

Zur Frage 3: "Wenn ja, in welchen Etappen 
ist eine solche Erhöhung geplant, beziehungs­
weise wann können die einzelnen Etappen 
voraussichtlich in Kraft treten?", antworte ich 
wie folgt: In Konsequenz der Regierungser­
klärung, in der es heißt: "Für alle Zweige der 
Sozialversicherung ist die Erstellung eines Ge­
samtkonzeptes, verbunden mit einem länger­
fristigen Finanzierungsplan, eine unabding­
bare Voraussetzung, um die bestehenden Lei­
stungen und berechtigte, sozial notwendige 
Verbesserungen zu gewähren", habe ich un­
mittelbar nach meiner Amtsübernahme mit 
konkreten Vorarbeiten für die Realisierung 
dieser wichtigen Ziele des Regierungspro­
gramms begonnen. Ich verweise auf die Er­
höhung des Anpassungsfaktors für 1971 über 
das Maß der Richtzahl hinaus und auf die 
sofortige Inangriffnahme einer besseren Richt­
zahlberedmung. 

Ebenso wurden und werden von mir die 
Fragen der Witwenperision und der neutralen 
Zeiten einer Realisierung zugeführt werden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich werde daher dem Ministerrat rechtzeitig, 
das heißt im Herbst des heurigen Jahres, Ge­
setzentwürfe für die einzelnen Bereiche der 
Sozialversicherung vorlegen, mit denen das 
Ausmaß der Witwenpensionen - und analog 
der Waisenpensionen - in einer zweiten 
Etappe auf 60 Prozent der Pension des ver­
storbenen Ehegatten erhöht wird. Diese Lei­
stungsverbesserung.soll mit 1. Juli 1971 wirk­
sam werden. (Erneuter Beifall bei der SPO.) 

Einer Konsequenz folgend, daß die Erhöhung 
der Witwenpension auch verbunden ist mit 
einer Erhöhung des Richtsatzes für die Aus­
gleichszulagen, darf ich ferner erklären, daß 
in den diesbezüglichen Gesetzentwürfen auch 
entsprechende Erhöhungen der Richtsätze für 
die Ausgleichszulagen vorgesehen werden. 
(Anhaltender Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen ge­
bend): Wir gehen nunmehr in die Debatte 
ein. Ich mache darauf aufmerksam, daß gemäß 

den Bestimmungen des Geschäftsordnungs­
gesetzes kein Redner länger als 20 Minuten 
sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Dr. Kohlmaier. Ich erteile es ihm. (Abg. 
S e k a n i n a: Er wird es schwer haben! Die 
ganze Planung ist durcheinander! - Abg. 
L i b a 1: Koren hat versagt! - Abg. Se k a­
ni n a: Vier Jahre hat die OVP-Regierung 
nichts zusammengebracht! - Abg. W e i k­
ha r t: Es stimmt schon: Der Pleite-Koren!) 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Die Frau Abgeordnete 
Wondrack hat zu einer dringlichen Anfrage in 
der letzten Gesetzgebungsperiode zum selben 
Thema ihre Rede mit den Worten geschlossen~ 
"Der Worte sind genug gewechselt. Nun laßt 
uns endlich Taten sehen!" Ich möchte der Frau 
Abgeordneten Wondrack heute in diesem 
einen Punkt sehr gerne recht geben. 

Wir beabsichtigen, wie Ihnen ja bekannt 
wurde, heute konkrete Anträge im Zusam­
menhang mit der Behandlung der 2. Pensions­
gesetz-Novelle einzubringen. Sie werden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Möglichkeit haben, heute Taten zu setzen. Wir 
sind sehr froh darüber, daß dies auch in der 
Beantwortung des Herrn Sozialministers be­
stätigt wurde. (Durch eine Handbewegung des 
Redners fällt ein Wasserglas vom Rednerpult 
zu Boden und zerbricht. - Allgemeine Heiter­
keit und Zwischenrufe.) Scherben bringen 
Glück! 

Ein weiteres Zerreden des Problems der 
Witwenpensionen halten wir für vollkommen 
überflüssig, nicht zuletzt, weil diese heutige 
dringliche Anfrage ein sehr durchsichtiges 
Manöver der Sozialistischen Partei ist. (Zu­
stimmung bei der OVP. - Abg. Dr. Pi t te r­
man n: Kohlmaier! Sie haben ja vier Jahre 
Zeit gehabt!) 

Ich habe, wie Ihnen ja bekannt ist, die 
gleichlautende Anfrage heute in der Frage­
stunde dem Herrn Sozialminister' zu stellen, 
beziehungsweise habe ich sie schon gestellt. 
Wenn Sie _ein bisserl Geduld gehabt hätten, 
hätten Sie dieselbe Auskunft, die Sie jetzt 
auf die dringliche Anfrage bekommen haben, 
auf meine mündliche Anfrage in der Frage­
stunde hören können. Aber offenbar antwor­
tet der Herr Sozialminister lieber der Frau 
Abgeordneten Winkler als mir, was ich ihm 
durchaus nicht verdenken will. 

Es ist ganz klar, daß Sie die Offentlichkeit 
mit dieser dringlichen Anfrage von unserer 
Initiative ablenken wollen und damit sehr 
schnell dokumentieren wollen, daß Sie mit 
dieser Frage zuerst dagewesen sind. (Abg. 
Se k a n i n a: Wir waren ja schon ein paar 
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Dr. Kohlmaier 
Jahre da! - Abg. Ben y a: Wieder ein Sie­
ger!) Aber ich glaube, das wird Ihnen nicht 
mehr gelingen. 

Erwarten Sie also, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, von uns keinen Beitrag 
zu diesem taktischen Manöver. Wir werden 
unseren Standpunkt bei der Debatte über das 
Pensionsgesetz noch ausführlich darlegen. Ich 
danke Ihnen. (Anhaltender Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich darf gleich 
auf den Zwischenruf: "Wieder ein Sieger'" 
eingehen. Herr Präsident Benya, Sieger sind 
die Witwen! Aber ohne den Zwang, unter 
den wir Freiheitlichen die sozialistische Frak­
tion von Montag dieser Woche bis heute ge­
setzt haben, wären die Witwen nicht Sieger 
dieser parlamentarischen Auseinandersetzung 
geworden. (Beifall bei FPO und OVP. - Abg. 
Ben y a: Da irren Sie, Herr Kollege!) Nein, 
Herr Präsident Benya, ich irre mich nicht, denn 
ich habe am Montag dieser Woche den Ab­

Und damit komme ich zurück auf den SPO­
Inititativantrag vom 15. Juni 1966, den Antrag 
der Abgeordneten Jungwirth, Libal, Moser, 
Robert Weisz und Genossen. Herr Libal nidet 
bedächtig. Am Montag, Herr Libal, haben die 
sozialistischen Abgeordneten diesen Ihren 
eigenen Antrag im Finanzausschuß kläglich 
im Stich gelassen. Davon haben wir uns doch 
alle überzeugt. 

Meine Damen und Herren der sozialisti­
schen Fraktion! Erinnern Sie sich doch an das, 
was der Abgeordnete Dr. Pittermann am Mon­
tag zu diesem Gegenstand gesagt hat. Allein 
der Eiertanz des Abgeordneten Pittermann am 
Montag war für die Oppositionsabgeordneten 
ein Vergnügen. (Heiterkeit bei FPO und OVP. 
- Abg. Dr. Pi t te r man n: Peter, unterschei­
den Sie zwischen dem Koren-Budget für 1970 
und dem Androsch-Budget für 19711 - Abg. 
Ben y a: Im Koren-Budget für 1970 ist nichts 
enthalten!) Ich beziehe mich jetzt nicht auf 
Koren - im Augenblick ist er gar nicht im 
Saal -, sondern auf das, was, wie er sich aus­
zudrücken beliebte, der "kleine Abgeordnete" 
Dr. Pittermann (Heiterkeit) am Montag sagte. 

änderungsantrag zur Regierungsvorlage im Der "kleine Abgeordnete" Dr. Pittermann, 
Finanzausschuß eingebracht, die Witwenpen- wie er sich selber bezeiChnete, erklärte: Na­
sion nicht auf 55, sondern auf 60 Prozent zu türlich sind im Bundesfinanzgesetz 1910 Mehr­
erhöhen. Keines der sozialistisChen Mitglieder· einnahmen von wenigstens einer Milliarde 
des Finanzausschusses war in der Lage, einen ~ Schilling zu erwarten. - So haben Sie sich 
Vorschlag Dr. Kohlmaiers zu einer Etappen- ausgedrückt, Herr Abgeordneter Dr. Pitter­
lösung auf 60 Prozent aufzugreifen, zu dis- mann I (Abg. Dr. Pi t t e r man n: Stimmtf) 
kutieren und zu beantworten. Aber auch der Also so ein Dreck kann das Budget 1970 auch 
anwesende Finanzminister Dr. Androsch war wieder nicht sein, wie Sie seinerzeit getan 
nicht in der Lage, zu jener Kompromißforde- haben! (Abg. Dr. Pi t te r man n: Jetzt setzen 
rung, die Herr Kohlmaier unterbreitet hatte, Sie lort, Herr Peter!) 
Stellung zu nehmen. Am Montag gab es bei 
den Sozialisten keine Kompromißbereitschaft 
bezüglich der zweiten Etappe von 55 auf 
60 Prozent. Das ist die historische Wahrheit, 
meine Damen und Herren! (Beifall bei FPO 

. und OVP. - Abg. Ben ya: Wir wollten dem 
Hause die Blumen heute überreichen!) 

Sie erklärten weiter, daß eben diese eine 
Milliarde bereits gebunden wäre. (Abg. Doktor 
Pi t tel man n: Daß 1,6 Milliarden Schilling 
Mehrausgaben auf Grund beschlossener Ge­
setze notwendig sind! Im Koren-Budget ist 
das nicht drin!) Aber, Herr Dr. Pittermann, 
Sie haben sich doch ab 1966 einen Deut darum 

Ausgezeichnet, Herr Präsident! Es ist mir gekümmert, ob die Mittel für Ihren damaligen 
eine besondere Genugtuung, daß Sie heute und weitere SPO-Anträge vorhanden gewesen 
dem Hause einen derartigen Blütenstrauß für sind oder nicht. (Lebhafte Zustimmung bei 
die Witwen darbieten. Aber es gäbe keinen FPO und OVP.) 

Blütenstrauß für die Witwen ohne den Zwang Das, Herr Dr. Pittermann, gilt es doch aufzu­
der Oppositionsparteien, den diese von Mon- zeigen: Bedenkenlose Lizitationspolitik der 
tag bis heute mit Erfolg für die Witwen auf S . l' I" 0 . . 1 D 
d · . I' t' h M' d h 't "bt h b , OZla Isten, a s SIe In pposItlOn waren. as le sozla 15 ISC e In er el ausgeu a en. h b S' d h .. . 
(N ] . h B'j 11 b . FPO d OVP _ a en le vergessen, a er mussen WIr es 

euer Je er el a el un . Ih . E' f (Z' h f 
Ab L · b 1 Ab'ch . d l'"'IVP I nen In nnnerung ru en. WJSC enru e. -

g. I a: er nl t von selten er v 'Ab L' b 1 Ih h bt' d' At" 
d d · h b k' B h . , g. 1 a: raJa Je n rage von uns 

enn Je a en gar eme erec lIgung, emen. t t"t tl) W· t h . eh h t eh 
Z "b I) H L'b 11 Ich d . t un ers u z . Ir seen Ja au eu e no wang auszuu en. err I a . re e Je zt 

h . ht d OVP d d' P . d d zu Ihrem Antrag aus 1966, Herr Abgeordneter 

K
aulc nRle .von er. d 'T enn. le ertl? e

J 
ter LibaI! Darum geht es ja heute überhaupt 

aus- eglerung sm empl passa 1. e zt 'cht' 
steht die sozialistische Minderheitsregierung m . 
zur Diskussion, und mit der setzen wir uns Als ich das aber am Montag den Sozialisten 
auseinander. in Erinnerung gerufen habe, was sie selbst 
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Peter 

beantragten, wanden sie sich hin und her und 
konnten sich nicht zu dem bekennen, was sie 
im Jahre 1966 gefordert hatten. 

Folgende Begründung des SPO-Antrages 
muß man den sozialistischen Kollegen in Er­
innerung rufen. Sie lautet: Die Sozialisten 
haben in Punkt 75 erster Absatz des Pro­
gramms für Osterreich eine Erhöhung der WH­
wenleistung von 50 auf 60 Prozent der Pen­
sion versprochen. Die sozialistische Parla­
mentsfraktion hat die Absicht, dieses Ver­
sprechen auch tatsächlich zu halten, umso 
mehr als auch von seiten der Frau Sozial­
minister die Notwendigkeit und die Gerech­
tigkeit einer solchen Neuregelung bereits zu­
gegeben wurde. 

Nichts davon und nichts dergleichen war am 
Montag während der Beratungen des Finanz­
und Budgetausschusses zu hören. Herr Doktor 
Kohlmaier hat doch den Kompromißvorschlag 
für einen Etappenplan unterbreitet und ge­
meint, daß ich sicher dafür zu gewinnen sei. 

Am Montag waren weder die sozialistischen 
Abgeordneten noch der sozialistische Finanz­
minister in der Lage, einen Etappenplan vorzu­
legen. (Abg. Ben y a: Mittwoch ist tür uns 
Nobeltag!) \lVir nehmen das zur Kenntnis, 
Herr Präsident! Ich werde Sie an kommenden 
Mittwochen daran erinnern, daß Sie die Spen­
dierhose anhaben und diese aufmachen sollen 
und das nicht nur für die Witwen, sondern 
auch für die Anliegen der Dienstnehmer in 
Osterreich. (Abg. W e i k h art: Die Bemer­
kung "Spendierhose tür die Witwen" paßt 
hier nicht!) Der Herr Präsident Benya hat vom 
"Nobeltag" gesprochen. Eine noble sozialisti­
sche Regierung wird an Mittwochen einen 
noblen Tag haben. Das schließe ich aus dem 
Zwischenruf des Herrn Abgeordneten Benya.· 
Wir werden Sie daran erinnern. 

Wir werden Sie aber bei jeder Gelegenheit 
auch an das erinnern, was Sie als sozialisti­
sche Oppositionsfraktion in der abgelaufenen 
Gesetzgebungsperiode verlangt und gefordert 
haben. Wir Freiheitlichen nehmen an und er­
warten, daß Sie als Regierungsfraktion nun­
mehr hinter jenen Auffassungen stehen, die 
Sie in der abgelaufenen Gesetzgebungs­
periode vertreten haben. 

Da aber derartige Entscheidungen, wie Sie 
sagen, weitreichenden Ausmaßes nunmehr 
doch möglich sind, wird es - ich bin davon 
überzeugt - der sozialistischen Regierung 
auch möglich sein, jene 160 Millionen Schil­
ling zusätzlich aufzubringen, die im Jahre 
1970 noch zusätzlich notwendig sind, um die 
Witwenpension am 1. Juli dieses Jahres von 
50 auf 60 Prozent erhöhen zu können. (Abg. 
Dr. Pi t te r man n: Im Koren-BUdget nicht 
drin!) 

Heute sagen Sie, daß es nicht geht, Herr 
Abgeordneter Pittermann! - Am Montag hat 
Finanzminister Androsch auch erklärt: Es geht 
überhaupt nicht. - Am Mittwoch hingegen 
erklärt nicht Herr Androsch, sondern Herr 
Vizekanzler Häuser: Es geht jetzt doch schon 
am 1. Juli 1971. 

Nun gut, es geht verhältnismäßig rasch bei 
Ihnen: Innerhalb von 48 Stunden sind Sie in 
der Lage, Ihre eigenen Konzepte über den 
Haufen zu werfen. Vielleicht sind jetzt doch 
noch die 1400 Fachleute wirksam geworden, 
nach denen wir am Montag dieser Woche 
vergebens Ausschau gehalten haben. (Abg. 
Dr. Pi t te r man n: Herr Landesschulinspek­
tor! 1970 und 1971: das ist ein Unterschied!) 

Herr Abgeordneter Dr. Pittermann! Wir 
werden sehr genau unterscheiden und auch 
festhalten, wie rasch ein Gesinnungswandel 
der sozialistischen Abgeordneten und der 
sozialistischen Minderheitsregierung herbei­
geführt werden kann, wenn die SPO-Minder­
heitsregierung unter einen psydlOlogischen 
Druck der Oppositionsparteien gestellt wird. 
Da lacht Herr Libal wieder. Am Montag haben 
Sie nicht einmal mit einer Wimper gezuckt, als 
wir Sie an Ihr SPO-Wahlversprechen, an Ihre 
eigene Forderung und an Ihren eigenen sozia­
listischen Antrag aus dem Jahre 1966 erin­
nert haben. 

Als wir Freiheitlichen dann antragsteIlend 
wirksam geworden sind, als sich nun eine 
weitere Initiative der Osterreichischen Volks­
partei für heute zu diesem Gegenstand ab­
zeichnete, hat die SPO etwas getan, was wir 
im Interesse der Witwen begrüßen: Die SPO­
Minderheitsregierung hat zum Nutzen der be­
troffenen Witwen die Flucht nach vorn ange­
treten. Dazu sagen wir Freiheitlichen ja. 

Wir werden aber auch bei den weiteren 
Beratungen heute noch antragstellend in Er­
scheinung treten und verlangen, daß die Er­
höhung auf 60 Prozent schon mit dem 1. Juli 
dieses Jahres wirksam wird. Wir hoffen den­
noch, die Unterstützung der sozialistischen 
Abgeordneten zu gewinnen, und regen an, daß 
es sich die OVP noch einmal überlegen möge, 
diese Initiative der Freiheitlichen zu unter­
stützen, damit sie mit zur Verhandlung steht. 
(Beifall bei der FPO. - Abg. W e i k h art: 
Das war jetzt Lizitation!) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Zu den Bemerkungen des Herrn Abgeordneten 
Peter, mit denen er andeuten wollte bezie­
hungsweise ausgesprochen hat, daß sich die 
Sozialistische Partei erst auf Grund dieser 
Haltung zu einer Änderung ihrer Auffassung 
entschlossen hat, möchte ich mitteilen, daß 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
ich als Bundeskanzler verschiedentlich von 
der Notwendigkeit der Reform der Witwen­
pension, ihrer Erhöhung auf 60 Prozent, ge­
sprochen habe, daß ich hierüber entsprechende 
Bemerkungen in der Regierungserklärung ge­
macht und erst unlängst auf einem Parteitag 
eine Rede gehalten habe, in der es - und das 
als Information - geheißen hat: 

"Für den Herbst wird auch eine weitere 
Novelle zum ASVG. und damit im Zusammen­
hang für das GSPVG. und das BPVG. vor­
bereitet. Darin werden einige der noch offenen 
Fragen, wie die Witwenpension, die Umwand­
lung von neutralen Zeiten in Ersatzzeiten 
und so weiter, enthalten sein." 

Die erwähnte Rede habe ich vorige Woche 
gehalten, eine Rede, in der ich also klar und 
deutlich von der Witwenpension in dem Sinne 
gesprochen habe, in dem immer davon die 
Rede war. (Abg. PeteI: Da hat deI AndIosch 
nicht aufgepaßtf) 

Darf ich im Anschluß an die Anfragebeant­
wortung durch den Herrn Vizekanzler 
Ing. Häuser dem Hohen Haus die Mitteilung 
machen, daß ich grundsätzlich zu einer Erhö­
hung der Witwenpension für Witwen nach 
Bundesbeamten auf 60 v. H. des Ruhegenusses 
bereit bin. Eine solche Erhöhung kann aus 
budgetären Gründen jedoch nur in zwei 
Etappen, und zwar ab 1. Juli 1970 mit 55 v. H. 
des Ruhegenusses und ab 1. Juli 1971 mit 
60 v. H. des Ruhegenusses, erfolgen. (Beifall 
bei deI SPO. - Abg. Pet e r: Und wann 
gibt der Herr Finanzminister die gleiche Er­
klärung ab?) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Preußler. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Preußler (SPO): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Bevor ich zu der 
eigentlichen Frage Stellung nehme, möchte ich 
dem Herrn Abgeordneter Peter vielleicht zu 
dem etwas sagen, was er hier ausgeführt hat. 

Am 27. November 1969 wurde die Erhöhung 
tür die ASVG.- und GSPVG.-Witwen, die 
Erhöhung des zehnprozentigen Zuschlages 
beschlossen. Nicht beschlossen wurde zu die­
sem Zeitpunkt und auch späterhin dann nicht 
mehr vor den Wahlen diese Erhöhung tür 
die Witwen des öffentlichen Dienstes. Es lag 
ein Antrag vor, daß die Witwen des öffent­
lichen Dienstes ebenso wie die Witwen des 
ASVG. in den Genuß dieser Erhöhung von 
50 auf 55 Prozent kommen sollen. Ich möchte 
aber deutlich betonen, Herr Abgeordneter 
Peter: Für diese Witwen des öffentlichen 
Dienstes war im Budget der OVP-Alleinregie­
rung nichts enthalten. 

Der derzeitige Finanzminister hat nun die 
Aufgabe, trotz der angespannten Situation 

wie Sie gehört haben -, vor allem auf 
dem Ausgabensektor - mehr Ausgaben und 
so weiter, weniger Mehreinnahmen -, dafür 
Vorsorge zu treffen, daß die Witwen des 
öffentlichen Dienstes doch in den Genuß die­
ser Erhöhung kommen. Das ist geschehen, 
weil die sozialistische Minderheitsregierung 
auf dem Standpunkt steht, daß es unmöglich 
wäre, die Erhöhung zwar auf seiten der 
Sozialpensionistinnen durchzuführen, aber die 
Witwen im öffentlichen Dienst unberücksich­
tigt zu lassen. (Abg. Dr. Hau s e r: Das 
stimmt ja nicht!) 

Es ist aber meiner Ansicht nach doch zu 
bedenken: Wenn man jetzt bei den Witwen 
des öffentlichen Dienstes gleich auf 60 Pro­
zent erhöhen würde, dann müßte man nach 
billigem Ermessen auch bei den Witwen des 
ASVG. sofort ab 1. Juli 1970 auf 60 Prozent 
erhöhen. 

Meine Damen und Herren! Darüber brau­
chen wir uns gar nicht zu unterhalten, lesen 
Sie Ihre eigenen Reden vom 27. November 
1969 durch; Sie wissen, daß das Koren-Budget 
für eine solche Erhöhung von 55 auf 60 Pro­
zent keinerlei Vorsorgen getroffen hat. 

Die derzeitige Minderheitsregierung ist an 
das Budget, das die OVP-Alleinregierung 
voriges Jahr beschlossen hat, gebunden und 
kann erst dann ihre eigene Bewegungsmög­
lichkeit finden, wenn sie im eigenen Rahmen 
und nach ihrem eigenen Stil das neue Budget 
für 1971 vorlegen kann. (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. GI ase r: Ihr könntet doch 
eine Budgetänderung vornehmen!) 

Herr Abgeordneter Glaser! Man kann alles 
machen. Aber bei der derzeitigen Lage der 
Mehreinnahmen und der Mehrausgaben - das 
ist auch von Ihnen unwidersprochen geblie­
ben - kann die Regierung dieses Budget 
des Jahres 1970 nidlt mehr in dem Sinne 
ändern, weil dann der Abgang noch größer 
werden würde. Sie wissen ganz genau, Herr 
Abgeordneter Glaser, daß zwei Drittel des 
Abganges des Budgets des Herrn Finanzmini­
sters Dr. Koren bis jetzt noch nicht bedeckt 
sind. In einer solchen Situation etwas zu tun, 
was die jetzige Regierung gar nicht verant­
worten kann, kann nidlt verlangt werden. 
In diese Richtung lassen wir uns von Ihnen 
auch nicht treiben. (Abg. G 1 ase r: Das habt 
ihr vorher versprochen!) 

Wir haben das nicht versprochen! Ich werde 
Ihnen das auch noch sagen. Lesen Sie sich 
unsere Versprechungen durch. Vor allem lesen 
Sie doch unseren Minderheitsantrag! Bitte, tun 
Sie das doch! Lesen Sie den Minderheits­
antrag aus der Sitzung vom 27. November 
1969, dann werden Sie genau sehen, was da 
drinnensteht. (Abg. GI ase r: Wir lesen eure 
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Wahlprogramme!) Sie können audl unsere 
Programme lesen, Sie werden überall in den 
Programmen die etappenweise Lösung des 
Witwenproblems finden, so wie es der heu­
tige Sozialminister, Vizekanzler Häuser, in 
der Sitzung vom 27. November 1969 hier per­
sönlich vertreten hat. Gerade er ist es, der 
dieses Versprechen, diesen Antrag, den er 
damals selbst hier vertreten hat, hier durch­
führt. Daß es möglich ist, die etappenweise 
Regelung sogar in einem kürzeren Zeitpunkt, 
also in einer Etappe, durchzuführen, das ist 
etwas, was uns alle miteinander freuen darf, 
die wir ehrlichen Herzens jene Leute ver­
treten, die sich die sogenannten Sozialpensio­
nistinnen unseres Staates nennen. 

Meine Damen und Herren! Wenn die sozia­
listische Fraktion heute diese dringliche An­
frage gestellt hat - es mag ein Zusammen­
treffen da und dort geben (ironische Heiter­
keit und Zwischenrufe bei der OVP) -, dann 
darf ich Ihnen sagen, daß wir die dringliche 
Anfrage deshalb gestellt haben, weil in 
14 Tagen, am 1. Juli 1970, die 24. Novelle 
zum ASVG. zur Durchführung kommt. Das 
wird ein sehr wesentliches Datum in der 
Sozialversicherung deshalb sein, weil die 
Witwen erst mit 1. Juli 1970 erkennen wer­
den, was diese 24. Novelle wirklich bedeutet. 

Jeder Sozialversicherungsfachmann wird 
bestätigen, daß die einfachen Leute draußen 
ja gar nicht begreifen, was in den einzelnen 
Paragraphen festgehalten ist, sondern daß sie 
es erst dann begreifen lernen, wenn sie '" 
(Lebhafte Unruhe.) 

Präsident Probst: Ich bitte um etwas mehr 
Ruhe! Bedenken Sie, auch im Parlament 
herrscht Höhenluft wie in Mexico City. Wir 
haben noch eine sehr lange Sitzung vor uns. 
Sparen Sie Ihre Kräfte. (Abg. PeteI: Herr 
Präsident! Die Klimaanlage' ist heute so 
schlecht! Es ist lurchtbar heiß!) Was sagen 
Sie, die Klimaanlage ist schlecht? (Abg. GI a­
seI: DeI Regierungspartei wird zu heiß! -
BundeskanzleI DI. Kr eis k y: Der OVP wird 
heiß!) Bitte fortzusetzen. 

Abgeordneter Preußler (foItsetzend): Mir 
ist wunderbar. 

Meine Damen und Herren! Darf ich viel­
leicht in der Sache fortsetzen. Im Zusammen­
hang mit den Erhöhungen am 1. Juli 1970 
wird vielen Pensionisten und Pensionistinnen 
erst klar werden, was die 24. Novelle für sie 
bringt. Es wird sehr viel Unklarheit geben. 
Ich habe das schon festgestellt in meinen 
Sprechtagen - das war nur eine Zwischen­
bemerkung -, daß sich die Leute auf diesem 
Gebiet gar nicht auskennen. Ich weiß aus 
meiner Erfahrung, daß jetzt, am 1. Juli, viele 
Fragen auftauchen werden. 

Es wird also sehr viele Fragen geben; 
etwa die Frage: Ein zehnprozentiger Zuschlag 
- das müßte doch eigentlidl jetzt die 60pro­
zentige Witwenpension sein? - Die Leute 
draußen wissen nämlich nicht, daß ein 10pro­
zentiger Zusdllag ja nicht bedeutet eine 
Erhöhung von 50 auf 60 Prozent, sondern 
nur von 50 auf 55 Prozent. Es gibt aber 
sehr viele Witwen, die glauben, daß sie 
60 Prozent bekommen werden. Es wird also 
im Durchschnitt nur eine Erhöhung auf 55 Pro­
zent geben. Sehr viele Witwenpensionistin­
nen, die eine Ausgleichszulage beziehen, wer­
den daraufkommen - und das ist meiner 
Ansidlt nach das Bitterste -, daß sie nicht 
den 10prozentigen Zusdllag bekommen zu 
ihrer Witwenpension, sondern höchstens 50 S 
als Erhöhung ihrer Ausgleichszulage. 

Wenn ich Ihnen hier ein Beispiel geben 
darf, Hohes Haus. Das ist vielleicht zum bes­
seren Verständnis wichtig. Wenn eine Wit­
wenpensionistin eine Witwenpension von 
900 S hat, dann bekommt sie, wenn sie kein 
anderes Einkommen hat, den Rest in Form 
einer Ausgleichszulage. (Abg. Mac h u n z e: 
Wo bleibt der Abänderungsantrag zur 
24. Novelle?) Moment! Das kommt alles. 

Wir haben also folgenden Fall: 10 Prozent 
von 900 S würden 90 S bedeuten. Die Witwe 
rechnet mit diesen 90 S. Sie bekommt aber 
nur 50 S, denn die 90 S, die aJs Erhöhung 
anstehen würden, werden unter der Aus­
gleichszulage subsumiert. Daher erhöht sich 
diese Witwenpension nur um 50 S. Diese 
Regelung wird etwa über 100.000 Witwen 
treffen. (Abg. Mac h u n z e: Herr Vizekanz­
ler, wo bleibt der Abänderungsantrag?) 

Jene Witwenpensionistinnen, die ein 
Nebeneinkommen oder eine andere Pension 
von mehr als 1036 S haben, werden entweder 
gar nichts bekommen oder nur weniger, weil 
das, was über 1036 S liegt, auf den ZusChlag 
angerechnet wird. 

Ich glaube also, daß die Erklärung des 
Herrn Sozialministers Vizekanzler Häuser 
jetzt gerade recht kommt, daß man diesen 
Leuten auch sagen kann: Es ist nicht zu 
Ende. Es kommt nächstes Jahr endlich die 
Erhöhung auf 60 Prozent, es kommt auch 
eine weitere Erhöhung der Ausgleichszulage, 
für die ich in diesem Hause auch in der Zeit 
der Alleinregierung immer mit allen mir zur 
Verfügung stehenden Mitteln eingetreten bin. 
(Abg. V 0 J 1 man n: Hoffentlich ist sie jetzt 
höheI, die Ausgleichszulage! - Abg. W e i k­
ha r t: Sie haben vier Jahre Zeit gehabt!) 
Die wird auch mit höher, selbstverständlich. 
Die Ausgleichszulage wird schon höher wer­
den. Nur nicht so schnell! Wir sind erst 
einige Wochen im Amt, Kollege Vollmann. 
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Jetzt geht dir das Herz über, ich weiß das. 
Du bist jetzt in einer anderen Stimmung. 
Aber noch kann die sozialistische Regierung 
deine Wünsche jetzt nicht alle erfüllen. 

Meine Damen und Herren! Jetzt richte ich 
meine Worte an den Herrn Kollegen Kohl­
maier, der hier am Rednerpult gestanden ist. 
Im weiß, daß der Kollege Kohlmaier in einer 
nicht sehr günstigen Situation gewesen ist. 
(Allgemeine Unruhe. - Präsident Pro b s t 
gibt das Glockenzeichen.) Wenn ich aber an 
die denkwürdige Sitzung vom 27. November 
1969 denke, so, Herr Kollege Kohlmaier, muß 
ich allerdings meiner Verwunderung Ausdruck 
geben. Der Kollege Moser, der heute absent 
ist und daher in dieser Frage nicht mitsprechen 
kann, und ich haben einiges dazu sagen kön­
nen. Ich glaube, daß der Kollege Kohlmaier 
weiß: Hätten wir die 518 S gelassen, wären 
wir in eine noch viel smwierigerE! Situation 
geraten. Unsere Darlegungen über dieses 
schlechte Gesetz, das vorlag, haben dazu 

. geführt, daß wir so weit gekommen sind. 
Ich muß meiner Verwunderung Ausdruck 

geben, daß die OVP innerhalb eines Zeit­
raumes von nur sieben Monaten ihre Ansich­
ten und ihre Einstellung zu diesem Problem 
so geändert hat. (Abg. K ern: Sie Ihre inner­
halb von 24 Stunden!) Lassen wir doch die Frau 
Bundesminister Rehor sprechen - das muß 
ich machen, das gehört heute hieher, weil 
es vielleicht am objektivsten ist -, die am 
27. November 1969 das Wort hiezu ergriffen 
hat. Ich möchte hier nur einige Sätze heraus­
greifen. Wir haben damals eine Anfrage 
gestellt. Wie oft habe ich die Frau Minister 
angesprochen und habe versucht, mit ihr 
gemeinsam den Finanzminister so weit zu 
bringen, daß er ihr etwas entgegenkommt. 
Erinnern Sie sich daran, daß ich gesagt habe: 
Es kommt mir so vor, als wäre sie von allen 
Männern dieser OVP-Bundesregierung am 
meisten im Stich gelassen worden. Ich habe 
ihr oft geholfen und habe zu ihr gesagt: "Was 
kann ich tun? Was kann ich machen, um 
Ihnen zu helfen?" 

Und als wir sie fragten, warum sie diese 
"halbe Reform" erst vor den Wahlen bringe, 
erklärte sie: "Warum diese Maßnahmen ab 
1. Juli 1970 wirksam werden, möchte ich hier 
gerne sagen. Es ist richtig, was hier bereits 
ausgedrückt worden ist: Schon vor vielen 
Jahren stand die Forderung nach einer bes­
seren Versorgung der Witwen im Raum. Es 
ist aber über dieses Hohe Haus hinaus genau 
bekannt, daß das Wirtschaftswachstum in den 
letzten Jahren zurückgegangen ist und erst 
im Jahre 1969 wieder ein besseres Wachstum 
nachgewiesen wird ... " 

Sie setzte dann fort: "Wenn das Wirt­
schaftsprodukt wächst, wenn im Bereich der 
Pensionsversicherung für bestimmte Gruppen, 

die schon lange zurück berechtigte Wünsche 
erhoben haben, Lücken geschlossen werden, 
dann auch eine Verbesserung der Witwen­
versorgung! Darum also der Termin 
1. Juli ... " 

Der Kollege Kohlmaier hat in derselben 
Sitzung gesagt - ich kann nur kurze Aus­
züge wiedergeben, sonst würde das die Sit­
zungsdauer verzögern -: "Es ist auch bereits 
erwähnt worden, daß sich das Hohe Haus 
schon am 15. Juni 1966 prinzipiell für eine 
Verbesserung der Witwenversorgung ... aus­
gesprochen hat und daß man schon damals 
ausdrücklich davon gesprochen hat, daß man 
auch eine Verbesserung in Etappen in Kauf 
nehmen würde." 

Das alles haben wir Ihnen am 27. November 
1969 vorgeschlagen. Wir haben Ihnen damals 
- der Herr Kollege Häuser persönlim hat 
dazu gesprochen - im Hinblick auf die ver­
schlechterte finanzielle Situation die Möglich­
keit aufgezeigt, Etappen bis zum Jahre 1913 
einzuführen und so weiter. Sie alle haben 
- auch mit der Stimme des Herrn Kollegen 
Kohlmaier, das habe ich sehr bedauert -
diese Anträge abgelehnt. Heute, sieben Mo­
nate nach der Beschlußfassung im Hohen 
Hause, haben Sie eine völlig andere Ansicht. 
Was ist das für eine, Großpartei, die vor den 
Wahlen jeder Möglichkeit ausgewichen ist, 
ein gemeinsames Ziel - wie Sie doch auch 
sagten - hinsichtlich dieser wirklich armen 
Witwen zu erreichen? Jetzt, da eine sozia­
listische Minderheitsregierung im Amte ist, 
beantragen Sie plötzlich alles, was Sie selber 
nur in jedem erdenklichen Maße abgelehnt 
haben. Sie haben überhaupt keinen Kompro­
miß mehr gesucht. Wir hätten erwartet, daß 
Sie wenigstens eine Etappe einführen oder 
zur Etappenregelung eine Äußerung abgeben. 

Man kann uns hier nicht vorwerfen, daß 
wir unsere Versprechen nicht halten würden. 
Im Gegenteil! Wir halten gerade den Alten 
gegenüber unsere Versprechen. Sie sind 
unsere treuesten Anhänger. Wir werden diese 
Anhänger nie enttäuschen, solange es eine 
Sozialistische Partei gibt. (Anhaltender Bei­
fall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe noch 
zwei Möglichkeiten erwogen. Sollten Sie, da 
eine sozialistische Minderheitsregierung im 
Amt ist, und zwar erst ein paar Wochen im ~ 
Amt ist, das Gefühl haben, daß das, was 
Sie selbst als Mitglieder des OAAB gerade 
bei Ihrer Regierung nicht durchgebracht 
haben, nun durchgeführt wird, dann wäre das 
ein ungeheurer Vertrauensbeweis. Daran 
glaube ich allerdings nicht. Das war das eine. 
(Zustimmung bei der SPO. - Abg. GI ase r: 
Kollege Preußler! Am Montag wurde anders 
gesprochen! Dr. Androsch am Montag!) 
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Preußler 
Ich sehe nur das zweite, das realistisch 

näher liegt, daß Sie jetzt erkannt haben, daß 
Sie im Jahre 1969 einen grundlegenden Feh­
ler begangen haben. Manche von Ihnen haben 
es nicht geglaubt. (Abg. GI ase I: DeI 
Androsch am Montag!) Sie glauben nun, daß 
Sie mit einem Antrag dieser Art: Hü, hott, 
raus aus den Kartoffeln, rein in die Kartof­
feln!, das ramponierte Ansehen (Zwischenruf 
des Abg. Pet eI) - der Kollege Peter ver­
steht es, wenn man von Kartoffeln spricht -
bei den Pensionisten wiederherstellen können. 
Ich sage Ihnen, da ich diese Menschen bestens 
kenne: Sie werden sich irren! Denn diese 
alten Leute sind besonders empfindlich und 
sind gerade besonders auf die Ehrlichkeit 
eingestellt. Diese Menschen sind bereit, man­
ches hinzunehmen. Sie sind auch bereit, dem 
Staate zu dienen, wenn es heißt, es ginge 
nicht, und es wäre nicht alles auf einmal 
möglich. Aber darüber, daß Sie zuerst alles 
ablehnen und keinen Weg suchen, aber dann 
plötzlich ein Herz für diese Leute entdecken, 
machen Sie sich keine Sorgen. (Abg. K ern: 
Das hat der Pittermann am Montag gesagtl) 

Meine Damen und Herren! Sie haben schon 
vor den Wahlen im Jahre 1966 Versprechun­
gen gemacht und haben sie nicht gehalten. 
Denken Sie an das Sprichwort: "Wer einmal 
lügt, dem glaubt man nicht, und wenn er 
auch die Wahrheit spricht." (Zustimmung bei 
der SPO. - Abg. K ern: Merken Sie sich 
das einmal!) 

Da ich nicht mehr viel Zeit habe, möchte 
ich Ihnen sagen: Ungeachtet der jetzigen 
Lizitationsversuche wird jedoch die sozialisti­
sche Minderheitsregierung den Pensionisten 
in ihrem Lebenskampf stets beistehen. Die 
Regierung Kreisky sieht es als eine ihrer 
ersten Aufgaben an, den Kampf gegen die 
Armut und gegen die Not in Osterreich auf­
zunehmen. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
W e i k h art: Was Sie nicht getan haben! 
Aber jetzt den Mund vollnehmen/ Vier Jahre 
lang haben Sie das nicht getan! - Abg. 
Fa chI e u t ne r: Ihr habt ja nichts gemachtl) 

Daß es die Regierung ernst meint, beweist 
eine Erklärung des Finanzministers, die 
besagt, daß ab nächstem Jahr trotz schwieriger 
finanzieller Situation eine kleine Steuerreform 
durchgeführt wird. Auch das wird vor allen 
Dingen den Pensionisten, die jetzt ab 1. Juli 
wieder mehr Steuer zahlen müssen, weil sie 
in die Progression hineinkommen, dienen. 
(Abg. S u p pan: Wo sind sie denn, die steuer­
lichen SoloItmaßnahmen? - Abg. San d­
me i er: Am 1. Juli 3 Milliarden!) Warum 
regen Sie sich so auf? 

Meine Damen und Herren! Abschließend 
möchte ich sagen: Auch der Herr Sozialmini­
ster hat bereits mitgeteilt, daß beim nächsten 

Hauptausschuß ein Antrag vorliegen wird, die 
Richtzahlberechnung von 6,4 Prozent auf 
7,1 Prozent hinaufzusetzen. Damit werden wir 
Sozialisten den konsequenten Weg gehen, den 
Pensionisten zu helfen. (Anhaltender Beifall 
bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Melter. Ich erteile es 
ihm. (Abg. GI ase I: Kaum versprochen, 
schon gebrochen! Abg. W e i k h art: 
Daran sind Sie am 1. März gescheitert! -
Abg. S u p pan: Passen Sie auf, daß Sie 
nicht auch scheitern I) 

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie! 
Jeder kann sich zu Wort melden. Lassen Sie 
den Redner sprechen. 

Abgeordneter Melter (FPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Ausführungen 
des Herrn Bundeskanzlers haben mich ver"' 
anlaßt, mich zu Wort zu melden. Er hat darauf 
hingewiesen, daß er im Verlaufe der letzten 
Woche ausgeführt habe, es wäre notwendig, 
die Witwenpensionen zu verbessern. - Er 
hat davon gesprochen! Interessant ist, daß 
diese Rede überhaupt nicht konkret war, wie 
so vieles, was er in der Offentlichkeit äußert. 
Er hat sich in keiner Weise festgelegt. (Abg. 
GI ase r: Das ist der Kreisky-Stilf) Das gilt 
auch eindeutig für die Witwenpensionen. Es 
gibt einen sehr deutlichen Beweis dafür: näm­
lich die Regierungsvorlage vom 2. Juni, mit 
welcher das Pensionsgesetz geändert werden 
soll. In dieser Novelle zum Pensionsgesetz 
ist nichts über eine Erhöhung der Witwen­
pensionen auf 60 Prozent enthalten. Es wird 
nur festgestellt, daß ab 1. Juli dieses Jahres 
eine Erhöhung auf 55 Prozent erfolgen soll. 
Die zweite Etappe haben Sie verschwiegen, 
Herr Bundeskanzler. Warum, ist unergründ­
lich! Wir stellen nur einen Widerspruch im 
Zusammenhang mit den Gegenäußerungen, die 
Sie beziehungsweise der Herr Vizekanzler ge­
macht haben, fest, und zwar auf Grund der 
Tatsache, daß die Freiheitlichen im Finanz­
ausschuß den Antrag gestellt haben, die 
Witwenpension ab 1. Juli dieses Jahres auf 
60 Prozent anzuheben. Sie haben Ihren Ver­
tretern im Budgetausschuß nicht gesagt, daß 
Sie damit einverstanden sind, eine Erhöhung 
in Aussicht zu nehmen, die über die Regie­
rungsvorlage hinausgeht. Erst heute, auf 
Grund des Druckes des freiheitlichen Antrages 
und auf Grund der Unterstützung durch die 
OVP-Fraktion, haben Sie sich veranlaßt ge­
sehen, hier großzügiger zu werden, wie 
Abgeordneter Peter sagt, die Spendierhosen 
anzulegen. Nun, -die Löcher in diese Hosen 
haben Ihnen andere machen müssen, Sie 
haben Sie nicht selbst geöffnet, die Löcher, 
die für die Witwen bessere Bezüge sichern. 
(Abg. Dr. Pi t te r man n: WiI haben keinen 
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Melter 
Ehrgeiz nach Löchern in den Hosen! - Abg. 
W e i k h art: Jetzt öffnet der auch schon 
die Hosenlöcher, nicht genug, daß es der Peter 
gemacht hat!) Darum geht es. 

Wir vermissen außerdem auch· einen ent­
scheide~den Vorschlag, zu dem die Regierung 
imstande gewesen wäre: gleichzeitig mit 
dieser Novelle über das Pensionsgesetz audl 
eine Novelle zum ASVG. vorzulegen, in 
welcher vorgesehen wird, daß auch den 
Witwen nach dem ASVG., GSPVG. und 
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz ein ech­
ter, einkommensunabhängiger Anspruch auf 
55 Prozent Witwenpension ab 1. Juli dieses 
Jahres zuerkannt wird. 

Als die letzte Novelle mit diesem Zuschlag 
zur Witwenpension in Behandlung stand, 
haben die Sprecher der sozialistischen Frak­
tion sehr wohl diese Forderung erhoben. Jetzt, 
wo sie in der Regierung sitzen, haben sie 
keinen entsprechenden Vorschlag erarbeitet, 
sie haben keine Regierungsvorlage ausgear­
beitet. 

Dies ist neuerlich eine Diskriminierung und 
Schlechterstellung einer Großzahl der Witwen 
in Osterreich, eine Diskriminierung gegenüber 
den Beamtenwitwen, die wir Freiheitlichen 
nicht widerspruchslos zur Kenntnis nehmen, 
können. Es liegt an Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
und an Ihnen, Herr Vizekanzler, hier für 
Regierungsvorlagen zu sorgen, die geeignet 
sind, die Witwen gleich zu behandeln, ihnen 
gleiches Recht zuzubilligen, sie in gleicher 
Weise einer Notlage und einer unguten 
Situation zu entheben. 

Wenn Herr Klubobmann Dr. Pittermann 
oder der Herr Abgeordnete Preußler hier aus­
geführt haben, daß Sie immer wieder für die 
alten Menschen eintreten, so muß ich mich 
wundern, daß Sie im Zusammenhang mit 
diesem Eintreten den sogenannten Alters­
paragraphen mit 66 Jahren geschaffen haben 
(Abg. Dr. Pi t te r man n: Den gibt es ja 
auch im ASVG.J)j denn damit sprechen Sie 
älteren Menschen das Recht ab, in gewissen 
Funktionen politisch tätig zu sein. Das ist 
eine Beschneidung von Rechten für wahr­
scheinlich ziemlich viele Leute, die durchaus 
imstande wären, zum Nutzen Osterreichs noch 
aktiv tätig zu sein. 

Aber das ist Ihre verdrehte Einstellung zu 
den alten Leuten. Sie machen ihnen sehr 
viel vor und nehmen ihnen doch hinten 
herum sehr maßgebliche Rechte. Ob das die 
Bevölkerung ... (Abg. Dr. G r u b er: Da 
kann der Pittermann wirklich nichts dafür!) 
Ja, ich hoffe eben, in ihm doch noch einen 
Bundesgenossen zu finden, weil ich gewisse 
seiner Fähigkeiten sehr hoch einschätze, ab­
gesehen natürlich von der politischen Ein­
stellung. 

Abschließend möchte ich nur feststellen: Die 
Regierung soll sich nicht auf Versprechungen 
berufen, sondern, wie schon Dr. Kohlmaier 
gesagt hat, mit Taten beweisen, daß sie das 
durchzusetzen und in die Wege zu leiten 
beabsichtigt, was sie vielfach schon öffentlich 
erklärt hat. (Beifall bei deI FPO. - Abg. 
Dr. G r u b e r: Der Pittermann hofft schon 
auf ein 67. Jahr!) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Machunze. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Machunze (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Die Frage 
der Witwenpensionen steht in diesem Haus 
seit Jahren zur Debatte; in der Sozialver­
sicherung genauso wie im öffentlichen Dienst. 
Aber die heute zu beschließende Vorlage ist 
kein Verdienst der Regierung Kreisky, son­
dern eine logische Folge dessen, was die 
OVP-Regierung im vergangenen Jahr getan 
hat, als sie die Witwenpensionen in der 
Sozialversicherung erhöht hat. (Beifall bei der 
OVP. - Ironische Heiterkeit bei der SPO. -
Abg. W e i k h art: Machunze! Scheinheiliger 
geht es jetzt nicht mehr! Das ist der Höhe­
punkt! - Abg. S e k a n i n a: Ihr Humor ist 
grenzenlos! ) 

Eine Tatsache, Herr Abgeordneter Weik­
hart, können Sie doch nicht. bestreiten: Die 
Witwenpensionen in der Sozialversicherung 
wurden - die Regelung mag unbefriedigend 
sein - unter der Ressortführung der Frau 
Sozialminister Grete Rehor in dieses Haus 
gebracht. Bestreiten Sie das? (A.bg. Li ba 1: 
Da kann man nur sagen: Plausch net, Pepperl!) 
Ich sage: Sie mag unbefriedigend sein, sie 
mag unzulänglich sein - die Frau Sozial­
minister Rehor hat das Gesetz über die Er­
höhung der Witwenpension in der Sozial­
versicherung ins Haus gebracht. Das können 
Sie nicht bestreiten. (Neuerlicher Beifall bei 
der OVP. - Abg. W e i k ha r t: Vier Jahre 
haben Sie gebraucht!) 

Wenn die 24. Novelle zum ASVG. so 
schlecht war, dann möchte ich jetzt dem 
Kollegen Preußler die Frage stellen: Warum 
haben dann die Sozialisten für die 24. ASVG.­
Novelle gestimmt, wenn sie gar so schlecht 
war? - Erste Frage. (Abg. Pr e u ß 1 e I: Weil 
es wenigstens etwas istl) 

Zweite Frage: Sie sagen jetzt: Dieses Gesetz 
hat die jetzige Bundesregierung eingebracht! 
Kollege Preußler! Wenn die jetzige Bundes­
regierung dieses Wunder vollbracht hat, dann 
hätte die jetzige Bundesregierung auch das 
Wunder vollbringen können, eine Verbesse­
rung der 24. ASVG.-Novelle einzubringen. 
Warum hat sie dieses Wunder nicht gewirkt? 
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Mad:mnze 
Und noch eine Feststellung, meine Damen 

und Herren! Wer hat denn finanziell dafür 
Vorsorge getroffen, daß die jetzige Bundes­
regierung dieses Bundesgesetz einbringen 
konnte? Das war Finanzminister Koren und 
nicht Ihr Finanzminister Androsch! (Beifall bei 
der OVP.) 

Aber wenn ich mir jetzt die Äußerungen 
des Herrn Bundeskanzlers vor Augen führte 
- er wurde zwar nicht gefragt, aber er hat 
geantwortet ... (Heiterkeit bei der OVP. -
Abg. Li b a 1: Und ihr seid gefragt worden 
und habt nicht geantwortetl) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Ich muß den Herrn Redner aufmerk­
sam machen, daß nach der Geschäftsordnung 
ein Mitglied der Bundesregierung jederzeit 
gehört werden kann. 

Abgeordneter Machunze (fortsetzend): 
Danke. Das hoffe ich. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Als ich mir also die Äußerungen des Herrn 
Bundeskanzlers angehört habe, mußte ich fest­
stellen, daß zwischen Montag und Mittwoch 
ein innenpolitisches Wunder geschehen ist. 
Am Montag hat der Abgeordnete Peter den 
Antrag gestellt: 60 Prozent. (Abg. U 1 b r ich: 
1. Juli 19701) 1. Juli 1970! Der Herr Abge­
ordnete Pittermann ist nach Unterbrechung 
der Sitzung gekommen und hat gesagt: Aus­
geschlossen, die budgetäre Lage erlaubt es 
nicht! Daraufhin hat der Abgeordnete Peter 
die Frage gestellt, ob die Sozialistische Partei 
bereit wäre. über einen Etappenplan bezüg­
lich der Witwenpension im öffentlichen Dienst 
zu diskutieren. Darauf ist man nicht einge­
gangen; man war im Finanzausschuß nicht 
einmal zur Diskussion bereit. (Abg. W e i k­
ha r t: Aber dafür heute! - Ruf bei der OVP: 
Das ist ja das Wunder!) 

Ich muß also sagen: Entweder hat Finanz­
minister Androsch in der Regierung nichts zu 
reden, oder der Herr Bundeskanzler Kreisky 
hat zwischen Montag und Mittwoch das 
Wunder vollbracht. Etwas anderes gibt es 
nicht! (Beifall bei der OVP.) 

Aber, meine Damen und Herren, noch 
einmal zu diesem Montag. Wie ist es denn 
zu der Äußerung gekommen, die der Herr 
Bundeskanzler abgegeben haH Dieses Ge­
heimnis will ich Ihnen verraten. Die Oster­
reichische Volkspartei hat am Montag im 
Finanzausschuß folgendes erklärt - ich habe 
die Erklärung selber abgegeben -: Wir 
werden im Aussdmß der Regierungsvorlage 
zustimmen, wir behalten uns aber unsere 
Haltung im Haus vor. (Abg. We i k h art: 
Stimmt!) Diese Erklärung habe ich im Finanz­
und Budgetausschuß abgegeben. Nun, die Mau­
ern sind ja nicht so dick, daß man nichts durch­
hört. Sie haben also gestern abend erfahren, 

weldlen Antrag die Osterreichische Volks­
partei heute bezüglich der Witwenpensionen 
einbringen wird. Das haben Sie gestern abend 
erfahren, und nun wollten Sie sich die 
Blamage ersparen, heute diesen Antrag der 
OVP abzulehnen. Und daher ist zwischen 
Montag und Mittwoch das politische Wunder 
bezüglich der Witwenpensionen geschehen. 
Das können Sie jetzt bestreiten, aber es ist 
so. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ohne die Initiative des Abgeordneten Peter 
und ohne die Initiative der Osterreichischen 
Volkspartei hätte der Herr Bundeskanzler 
vermutlich die Erklärung von heute nicht 
abgegeben; denn wenn das eine so fest­
stehende Tatsache bei Ihnen gewesen wäre, 
dann frage ich nur: Warum war der Finanz­
minister am Montag nicht bereit, mit uns 
darüber zu diskutieren und uns zu sagen: 
Ich werde mich bemühen, ab 1. Juli 1971 
budgetmäßig vorzusorgen I Am Montag hat's 
geheißen: Nix, wir diskutieren nicht einmal! 

Wir freuen uns im Interesse der Witwen 
über den Gesinnungswandel, der bei der 
Sozialistischen Partei zwischen Montag abend 
und Mittwoch mittag eingetreten ist. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Pansi. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Pansi (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Man erkennt die OVP nicht 
wieder, wenn man gestern abend den Rund­
funk gehört, das Fernsehen gesehen, heute 
die Presse gelesen und jetzt die OVP­
Sprecher gehört hat. Man glaubt, man hat 
eine völlig andere Partei vor sich, als sie 
es vor dem 1. März gewesen ist. Aber wenn 
man näher hinblickt, ist es natürlich nur so, 
daß sie äußerlich die Farbe wechselt - nicht 
ihre richtige Farbe. die bleibt nach wie vor 
schwarz. Sie paßt sich der Umgebung an wie 
ein Chamäleon. Das verstehen Sie ausgezeich­
net. (Zustimmung bei der SPO.) Was Sie als 
frühere Mehrheits- und Regierungspartei 
unter wesentlich günstigeren Voraussetzun­
gen hätten verwirklichen können. haben Sie 
nicht getan. Aber über Nacht verlangen Sie 
nun das gleiche von der sozialistischen Regie­
rung. 

Ich darf daran erinnern, daß wir Sozialisten 
bereits am 15. Juni 1966 einen Initiativantrag 
eingebracht haben, mit dem wir die Erhöhung 
der Witwenpension auf 60 Prozent der Pension 
des Mannes verlangt haben. (Abg. 
Mac h u n z e: Mit welcher Bedeckung?) 

Am 6. Juli 1966 wurde vom Vorsitzenden­
stellvertreter des Sozialausschusses, dem 
Abgeordneten Altenburger, erklärt: 
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Pansi 

"Ich möchte hiezu abschließend feststellen: 
Die Osterreichische Volkspartei wird diese 
Anträge" - es sind damals mehrere Anträge 
eingebracht worden -, "so wie wir festge­
stellt haben" - es hat ja Ihr seinerzeitiger 
Generalsekretär und heutiger Parteiobmann 
erklärt, Sie werden eine Sozialpolitik betrei­
ben, daß uns Hören und Sehen vergehen 
wird; es ist uns das Gott sei Dank alles 
erhalten geblieben -,_ "eingehend beraten 
und behandeln." 

Und die Frau Bundesminister Rehor hat in 
der Sitzung des Nationalrates am 13. Juli 
1966 erklärt: 

"Ich werde mich bemühen, im Einverneh­
men mit den Dienststellen meines Ressorts 
und mit den Pensionsanstalten und den Ver­
tretern des Sozialausschusses im Parlament 
im Herbst diesbezügliche Beratungen aufzu­
nehmen" - also im Herbst 1966 -, "das 
Ergebnis in einer Regierungsvorlage vorzu­
bereiten und dem Hohen Haus vorzulegen." 
Sie erklärte dann weiter: "Grundsätzlich 
werde ich selbstverständlich die Mitarbeit der 
Opposition ermöglichen und sie rechtzeitig 
zu einer solchen Mitarbeit einladen." (Ruf bei 
der OVP: Enquete!) 

Hier kann man nun wirklich sagen: Ich höre 
wohl die Worte, allein mir fehlt der Gla_ube. 
(Abg. Dr. G r u beI: "Die Botschaft hör ich 
wohl" J - Heiterkeit bei deI OVP.) 

Wie war die weitere Entwicklung? Die 
Sozialisten mußten eine Reihe von dringlichen 
Anfragen einbringen, um die Behandlung 
dieses seinerzeitigen Initiativantrages zu 
urgieren. Aber das hat alles nichts geholfen; 
es wurde weiter "geprüft", es wurde weiter 
"untersucht", und geschehen ist nichts. 

Als dann am 6. März 1969 die sozialistische 
Fraktion im Sozialausschuß verlangte, daß 
gleichzeitig mit der Novelle zum ASVG. auch 
der sozialistische Initiativantrag behandelt 
werden solle, haben die OVP-Mitglieder des 
Ausschusses die Aufnahme dieses Antrages 
in die Tagesordnung abgelehnt. Und wer hat 
das abgelehnt? - Ich darf Ihnen die Namen 
vorlesen. (Zwischenrufe bei der OVP.) Das 
ist nämlich äußerst interessant, weil gerade 
diese Leute heute hier den Mund so voll 
nehmen und heute so tun, als wenn sie immer 
schon dafür gewesen wären (Zustimmung bei 
deI SPO): 

Abgeordneter Altenburger, Dr. Haider, 
Kabesch, Kern (Abg. Li b a 1: Der Kern!), 
Kulhanek, Linsbauer, Anton Schlager, Staudin­
ger, Suppan. - Heute werden die Hände aus­
einandergerissen: Wir sind die, die das 
bringen! Aber damals, Herr Kollege Suppan, 
war die Haltung eine ganz andere. Es ist 
erst ein Jahr her. - Des weiteren: Titze, 

Sandmeier, Grundemann und sdlließlich und 
endlich die Frau Abgeordnete Lola Solar. 
(Abg. Dr. Hai der: Erzählen Sie das dem 
AndroschJ) 

So, meine Herren, war noch vor sehr kurzer 
Zeit Ihre Haltung zu dieser für unsere Witwen 
so außerordentlich wichtigen Frage, und Sie 
haben gar nie die Absicht gehabt, diese Frage 
auch einer tatsächlichen Verwirklichung zuzu­
führen. (Abg. 0 I e nb ö c k: Wir werden 
den Witwen die Namen Ihrer Mitglieder der 
Montagsitzung des Finanzausschusses auch 
mitteilen!) 

Unter dem Druck der Sozialisten, unter dem 
Druck der ständigen dringlichen Anfragen 
waren Sie dann im November 1969 endlich 
bereit, einen kleinen Schritt zu tun. Dieser 
Schritt war aber weit von dem sozialistischen 
Initiativantrag entfernt. Es waren viele 
Witwen von dem Zuschlag von 10 Prozent 
ausgenommen, und die Durchführung ist, wie 
sich das heute bei den Sozialversicherungs­
anstalten erweist, äußerst kompliziert und zeit­
aufwendig. 

Wenn nun bei Ihnen eine Meinungsände­
rung eingetreten ist, meine Damen und 
Herren von der rechten Seite, so nicht des­
wegen, um den Witwen in Osterreich tat­
sächlich zu helfen, denn es hat ja gerade 
der Abgeordnete Kohlmaier - ich erinnere 
mich noch sehr gut daran - sehr, sehr viele 
Bedenken geäußert, derentwegen man unserem 
Antrag nicht zustimmen könnte. Ich nehme 
aber an, in Ihrem Initiativantrag wird nichts 
von diesen Bedenken stehen, die Sie damals 
geltend gemacht haben. 

Aber wenn Sie Ihre Meinung geändert 
haben, so doch ausschließlich nur deswegen, 
um der sozialistischen Regierung Schwierig­
keiten zu bereiten - es gelingt Ihnen das 
nicht (Abg. Dr. Hai der: Ihre Säumigkeit 
aufzuzeigen!) - und, was Ihnen natürlich als 
das Wesentlichste erscheint, um auf Wähler­
fang auszugehen. Das sind die Gründe Ihres 
Initiativantrages. Im Grunde genommen, 
meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen Volkspartei, sind Sie heute gen au­
sowenig eine soziale Partei, wie Sie das in 
der Vergangenheit gewesen sind. (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. Hai der: Wer hat 
Ihnen die Sprüche aufgeschrieben, die Sie da 
sagen? - Abg. W e i k h art: Das kann man 
bei Ihnen sagen, bei ihm nichtf) Wenn Sie 
wollen, kann ich auch Ihnen einmal etwas auf­
schreiben. (Heiterkeit und Beifall bei derSPO. 
- Abg. S e k an i n a: Kollege Pansi, die 
Frage ist, ob's der Dr. Haider lesen kann!) 
Das ist allerdings die Frage, denn Sie sehen, 
ich habe jetzt während der einen Stunde sehr 
schnell schreiben müssen, und das ist nicht 
sehr schön geschrieben. Aber ich mußte das 
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nicht tun, weil ich ja die Verhältnisse kenne 
und den Ablauf der Dinge selbst mit erlebt 
habe. Sie können also beruhigt sein, Herr 
Kollege Haider. (Abg. Dr. Hai der: Da 
kennen Sie aber die Verhältnisse sehr 
schlechtf) 

Aber, meine Damen und Herren, wie grund­
verschieden ist in sozialpolitischen Fragen die 
Auffassung und die Haltung der Sozialisti­
schen Partei! Was wir einmal für richtig und 
für notwendig erkannt haben, das vertreten 
wir mit aller Konsequenz (Abg. Dr. Hai der: 
Wieder so ein Spruch!) - und wenn wir 
noch so viele Widerstände überwinden 
müssen - so lange, bis es auch verwirklicht 
ist. (Beifall bei der SPO.) 

Daß das richtig ist, was ich eben gesagt 
habe, beweist die Beantwortung unserer 
dringlichen Anfrage durch den Herrn Sozial­
minister. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen uns 
ehrlich wundern, daß es der sozialistischen 
Regierung möglich ist. in kurzer Zeit diese 
Forderung zu verwirklichen, und zwar unter 
wesentlich ungünstigeren Verhältnissen, als 
Sie es seinerzeit hätten tun können. (Zwi­
schenrufe bei deI avp.) Denn die OVP-Allein­
regierung und die aVP-Mehrheit haben uns 
doch ein fürchterliches Erbe hinterlassen I (Abg. 
DI. Hai der: Schrecklich ist das!) Denken 
wir doch an die gewaltige Vergrößerung des 
Defizits, an die gewaltige Ausweitung der 
Auslandsschulden, an die viel zu geringe 
Dotierung für die Sozialversicherung! Wir 
werden heuer. weil eben zuwenig vorge­
sehen war, den Sozialversicherungsanstalten 
um 700 Millionen Schilling mehr an Aus­
fallshaftung zu bezahlen haben, als im Budget 
vorgesehen war. Sie haben es ja nur aus 
optischen Gründen gemacht. um das Defizit 
unter 10 Milliarden Schilling halten zu 
können. (Abg. DI. Hai deI: Warum habt 
ihr euch dann d'urch einen Partisanenstreich 
in die Regierung gehievt?) Sie haben aber 
auch, Herr Kollege Dr. Haider, nicht dafür 
vorgesorgt, daß die Landwirtschaft die ent­
sprechenden Summen für die vermehrte Milch­
anlieferung bekommen kann. Auch das über­
lassen Sie einer sozialistischen Regierung! 
(Abg. K ern: Wird das gemacht, Herr Präsi­
dent? Sie haben gesagt, daß Sie das machen 
müssen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir können unserer Regierung und besonders 
unserem Herrn Sozialminister sowie dem 
Herrn Finanzminister sehr dankbar sein, daß 
unter diesen ungünstigen Umständen die Vor­
aussetzungen für die Verwirklichung einer 
langjährigen Forderung geschaffen worden 
sind. Aber nicht nur hier wurde auf sozialem 
Sektor Vorbildliches geschaffen. Zum ersten 

Mal hat die sozialistische Regierung den 
Anpassungsfaktor für die Pensionen höher 
festgesetzt. als die Richtzahl gewesen ist. Sie, 
meine Damen und Herren, waren in der Ver­
gangenheit nie dazu bereit, obwohl Sie ganz 
genau gewußt haben, daß die Richtzahl 
keinesfalls den Umständen entsprochen hat 
und den Pensionisten nicht das gegeben wor­
den ist, was man ihnen seinerzeit mit dem 
Pensionsanpassungsgesetz versprochen hat. 
(Beifall bei der SPO.) 

Diese in der kurzen Zeit geleistete Arbeit 
unserer sozialistischen Regierung ist Beweis 
genug, daß wir Sozialisten nicht Forderungen 
erheben um des Forderns willen, um auf 
Stimmenfang auszugehen, sondern daß wir 
diese Forderungen, wenn wir die Möglichkeit 
haben, auch tatsächlich durchsetzen. (Erneuter 
Beifall bei der SPO.) 

Ihnen, Herr Abgeordneter Machunze, aber 
auch dem Herrn Abgeordneten Peter darf ich 
sagen: Dazu hätten wir Sie nicht gebraucht! 
Seien Sie nicht so überheblich zu glauben, 
Sie allein sind diejenigen, welche Sozial­
politik betreiben! (Abg. Dr. Hai der: Aber 
die Witwen haben uns gebraucht! - Abg. 
Mac h u n z e: Am Montag waren Sie nicht 
einmal zur Diskussion bereitl) Aber, Herr 
Abgeordneter Machunze. muß ich Ihnen als 
seinerzeitiger Obmann des Finanzausschusses 
sagen, daß sozialpolitische Probleme primär 
im Sozialausschuß und nicht im Finanzaus­
schuß diskutiert worden sind und daß natürlich 
in erster Linie der Sozialminister für solche 
Fragen zuständig ist und nicht so sehr der 
Finanzminister! (Ruf bei der OVP: Und die 
Pensionisten des öffentlichen Dienstes? -
Abg. Mac h u n z e: Nein, zur Debatte stand 
die Witwenpension im Finanzausschuß!) 
Natürlich für den öffentlichen Dienst! Aber 
die Pensionisten des öffentlichen Dienstes sind 
in der Minderzahl (Abg. Mac h u n z e: Die 
Witwenpensionen im Finanzauschuß!), und 
die viel, viel größere Zahl an Pensionisten 
'gehört zum Sozialministerium und nicht zum 
Finanzministerium (Beifall bei der spa -
Abg. Mac h u n z e: Aber ihr wart ja nicht 
einmal bereit zu diskutieren!), das sollten 
Sie doch auch wissen. Es war daher der 
Finanzausschuß nicht der richtige Ort. um 
eine so entscheidende Frage zu diskutieren. 

Daß Ihnen das weh tut, ist durchaus ver­
ständlich, aber freuen Sie sich, Sie wären 
sonst um die große Ankündigung gestern im 
Rundfunk und Fernsehen und heute in der 
Presse gekommen, wenn das schon vorige 
Woche beziehungsweise am Montag erledigt 
gewesen wäre. (Abg. Mac h u n z e: Da 
hätten wir es gar nicht gebraucht! - Abg. 
o f e n b ö c k: Pansi, Sie hätten schlecht aus­
geschaut, wenn die dringliche Anfrage nicht 
eingebracht worden wäre!) 
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Dem Kollegen Melter darf ich sagen, daß 
er sich, da seine Partei nie in die Verlegen­
heit kommen wird, echte Verantwortung 
tragen zu müssen, sehr leicht redet (Abg. 
Me 1 te r: Sind Sie in Verlegenheit gekom­
men, Herr Pansi?), wenn er meint, man 
müßte für die Frühpensionisten die Ruhens­
bestimmungen aufheben. Herr Kollege Melter! 
Diese Frage ist oft und oft und eingehend 
zwischen den Wirtsch~ftspartnern, zwischen 
den Parteien diskutiert worden, und man ist 
übereinstimmend zur Auffassung gelangt, daß 
man aus verschiedensten Gründen nicht in 
der Lage ist, diese Ruhensbestimmungen auf­
zuheben, zumindest derzeit nicht. (Abg: 
Me i ß 1: Ungleiches RechtJ) Sollten sich die 
Verhältnisse wesentlich ändern, dann wird 
man sicher auch an dieses Problem heran­
gehen können. 

Wir freuen uns sehr, daß mit der Verwirk­
lidmng der Witwenpension im Ausmaß von 
60 Prozent der Pension des Mannes eine alte 
Forderung jetzt von der sozialistisChen Regie­
rung in so kurzer Zeit verwirklicht werden 
konnte. (Abg. Me 1 t e r: Stimmt ja nicht! 
Keine Regierungsvorlage!) Ja, Sie haben doch 
gehört, was da kommt. Warum sind Sie damit 
nicht zufrieden? Zweifeln Sie an den Erklärun­
gen unseres Sozialministers? (Abg. Me 1 tel: 
Sie kommen zu spät!) Das sollten Sie eigent-I 
lieh nicht tun, nachdem Sie ihn ja schon so 
lange kennen und genau wissen, daß er das, 
was er verspricht, auch hält. (Beifall bei der 
8PO. - Abg. 0 f e n b ö c k: Nur weil er 
unter Druck steht!) 

Wir freuen uns, und das vor allem im 
Namen jener Gruppe, die ich zu vertreten 
habe, nämlich im Namen der Land- und Forst­
arbeiter, aber auch im Namen der Bauarbeiter 
und der Beschäftigten im Fremdenverkehr, 
also jener Gruppen, die viel sogenannte 
"neutrale Zeiten" aufzuweisen haben, daß 
diese Frage einer Erledigung zugeführt wird. 
(Beifall bei der 8PO.) 

Ich darf hoffen und annehmen, daß in 
dieser Frage bei der OVP auch ein Gesin­
nungswandel eintritt und sie bereit ist, der 
Vorlage, die vom Sozialministerium kommen 
wird, ihre Zustimmung zu geben, denn allein 
könnten wir es nicht beschließen. Ganz sicher 
bin ich nicht, daß Sie das tun, denn noch 
im Dezember haben Ihre Sozialversicherungs­
fachleute, allen voran Kohlmaier und Voll­
mann, sich entschieden dagegen ausge­
sprochen, daß die neutralen Zeiten in Ersatz­
zeiten umgewandelt werden, um dieses Un­
recht für viele Tausende endlich zu beseitigen. 
Allerdings ist zu hoffen, daß aus optischen 
Gründen bei ihnen äußerlich doch wieder ein 
Gesinnungswechsel eintreten wird. 

Man erkennt die OVP auf Grund ihrer 
Haltung einfach nicht wieder, seit sie in 
Opposition ist. Auf einmal haben auch Sie Ihr 
soziales Herz entdeckt. Wie schade, daß diese 
Situation nicht schon früher eingetreten ist. 
(Beifall bei der SPO.) Um wieviel wäre es 
leichter gewesen, unsere Vorstellungen über 
soziale Sicherheit und über den sozialen 
Wohlfahrtsstaat zum Wohle unserer arbeit­
samen Bevölkerung früher verwirklichen zu 
können! (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Skritek. Er hat das 
Wort. (Abg. Mac h u n z e: Kollege Pansi! 
Was hätten Sie denn im Wahlkampf gesagt, 
wenn wir alles erfüllt hätten? - Abg. Pan s i: 
Da gibt es noch genug!) 

Abgeordneter Skritek (SPO): Hohes Hausl 
Meine Damen und Herren! Ich möchte zuerst 
einmal dem Hohen Haus einen Entschließungs­
antrag vorlegen. Er lautet: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Skritek und Genossen, 
betreffend Erhöhung der Witwenpensionen. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, im 
Laufe der kommenden Herbstsession dem 
Nationalrat Gesetzentwürfe vorzulegen, die 
eine Erhöhung der Witwenpension auf 
60 Prozent in allen Bereichen der Sozial­
versicherung mit Wirkung vom 1. Juli 1971 
sowie die entsprechende Erhöhung der Aus­
gleichszulagen zum Gegenstand haben. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Nach dem bisherigen Verlauf der Debatte darf 
ich wohl annehmen, daß diese Resolution die 
einstimmige Zustimmung des Hohen Hauses 
finden wird. (Beifall bei der SPO. - Zwi­
schenruf des Abg. Me 1 t er.) Ach, Sie wollen 
dagegen stimmen? Bitte sehr, Herr Kollege 
Melter, ich weiß nicht, wollen Sie dagegen 
stimmen? (Abg. Me 1 t e r: Nein! Ich gebe 
gerne der Regierung Weisungen! - Heiter­
keit.) Die Regierung wird Ihre Weisungen 
sicher nicht benötigen, Herr Melter! 

Ich möchte nun ein paar Bemerkungen zu 
der Debatte und zunächst einmal zu dem Vor­
bringen des Kollegen Abgeordneten Machunze 
machen. Der Abgeordnete Machunze hat das 
so dargestellt, als ob im Finanzausschuß die 
Situation so gewesen wäre, daß Sie volle 
Vollmachten gehabt hätten und wir, die Sozia­
listen, diejenigen gewesen wären, die zu 
nichts hätten Stellung nehmen können. Herr 
Abgeordneter Machunze, ich erinnere mich 
genau - es wird ja kein schriftliches Proto­
koll geführt -, daß Sie dort erklärt haben, 
daß diese weitgehenden Fragen selbstver­
ständlich nicht hier im Ausschuß erörtert wer-
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den können: "Das sind wir nicht imstande, 
wir müssen das unserem Klub vorlegen." 
Nun, Hohes Haus, was Sie dürfen, das dürfen 
doCh wir auch. Das müssen Sie doch ein­
sehen. (Beifall bei der SPO.) Sie sind als 
Opposition nicht dazu imstande, wo Sie siCh 
doch ein bißchen leichter tun. Es ist ganz 
klar, daß die Regierungsfraktion das ein­
gehend zu beraten hat. 

geben und diskutiert werden. Dazu ist das 
Hohe Haus hier, dazu ist das Plenum da. 
(Erneuter Beifall bei der SPO. - Abg. K ern: 
Der Finanzausschuß gehört nicht zum Hohen 
Haus?) 0 ja! Weil der Herr Abgeordnete 
Madmnze versucht hat, das so darzustellen, 
als hätten wir dort nichts gesprochen; er weiß 
ganz genau, daß das nicht stimmt. 

Ich habe auf einige Dinge schon hingewie­
Meine Damen und Herren! Die Eile der sen. Vielleicht darf ich noch einen Zeitver­

Volkspartei mit ihrem Antrag kann ich ja gleich bringen. Hohes Haus! Die neue Regie­
auch nur daraus erklären, daß sie sicherlich, rung ist noch keine zwei Monate im Amt. 
was ja nicht geheim bleiben konnte, erfahren Wenn man es genau nimmt, genau zweimal 
hat, daß im Sozialministerium Unterlagen für vier Wochem. In zweimal vier Wochen hat 
das, was der Herr Sozialminister heute hier sie ein Problem gelöst, wozu die OVP-Allein­
erklärt hat, vorbereitet werden. Nun, da hat regierung in vier Jahren nicht imstande war. 
man halt geschwind probiert. (Abg. K ern: Das ist doch sicherlich eine sehr positive Lei­
Haben Sie das am Montag noch nicht stung. (Beifall bei der SPo.) Hohes Haus! 
gewußt?) Dazu werde ich Ihnen noch etwas Wenn Ihnen das nicht angenehm ist, kann 
sagen, Herr Kollege Kern. Da hat man noch ich das durchaus verstehen, und ich werde 
schnell probiert, hier ein bißchen zuvorzukom- mir jetzt erlauben, noch ein paar kleine Rück­
men, vielleicht hier noch ein bißchen Populari- blendungen vorzunehmen, und Sie werden 
tät zu erhaschen. I dann sofort sehen, wie Sie in dieser Frage 

, ' überhaupt politisch liegen. 
Herr Abgeordneter Kern! Die blshenge , 

Oppositionspolitik der OVP war doch so I D~r Herr Abgeo~dnete Hauser hat I.n der 
negativ daß ich durchaus verstehe daß sie Jushzdebatte gememt, er werde uns Immer 
sich be~üht irgendwo einen Plus~unkt zu den Spiegel vorhalten. Nun bitte, ich habe 
sammeln, da~ ist doch ganz klar. (Beifall bei erklärt, das kann er jederzeit ~un, und Sie 
der SPO.) Herr Kollege Ker ! B . d R '_ werden sehen, daß von der RegIerung sofort n el er egle d h ch d' L" , F 
rungserklärung und mit Ihren dringlichen An- 0 er se r, ras , I~ osung emer rage 
fragen sind Sie schlecht angekommen. Ich erfolgt, dIe SIe" mcht z~sammengebracht 
erinnere mich noch' M't 11 Of b .. haben. Aber es ware doch mteressant, auch . 1 "a e en rennen Ih . . d S' I h 1 . 
sind Sie übriggeblieben, bei der GIG-Anfrage n~n em w~mg en plege vorzu a .ten, ~Ie 
sind Sie schlecht g le üb 11 S· es m den VIer Jahren zugegangen 1St. VIer 

e gen, era, wo Ie J h h t d t b' "b h . etwas angepackt h b h b S' , a re a es ge auer, IS u er aupt, Im a en, a en Ie emen A h" f h "ht' h ' 
Minuspunkt geerntet. Es scheint, daß es Ihnen n angev~r aren, moc e IC . sagen, e~ne 
diesmal genauso geht wie bei den anderen Regelung m der F~age der WItwenpensIOn 
Versuchen, sich plötzlich populär zu machen. zustand~~ekom~en 1St. . . 
(Abg. K ern: Sie liegen heute sehr gut hier!) ,Ich ~ochte mcht alle DetaIls WIederholen, 
Herr Kollege Kern! Es ist für eine konser- dIe meme Kollegen schon vorgebracht haben. 
vative Partei schwer, plötzlich Opposition zu! Aber erinnern wir u~s doch: ~rundlage u~d 
machen. Das ist an und für sich eine schwie- Ausgangspunkt war dIe ResolutIon des NatIo­
rige Sache. (Abg. 0 f e n böe k: Aber es ist nalrates vom Juni 1966, wonach einstimmig 
für die ehemalige Oppositionspartei eigen- beschlossen wu~de und die Regi~rung aufge­
artig, daß sie jetzt eine dringliche Anfrage fordert wur~e, 1m Hohen .Haus eme Vorla~e, 
braucht, damit die Regierung etwas tut, um eve~tuell mIt, etappenwe~ser Re~~lu~g, em­
ihr Programm zu verwirklichen!) Nein, nein; z~bnngen. WIr haben. emen Im~Iat~vantrag 
Herr Kollege" Sie sind ja Sportreferent, also emgeb,racht, auch um ~~eselb~ ZeIt, Ich habe 
normalerweise nicht Sozialreferent. vor mH das Protokoll uber die erste Lesung 

dieses Initiativantrages; es war die denk-
Und damit komme ich zum Kernpunkt der 

Sache. Es ist natürlich ganz selbstverständlich, 
daß eine Regierungspartei das Recht und mei­
ner Meinung nach aUch die Pflicht hat, so 
wichtige Erklärungen, die für die ganze Be­
völkerung von solcher Bedeutung sind, hier 
im Hohen Hause abzugeben und nicht aus 
Anlaß irgendeiner kleinen Debatte. (Beifall 
bei der SPO.) Herr Kollege! Den Standpunkt 
haben wir immer vertreten und halten uns 
auch danach. Hier ist das Hohe Haus und 
hier sollen solche wichtigen Erklärungen abge-

würdige Sitzung, in der der Herr Abgeordnete 
Dr. Withalm damals die Erklärung abgegeben 
hat, seine Partei werde in Zukunft überhaupt 
unsere sozialpolitischen Anträge nicht mehr 
verhandeln. Wir erinnern uns noch ganz 
genau: das war die Zeit, das war diese 
berühmte Erklärung. Der Herr Abgeordnete 
Altenburger ist dann geschwind zum Redner­
pult geeilt und hat die Erklärung seines 
Klubobmannes abzuschwächen versucht, indem 
er festgestellt hat: wir werden im Ausschuß 
schon über diese Anträge verhandeln. 

23 
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Meine Damen und Herren von der Oster­
reidlischen Volkspartei I Es wäre sehr gut, 
wenn Sie sich die damalige Rede Ihres jetzi­
gen Bundesparteiobmannes ansdlauen und 
durchlesen würden, Sie würden wertvolle 
Hinweise zu Ihrer eigenen, jetzigen Haltung 
finden. Der Herr Abgeordnete Withalm sprach 
damals von einer Inflation an Anträgen, weil 
wir uns erlaubt haben, 14 Initiativanträge in 
sozialpolitischen Fragen einzubringen. Er hat 
dann zum Schluß erklärt: In Zukunft werden 
wir an der ersten Lesung überhaupt nicht 
teilnehmen. 

Diese damalige Erklärung hat uns schon 
etwas stutzig gemacht. Ihre Haltung war ja 
in der Folge die gleiche. In der Frage der 
Sozialpolitik ist in den vier Jahren nichts 
weitergegangen. Erinnern wir uns doch an 
die ständige Formel Ihrer Frau Sozialmini­
ster: "Prüfen", "untersuchen", "erheben" und 
noch einige solcher Wörter, die sie jedes­
mal gebraucht hat. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Darf ich nun vielleicht doch versuchen, noch 
ganz kurz die Intervalle dieser vier Jahre 
aufzuzeigen, die Anfragen und Ihre Antwor­
ten, und Sie werden dann sofort sehen, wie 
sich die jetzige Regierung von Ihrer Regie­
rung unterscheidet. Sie werden schon die Ant­
worten hören, die Ihre Frau Sozialminister 
und der Herr Bundeskanzler damals gegeben 
haben, und wie wohltuend sich die jetzige 
Regierung von Ihrem Verhalten unterschei­
det. (Beifall bei der SPO. - Abg. 0 I e n­
böe k: Wohltuend! ,.-- Heiterkeit bei der 
OVP.) Sie werden gleich sehen, daß das ganz 
absolut ist. 

Hohes Haus! Da haben wir einmal die 
Anfrage der Frau Abgeordneten Weber vom 
Juni 1967 an den Herrn Bundeskanzler bezüg­
lich der Erhöhung der Witwenpension. Bun­
deskanzler Klaus: "Ich bin selbstverständlich 
auch dieser in der Zusatzfrage erwähnten 
Möglichkeit nachgegangen." Und jetzt kommt 
wahrscheinlich als Stehsatz - vier Jahre hat 
das gedauert -: "Die budgetäre Lage wird 
vom Finanzminister so dargestellt, daß eine 
Erhöhung der Witwenpensionen im Augen­
blid{ nicht in Erwägung gezogen werden 
kann." 28. Juni 1967! 

14. Februar 1968: Anfrage der Frau Abge­
ordneten Winkler, betreffend Erhöhung der 
Witwenpensionen, diesmal an die Frau Sozial­
minister. Antwort: "... daß wir im Budget 
1968 für diese berechtigte Forderung" - eine 
Verbeugung haben Sie immer gerne gemacht, 
da waren Sie sehr groß - "der Frauen, sprich: 
Witwen, im Hinblick darauf, daß die finan­
zielle Decke im Staatshaushalt außerordentlich 

angespannt ist, nidlt Vorsorge treffen konnten. 
Im habe das vorher in einem anderen Zu­
sammenhang gesagt." Und jetzt kommt der 
nämste Satz: "Selbst eine etappenweise 
Erhöhung der Witwenpensionen im Verhältnis 
zum heutigen Prozentsatz würde eine bedeut­
same Post im Finanzgesetz ausmachen ... Es 
konnte für 1968 keine Erledigung erreicht 
werden." Sie sehen also dasselbe 1966, 1967, 
1968. 

Eine weitere Anfrage vom November 1968, 
diesmal von unserer Kollegin Gertrude Won­
drack an die Fau Bundesminister Rehor, 
betreffend Erhöhung der Witwenpension. 
Antwort der Frau Bundesminister - wört­
lich -: "Frau Abgeordnete Wondrack! Ich 
möchte neuerlich sagen, wie schon vorher und 
zuletzt auch im Budgetausschuß, Kapitel 
Soziale Verwaltung, daß ich bei all den ver­
gangenen Budgetberatungen 1966, 1967, 1968 
und für 1969 diesen Wunsch vorgetragen 
und die Forderung erhoben habe, Mittel 
für die Erhöhung der Witwenpensionen 
einzuräumen. Leider haben wir bisher im Hin­
blick auf die angespannte Finanzdecke des 
Bundes beziehungsweise des Bundeshaus­
haltes keine Mittel zur Erfüllung dieses 
Wunsches erreichen können." (Hört! Hört!­
Rufe bei der SPO.) So geht es weiter. 

Die nächste Anfrage war im Dezember 1968 
von der Kollegin Murowatz an die Frau 
Sozialminister Rehor. Antwort: "Im Hinblick. 
auf die angespannte Lage" der Finanzen des 
Bundes konnten wir leider diesen unseren 
Wunsch nicht durchsetzen. - Nun, Ihre 
Finanzminister müssen sehr wenig Herz für 
die Witwen gehabt haben; wenn Sie erst jetzt 
Ihr Herz entdecken, so ist es auch sonder­
bar. - Frau Bundesminister Rehor: " ... daß 
ich in jedem Jahr den Versuch unternommen 
habe, Mittel für diese Verbesserung zu 
erreichen. Im Hinblick auf die an­
spannte finanzielle Lage war diese meine 
Forderung nicht durchzusetzen." Das in einer 
Mehrheitsregierung, meine Damen und 
Herren! (Unruhe.) 

Dann haben wir dringliche Anfragen - ich 
brauche auch diese nicht zu verheimlichen -, 
eine dringliche Anfrage an den Herrn Bundes­
kanzler vom März 1969: Was hat der Herr 
Bundeskanzler zu sagen gehabt? Die Frage: 
"Warum hat die Bundesregierung im Sinne 
des zweiten Teiles der Entschließung nicht 
wenigstens eine etappenweise Erhöhung der 
Witwenpension in Angriff genommen?" -
Antwort: Hierauf antworte ich wie folgt: 
Es konnte auch für eine etappenweise Er­
höhung, die den aliquoten Betrag ausgemacht 
hätte, keine Bedeckung gefunden werden." 
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Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Bitte, es ist eine sehr große Unruhe 
im Haus. khbitte, dem Redner doch zuzu­
hören. 

Abgeordneter Skritek (fortsetzend): So geht 
es weiter. Dann kommt noch eine 
ähnliche Antwort der Frau Sozialminister 
Rehor zur selben Sache. Also drei Jahre die 
stereotype Antwort Ihres Sozialministers und 
Ihres Bundeskanzlers auf die Frage: Wann 
wird für die Witwenpension auch nur eine 
etappenweise Regelung durchgesetzt?: Leider, 
wir haben kein Geld, es ist keine Bedeckung 
vorhanden. 

Meine Damen und Herren! Sie werden doch 
nicht sagen, daß Ihnen in der Offentlichkeit 
heute das jemand abnimmt, daß Sie jetzt als 
Oppositionspartei bei einer Regierung, die 
keine acht Wochen im Amte ist, wo Sie vier 
Jahre nichts gemacht haben, sondern stereotyp 
immer wieder erklärt haben, da kann man 
nichts machen, plötzlich die großen Sozial­
politiker sind. (Lebhafter Beifall bei der SPO.) 
Das ist ein Versuch mit völlig untauglichen 
Mitteln. (Beifall bei der SPO.) Diesbezüglich 
haben wir gar keine Sorge. Wir verstehen, 
Sie brauchen ein wenig Aufpolierung Ihres 
etwas ramponierten Image. 

Sie haben ja am 1. März die Antwort 
für Ihre Haltung auch in sozialpolitischen 
Fragen bekommen. Die Frage der Witwen­
pension war nicht die einzige. Es sind ja 
auch die anderen sozialpolitischen Fragen hier 
liegengeblieben. (Erneuter Beifall bei der 
SPO.) 

Derselbe Herr Abgeordnete Altenburger, 
den ich sonst sehr schätze, hat hier im Haus 
erklärt, unsere Anträge werden verhandelt, 
und als wir nach drei Jahren im Ausschuß 
beantragten, diesen Antrag wenigstens zu 
verhandeln, da haben Sie im Ausschuß 
namentlich dagegen gestimmt. Die Liste ist 
verlesen worden, ich will sie nicht wieder­
holen. Es sitzen ja auch einige noch hier, die 
jetzt in der Sozialpolitik tätig sind und jetzt 
ganz plötzlich die Fahne hervorgezogen 
haben: jetzt muß alles verwirklicht werden, 
was man vier Jahre verhindert hat. 

Herr Abgeordneter Kohlmaier, Ihre Haltung 
im Sozialaussdluß habe ich doch persönlich 
kennengelernt. Das Entree war: Nein, nein 
zu den kleinsten Krankenkassensachen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich erinnere mich an den Tag, wo Sie in 
den Ausschuß gekommen sind. Damals ging 
es um eine ganz geringfügige Frage in der 
Krankenversicherung. Sie haben erklärt: Nein, 
nein, das geht nicht. Und ich glaube, Ihr 
Kollege Vollmann ist dann gekommen: Da 
tun wir mit, ja, wir treten dem sozialistischen 

Antrag bei. Heute aber spielen Sie sich da 
als großer Sozialpolitiker auf, der immer 
etwas getan hat. Das wird Ihnen niemand 
abnehmen in der Offentlichkeit. (Beifall bei 
der SPO.) Damit werden Sie nicht ankommen. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
habe ein paar Darstellungen gegeben. Ich darf 
sagen, ich sehe es als gutes Omen an für die 
neue Bundesregierung, wenn sie in so kurzer 
Zeit imstande ist, eine so wichtige Frage, von 
der Tausende Menschen, insbesondere Tau­
sende Frauen betroffen sind, anzugehen und 
eine Lösung in kurzer Frist in Aussicht zu 
stellen. Wir haben schon erklärt, Sie als 
Opposition haben wir sicher nicht gebraucht. 
Ich weiß nicht, ob es jetzt Herr Kollege Kern 
war oder ein anderer. (Abg. 0 fe n böe k: 
Nicht Kern!) Bitte sehr, Kollege Kern ist ja 
im Hohen Haus berühmt geworden durch seine 
Anträge in der Frage der Mietenreform. Seine 
einzige wichtige Leistung in einer sehr wich­
tigen Frage war damals der Antrag: Schluß 
der Debatte. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Es ist darauf schon hingewiesen worden: 
Wir haben hier etwas erfüllt, wozu die OVP­
Alleinregierung in vier Jahren nicht imstande 
war. Ich glaube, daß das eine sehr -wesentliche 
Leistung ist. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
darf vielleicht mit der Bemerkung schließen: 
In der Ersten und in der Zweiten Republik 
waren Sozialisten als Sozialminister tätig. 
Wenn sie tätig waren, dann sind große sozial­
politische Leistungen und Reformen in diesem 
Lande vollzogen worden. Das wollen wir 
auch in dieser Regierung weiter halten. 
(Lebhafter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der vom Abgeordneten 
Skritek eingebrachte und verlesene Entschlie­
ßungsantrag ist genügend unterstützt und ist 
daher in die Verhandlung einzubeziehen. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Suppan. 

Abgeordneter Suppan (OVP): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Es ist außerordentlich 
bedauerlidl, daß die von der Osterreichischen 
Volkspartei angekündigten Initiativen nun 
zu taktischen Uberlegungen führen. (Ironische 
Heiterkeit bei der SPO.) 

Hohes Haus! Die Regierung Klaus hat im 
Juli des Jahre~ 1969 ein Sozialpaket beschlos­
sen und dann dem Parlament zugeleitet. Ein 
Teil dieses Sozialpaketes war die stufenweise 
Erhöhung der Witwenpensionen. Ich glaube, 
das ist unbestritten. Wir haben im November 
des vergangenen Jahres die 24. Novelle zum 
ASVG. verabschiedet. Sie haben dazu ver­
schiedene Anträge gestellt, und wir haben die 
Novelle hier im Haus einstimmig beschlossen. 
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Suppan 
Ein Teil dieses Sozialpaketes ist zweifellos 

die 2. Pensionsgesetz-Novelle. Wir haben aus­
drücklich erklärt - das möchte ich noch ein­
mal hervorheben -, daß wir die Witwen­
pensionen etappenweise erhöhen wollen. Sie 
hätten daher, meine sehr verehrten Frauen 
und Herren der Opposition, die Sie jetzt in 
der Regierung sitzen (Abg. Ben y a auf die 
Bänke der OVP weisend: Dort ist die Opposi­
tion!) - der seinerzeitigen Opposition -, 
zweifellos Gelegenheit gehabt, die 2. Pensions­
gesetz-Novelle so abzuändern, wie Sie es sich 
jetzt vorstellen. 

Am Montag hat der Abgeordnete Peter im 
Finanzausschuß einen diesbezüglichen Antrag 
eingebracht. Unser Sprecher, der Abgeordnete 
Machunze, hat erklärt, daß wir erst in der 
Klubsitzung am Dienstag darüber beraten 
werden. Wir haben gestern darüber beraten 
- das ist in der Offentlichkeit nicht unbekannt 
geblieben -, und Sie haben nun aus den 
von uns zu erwartenden Initiativen die für 
Sie scheinbar nutzbaren Taktiken gezogen. 

Ich bedauere, daß man das Problem der 
Witwenpensionen heute hier zu einer solch 
breiten Diskussion verwendet, nur um 
"vorne zu sein". Ich glaube, es geht nur 
darum. (Zustimmung bei der OVP.) 

Der Herr Abgeordnete Pansi hat die Namen 
der Teilnehmer an der damaligen Sitzung des 
Sozialausschusses verlesen. Ich möchte in 
Erinnerung rufen, daß es damals nur um die 
Aufnahme auf die Tagesordnung gegangen 
ist und wir uns in den Ausschüssen - die 
Ausschußvorsitzende, Frau Staatssekretär 
Wondrack, sitzt ja hier, sie kann das auch 
bestätigen - immer an die Weisungen und 
Empfehlungen der Präsidialkonferenz gehalten 
haben. Herr Klubobmann Dr. Pittermann ist 
ja Mitglied dieser Präsidialkonferenz. Die 
Hohe Präsidialkonferenz hat ja das nicht be­
schlossen. (Präsident Dr. M a 1 eta über­
nimmt den Vorsitz.) 

stimmung bei der OVP.) Stellen Sie es heute 
doch nicht so dar, als hätten Sie 25 Jahre 
lang mit dieser Fraktion ein Freistilringen 
veranstalten müssen, um soziale Verbesserun­
gen ins Leben zu rufen. (Beifall bei der OVP.) 
Ich behaupte und weise sehr scharf zurück: 
Sozial ist nicht gleich sozialistisch - damit 
das einmal eindeutig klargestellt ist! (Neuer­
licher Beifall bei der OVP.) Meine Fraktion 
hat in den letzten vier Jahren wiederholt 
unter Beweis gestellt, daß wir in manchen 
Dingen sozialer sind als Sie. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Unsere Fraktion hat eigentlich die Absicht 
gehabt, bei der Behandlung der 2. Pensions­
gesetz-Novelle die in der Offentlichkeit bereits 
bekannten Initiativen anzukündigen. Ich darf 
aber auf Grund dessen, wie sich die Diskus­
sion jetzt entwickelt hat, auch einen Ent­
schließungsantrag der Abgeordneten Dr. Kohl­
maier, Melter, Suppan und Genossen ein­
bringen und den Herrn Präsidenten bitten, 
diesen Entschließungsantrag mit in Verhand­
lung zu nehmen. 

Der E n t s chI i e ß u n g san t rag hat 
folgenden Wortlaut: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
dem Hohen Haus Entwürfe zur Änderung 
aller Sozialversicherungsgesetze vorzulegen, 
welche auf Grund der mit der 24. Novelle 
zum ASVG. und anderen Gesetzen durch­
geführten 1. Etappe der Witwenpensions­
erhöhung die seinerzeit schon vorgesehene 
2. Etappe der Erhöhung der Witwenpen­
sionen auf 60 v. H. mit 1. Juli 1971 ein­
treten lassen. 

Hohes Haus! Wir haben die erste Etappe 
der Witwenpensionserhöhung eingeleitet. Wir 
treten auch jetzt ohne Lizitationspolitik dafür 
ein, daß die zweite Etappe innerhalb eines 
Jahres folgen soll. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Der vom Abgeord­
neten Suppan eingebrachte und verlesene 
Entschließungsantrag ist genügend unterstützt 
und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster Redner zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Ulbrich. Ich erteile es 

Hohes Haus! Eine Berichtigung möchte ich ihm. (Abg. Dr. M u 8 S i 1: Die Eisenbahn auf 
doch vornehmen: Seit 25 Jahren haben die Witwenbetrieb umstellen! - Heiterkeit.) 

Sie haben damals schon versucht, ein 
Politikum daraus zu machen. Sie versuchen, 
wie ich schon ausgeführt habe, auch jetzt 
durch Ihre dringliche Anfrage an den eigenen 
Minister, hier in der Offentlichkeit darzutun, 
wie sozial Sie eingestellt sind. (Abg. Ho r I: 

Das habt ihr ja nicht dürfen!) 

Abgeordneten der Osterreichischen Volks­
partei hier in diesem Haus die Mehrheit ge­
stellt. Wir blicken auf eine äußerst moderne 
Sozialgesetzgebung zurück. Wir sind stolz 
darauf. Aber alle diese Sozialgesetze wären 
nicht zustande gekommen, wenn diese Mehr­
heit nicht immer dafür gestimmt hätte. (Zu-

Abgeordneter Ulbrich (SPO): Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich war jetzt Zeuge einer 
besonderen Diskussion und des Bekenntnisses 
der Osterreichischen Volkspartei, die sozialste 
Partei Osterreichs zu sein, die es je gegeben 
hat. 
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Ulbrida. 
Sie sprechen von einem Wandel auf unserer kommen sollte, müßte ich erst einen Begriff 

Seite. Ich stelle aber einen vollkommenen suchen, mit dem ich den Herrn Glaser gleich­
Wandel auf Ihrer Seite fest, denn wäre dieser stelle. Ich habe ihm schon einmal in diesem 
Gedanke immer der Ihre gewesen, dann wäre Hause gesagt, was er tun sollte. Ich muß 
in diesem Lande manches anders, als es gegen- sagen: Bleib sitzen, es ist besser. 
wärtig noch der Fall ist. (Zustimmung bei 
der SPO.) 

Nun zur Sitzung im Finanz- und Budget­
ausschuß am Montag. Der Kollege Peter hat 
im Finanz- und Budgetausschuß einen Antrag 
eingebracht und gesagt: 1. Juli 1970 Erfüllung 
der vollen Forderung in der Höhe von 
60 Prozent. 

Wenn Sie so große Sprüche über die 
Witwenpensionen führen, mache ich Ihnen 
den Vorwurf, daß Sie dabei auf die Waisen 
in diesem Lande vergessen. Für diese haben 
Sie kein Herz? Nur die Witwen bedenken Die Erfüllung dieser 60 Prozent mit 1. Juli 
Sie? Wo ist der Antrag, damit die Waisen 1970 ist nicht möglich; das wurde hier einige 
ebenfalls erfaßt werden? Die Waisen werden Male begründet. Ich glaube kaum, daß es 
in dem Antrag erfaßt, der von unserer Seite von Ihrer Seite bestritten wird. Es tut mir 
kommt, und in der Erklärung des Bundes- leid, daß Herr Professor Koren nicht hier ist, 
ministers für soziale Verwaltung, unserem denn sonst könnten wir ihn fragen, ob in 
Freund und Abgeordneten Häuser. Es wäre dem Budget 1970, das ja mit Ihrer Mehrheit 
nämlich auch wichtig, daran zu denken, dem beschlossen worden ist, die Mittel bereit 
Schwächsten im Glied der Familie, dem wären, um diese Forderung des Kollegen 
Schwächsten im Verbande der Gesellschaft zu Peter einzulösen. (Abg. Mac h u n z e: Das 
helfen. hat ja niemand von uns verlangtl) Einzig 

Ihre Darstellungen betreffend die Witwen­
pensionen stimmen nicht. Da müßten Sie ein 

und allein darauf hat Bundesminister Doktor 
Aridrasch erklärt, daß er das nicht kann. 

bißehen weiter zurückdenken. Ich werde auf Bezüglich der Frage, was mit dem Etappen­
eine Verhandlung zurückkommen, wobei ich plan unserer Fraktion sei, möchte ich ebenfalls 
den Herrn Minister außer Dienst Professor festhalten, daß in der Sitzung am Montag von 
Koren zur Bestätigung meiner Ausführungen 
anrufen werde. (Abg. 0 f e n böe k: Kollege 
Ulbrich! Es steht Ihre dringliche Anfrage zur 
Verhandlung, gegen die Sie nun den Vorwurf 
erheben, daß darüber nichts drinnen steht! -
Zustimmung bei der OVP.) Der Irrtum besteht 
darin, lieber Freund, daß in der Erklärung 
des Vizekanzlers und Bundesministers für 
soziale Verwaltung die Waisen erfaßt werden. 
Wenn man das vorhin nicht gehört hat, muß 
ich sagen: Tratsch weniger in der Reihe, paß 
auf, was da geredet wird! (Heiterkeit bei der 
SPO.) 

Wenn Sie behaupten, dies sei eine ausge­
sprochen demagogische dringliche Anfrage, 
dann seien Sie mir nicht böse, wenn ich 
Ihnen sage: Bei einer Olympiade der 
Demagogie gewinnen Sie alle drei Medaillen: 
in Gold, in Silber und in Bronze. (Neuerliche 
Heiterkeit und Beifall bei der SPo.) Das ist 
eine einmalige Leistung, die Sie da voll­
bringen. Das darf ich Ihnen ruhig sagen. (Abg. 
Oie n böe k: Das laß ich mir am liebsten 
vom Ulbrich sagen! - Abg. G las e r: Wenn 
ihm diese Methode gelingt, muß er beim 
Kreisky in die Schule gegangen sein!) Das 
ist eigentlich eine Beschuldigung, die man 
gegenüber einem hohen Funktionär der 
Bundesregierung zum Ausdruck bringt. Das 
überlasse ich dem Herrn Glaser. (Abg. G 1 a­
se r: Es gibt hier nur gleiche, gar keine 
Vorrechte!) Wenn es zu einer Gleichstellung 

der sozialistischen Fraktion keinesfalls die 
Erklärung abgegeben wurde, daß wir diesen 
Etappenplan nicht mehr aufrecht halten, daß 
wir uns von dieser Forderung distanzieren. 
Stimmt es, Herr Machunze? (Abg. 
Mac h u n z e: Ihr wart nicht bereit, über den 
Etappenplan zu diskutieren!) Darauf kann ich 
nur eine Antwort geben: Die Diskussion im 
Finanz- und Budgetausschuß war vielleicht bei 
uns nicht möglich, weil wir auch in unserem 
Klub diese Frage behandeln mußten. Auch 
wir mußten mit unseren Freunden im Klub 
sprechen, wie man zu den Anträgen eine 
Lösung findet, und welchen Weg man gehen 
kann. (Abg. Pet er: Das müßte man sich 
als Regierung vor Einbringung der Vorlage 
überlegen! - Abg. K ern: Das ist ein Unter­
schied! - Zwischenrufe des Abg. G 1 ase r.) 

Wir stellen also fest: Wenn Sie gewollt 
hätten, Herr Glaser, hätten Sie diese 
Forderung vom Jahr 1966 bis zum 
1. März 1970 einlösen können! Geben Sie zu, 
daß sie es hätten tun können. (Abg. GI ase r: 
Die erste Etappe wurde eingelöst!) Die Mittel 
waren da, die Möglichkeiten waren da, aber 
Sie wollten es nicht! (Zustimmung bei der 
SPO. - Abg. Fa chI e u t ne r: Damals war 
eine Rezession, heute ist eine Hochkonjunk­
tur! - Weitere Zwischenrufe. - Präsident 
Dr. Mal eta gibt das Glockenzeichen.) 

Ich erinnere mich, daß man am 27. Novem­
ber 1969, als man die 24. Novelle beschlossen 
hat, auch die Bauernpensionen in Ordnung 

8. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 77

www.parlament.gv.at



322 Nationalrat XII. GP. - 8. Sitzung - 17. Juni 1970 

Ulbrkb 
gebracht hat. Wir sind den Bauern nicht Partner des Verhandlungsausschusses war 
neidig. (Abg. K ern: Seit wann?) Aber was Herr Professor Koren, der damalige Bundes­
man dort getan hat, hätte man auf der anderen minister für Finanzen. Er legte uns im Entwurf 
Seite den arbeitenden Menschen nicht vor- zwei Regierungsvorlagen vor: einen Entwurf 
enthalten dürfen. Man hätte auch ihnen das- für die ASVG.-Pensionisten und den zweiten 
selbe geben müssen. Sie haben es nicht getan! für den gesamten öffentlichen Dienst. In dem 
Sie haben sich entschieden geweigert, diese Entwurf für den öffentlichen Dienst hatte man 
Frage zu lösen. Wir stellen fest, daß Sie bei - ohne mit dem Verhandlungsausschuß ein 
den Versuchen, zu einer Lösung zu kommen, Wort gesprochen, ohne mit den Gewerkschaf­
überhaupt kein Entgegenkommen gezeigt ten irgendwie Kontakt aufgenommen zu 
haben. haben - die Ruhensbesti'mmungen des ASVG. 

Wenn der Herr Kollege Kohlmaier sagt: aufgenommen und wollte sie auf diese Tour 
Der Worte sind genug gewechselt, wir wollen in das Pensionsrecht der öffentlichen Bedien­
Taten sehen!, so frage ich Sie: Warum haben steten Übertragen. Wenn Sie glauben, daß das 
Sie die Taten von 1966 bis 1970 nicht gesetzt, eine "Plauderei" ist, Herr Glaser, so brauchen 
Kollege Kohlmaier? Warum hat Ihre Fraktion 'Sie nur ein Stückerl vorzugehen und den 
diese Frage nicht gelöst? (Zustimmung bei der Herrn Minister Koren fragen, ob das, was ich 
SPO.) Geben Sie mir eine Antwort auf diese sagte, stimmt. 
Frage! Sagen Sie es. (Abg. Dr. Hai der: Als wir vom Verhandlungsausschuß dann 
Androsch hat geantwortet!) Sie konnten es erklärten, das sei für uns unannehmbar, eine 
nicht? Ich sage: Weil Sie nicht wollten, und derartige Vorlage könne nicht Wahrheit sein, 
weil Sie als OAAB-Funktionäre in der OVP da hat der Herr Bundesminister Dr. Koren zu 
zu schwach waren, eine Lösung dieser Fragen 
durchzusetzen. (Neuerliche Zustimmung bei 
der SPO. - Abg. Mac h u n z e: Aber, aber, 
das ist billig! - Abg. K ern: Sie können ja 
alles machen! - Weitere Zwischenrufe.) 

Wenn wir über soziales Recht und über 
soziale Partei sprechen, ist es viel besser, Si~ 
bleiben ein bisserl still! (Widerspruch bei der 
OVP.) Schön leise bleiben. Es steht Ihnen 
gar nicht zu. Im Wiener Bereich gibt es einen 
Spruch, den sage ich Ihnen auf "weanerisch": 
Die Roten, die schaun schon, daß die Pen­
;ionen und die Renten guat sanI Das sagen 
die klejnen und die alten Leute. (Zustimmung 
bei d~r SPO. - Widerspruch bei der OVP.) 
Das tut euch weh, aber ich kann euch nicht 
helfen. So liegt der Fall. Ein Teil dieser Per­
sonen wählte sogar noch Ihre Partei in dem 
Glauben, sie seien dort wirklich zu Hause. 
Das war ein Irrtum! Den Fehler haben sie 
dann gutgemacht, und zwar am 1. März 1970. 
(Abg. GI ase r: Kollege Ulbrich, es gibt noch 
einen Spruch: Ulbrich plausch' net, is' ja net 
wahr!) Das ist ohne weiteres möglich, denn 
ich plausche nicht, sondern stelle etwas fest, 
was Tatsache ist. Die Plauschereien überlasse 
ich den Freunden von der Osterreichischen 
Volkspartei. Und der größte Plauderer von 
allen (Rufe bei der OVP: Ist der Kreisky!): 
Kollege Glaser! Ich kann mir ganz gut vor­
stellen, daß ihr singen würdet: 0 wie gut, daß 
niemand weiß, daß ich Rumpelstilzchen heiß! 
Das paßt auf euch phantastisch. Denn wer das 
einmal richtig erkannt hat, der weiß, wie man 
mit euch umzugehen hat. 

Aber nun möchte ich etwas weitergehen und 
möchte etwas sehr Wichtiges sagen: In der 
Frage der Witwenpensionen hat es im 
Oktober vergangenen Jahres eine Verhand­
lung im Finanzministerium gegeben. Der 

uns gesagt: Ja, meine Herren, ich muß beide 
Vorlagen in das Haus bringen, denn differen­
zieren kann ich nicht; ich weiß keinen anderen 
Weg. 

Deswegen befassen wir uns mit dieser 
Frage erst heute, denn der Vorschlag, die 
Fragen zu trennen und dann in Ordnung zu 
bringen, kam von den vier Gewerkschaften 
des öff~ntlichen Dienstes, kam initiativ von 
meinem Freund Robert Weisz an den dama­
ligen Herrn Finanzminister Dr. Koren. 

Jetzt frage ich meine Freunde vom OAAB: 
Haben Sie damals bei diesen Verhandlungen 
überhaupt daran gedacht, eine Erhöhung auf 
60 Prozent zu fordern? Haben Sie damals 
bei den Gesprächen im Finanzministerium 
überhaupt daran gedacht, dieses Problem in 
der Form zu lösen, wie Sie nun initiativ 
geworden sind? (Abg. Mac h u n z e: Jawohl!) 
Dann fragen Sie den Kollegen Stohs, der bei 
den Verhandlungen dabei war. Er weiß nichts 
davon! (Abg. Mac h u n z e: Er weiß es 
schon!) Sie hingegen sagen "Jawohl", waren 
aber gar nicht dort. (Weitere Zwischenrufe 
bei der OVP.) Es war doch keiner von euch 
dabei, meine Herren! Sie sind vielleicht 
irgendwo gesessen und haben geplaudert. Bei· 
den Verhandlungen war Kollege Stohs und 
sonst niemand! Bei diesen Verhandlungen, 
Kollege Stohs, ist von 60 Prozent keine 
Rede gewesen. (Abg. S t 0 h s: Selbstver­
ständlich!) Nein! Fragen Sie den Herrn 
Minister. Wenn das selbstverständlich wäre, 
würde der Herr Minister ja sagen. (Abg. 
S u p pan: Was hat der Weisz gesagt bei den 
Verhandlungen?) 

Wir haben unseren Standpunkt vertreten. 
Wir haben die Trennung herbeigeführt. Wir 
haben eine Lösung gefordert. Wir 
haben auf unserem Etappenplan bestanden, 
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haben auf unseren Etappenplan bestanden, 
den wir vorgeschlagen haben. Die Etappen­
lösung von seiten der sozialistischen Fraktion 
war letzten Endes genau terminisiert. Zu dem 
sind wir gestanden. Zu dem stehen wir auch 
heute noch. (Ruf bei der OVP: Warum steht 
das nicht in der Regierungsvorlage? - Abg. 
Dr. Kor e n: Uber welche Etappen hätten wir 
gesprochen?) Wir haben dort von keinen 
Etappen gesprochen. (Abg. Dr. Kor e n: Eben!) 
Aber von meiner Partei wurde ein Entschlie­
ßungsantrag eingebracht, der schon vorliegt. 
(Abg. K ern: Reden Sie von der Gegenwart 
und nicht von der Ve.rgangenheitl) Das tut 
euch weh. (Weitere Zwischenrufe bei der 
OVP.) Das tut euch weh, ich weiß es. Uber 
die Vergangenheit dürften wir nicht reden, da 
verlierst deinen sozialen Kittel und schaust 
aus wie ein Pfründner, dem die Rente fehlt. 
(Zwischenrufe.) 

Ich möchte also folgendes sagen, meine 
Damen und Herren: Sie sollten hier nicht so 
_groß angeben, Sie sollten vielmehr letzten 
Endes überlegen, was Sie tun. Ich sage es 
Ihnen noch einmal: Ihre Wandlung zur 
sozialen Partei in Osterreich ist eine Not­
wendigkeit in der Auseinandersetzung um die 
politische Mehrheit. Wenn Sie um diese nicht 
fürchten müßten, gäbe es bei Ihnen ja gar 
keine Anträge in der Form, wie Sie sie jetzt 
einbringen. Denn innerlich sind Sie konser­
vativ und reaktionär! (Zustimmung bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) Innerlich 
sind Sie verhaftet in der Vergangenheit, aber 
nur: Man muß halt etwas tun, damit man im 
Geschäft bleibt. Leider gelingt es Ihnen nicht, 
meine Herren! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Vizekanzler Ing. Häuser. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler Ing. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Im Rahmen der Diskus­
sion ist von einigen Rednern - von den Her­
ren Dr. Kohlmaier, Peter, Melter, Machunze 
und auch vom Herrn Abgeordneten Suppan -
im Zusammenhang mit meiner Erklärung von 
"Manövern", von "Druck", von "Wunder", von 
"taktischen Maßnahmen" und "Zwang" ge­
sprochen worden. (Abg. K ern: Sehr richtig/) 
Ich glaube, es steht auch einem Minister in 
seiner Verantwortung vor dem Hohen Haus 
zu, daß er sich mit aller Klarheit und aller 
Deutlichkeit gegen derartige Verdächtigungen 
zur Wehr setzt. (Zustimmung bei der SPO. -
Zwischenrufe bei der OVP.) 

Es darf niemand glauben, meine Damen 
und Herren, daß ich etwa die Erklärung, die 
ich heute hier abgegeben habe, leichtfertig 
oder verantwortungslos dem Hause vorgetra­
gen habe, sondern ich erkläre hier nochmals 

wie ich das schon in meiner Antwort­
begründung gesagt habe -, daß ich mich un­
mittelbar nach der Amtsübernahme mit den 
konkreten Fragen dieser heute zur Diskus­
sion stehenden Probleme beschäftigt habe und 
daß ich daher erst nach einer entspreChenden 
Durchsicht der Akten nach der möglichen Rea­
lisierbarkeit und nach der RückspraChe mit 
dem Herrn Finanzminister in der Lage bin, 
eine derartige Erklärung abzugeben. 

Ich möchte ferner sagen, daß in meinem 
Ministerium, soweit mir die Dinge vorgelegt 
wurden, keine wie immer gearteten Vorarbei­
ten für eine allfällige zweite Etappe zur Er­
höhung der Witwenpensionen vorhanden sind. 
(Hört! Hört/-Rufe bei der SPO.) 

Aber, meine geschätzten Damen und Herren, 
Herr Dr. Kohlmaier hat hier gemeint, daß das 
ein Ablenkungsmanöver sei. Er müßte aber 
aus seiner zweijährigen Tätigkeit als Konsu­
lent im Sozialministerium wissen, wie groß 
die Probleme sind, die im Zusammenhang mit 
einer gesetzlichen Veränderung einer solch 
wichtigen Materie in Verbindung stehen, 

Wenn man heute dieser Regierung und mir 
persönlich etwa den Vorwurf macht, daß ich 
diesem Hohen Hause noCh keine Regierungs­
vorlage betreffend Erhöhung auf 60 Prozent 
vorgelegt habe, dann darf ich fürs erste dazu 
sagen, daß dazu nicht nur Vorarbeiten, son­
dern auch eine Begutachtungsfrist notwendig 
wären und es daher rein zeitlich gar nicht 
möglich wäre. 

ICh möchte rein saChlich feststellen, wie das 
in der Vergangenheit war. Die Bundesregie­
rung der Jahre 1966 bis 1970 hat zu dieser 
heute zur Diskussion stehenden Frage eben­
falls Stellung nehmen müssen, und zwar etwa 
einen Monat später, als iCh das heute tun muß. 
Die Anhebung der Witwenpension, nicht die 
60 Prozent, stand auCh in der Regierungserklä­
rung. Damals hat die Frau Sozialminister 
Rehor auf eine Anfrage der Abgeordneten 
Rosa Weber am 11. Juli 1966 folgende Erklä­
rung abgegeben: 

Meiner Meinung nach wäre als erste Etappe 
eine Erhöhung der Witwenpension um 10 vom 
Hundert ab 1. 1. 1967 anzustreben, sodaß sie 
55 vom Hundert der Pension des Verstorbenen 
beträgt. Die Erhöhung aller Witwenpensio­
nen auf diese Weise würde allein in der Pen­
sionsversicherung nach dem ASVG. im Jahre 
1967 einen Mehraufwand von 395 Millionen 
Schilling zur Folge haben, wovon der Bund 
rund 104 Millionen Schilling zu übernehmen 
hätte. 

Es ist das "man möchte", 1961 ist aber nichts 
geschehen. 104 Millionen Schilling - meine 
sehr geehrten Damen und Herren, jetzt bitte 
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Vizekaozler log. Häuser 
ich Sie, etwas objektiv zu sein. Wenn Sie die 
Budgetsituation des Jahres 1966 und auch noch 
die des Jahres 1967 mit der der Jahre 1970 
und 1971 vergleichen, dann wird es wohl nie­
manden geben, der nicht behauptet, daß da­
mals, 1967, diese rund 100 Millionen Schilling 
aus Mitteln des Bundes leichter möglich ge­
wesen wären, als das jetzt der Fall ist. (Beifall 
bei der SPO. - Zwischenruf bei der OVP.) Wir 
haben 1966, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, noch eine gute Konjunktur, vor allem 
aber eine Budgetsituation gehabt, die wesent­
lich besser war, als sie jetzt ist. 

Am 2. Feber 1968 hat neuerlich Frau Ab­
geordnete Herta Winkler eine Anfrage wegen 
der 60prozentigen Witwenpension gestellt. Die 
Frau Bundesminister Rehor hat damals geant­
wortet (Abg. Dr. Mus s i 1: Das ist reine Par­
teipolitik, wie Sie da reden!): 

Der Erhöhung der Witwenpension von 50 
auf 60 vom Hundert der Pension, auf die der 
verstorbene Ehegatte Anspruch hat bezie­
hungsweise gehabt hätte, ist nach wie vor 
im A:rbeitsprogramm der Bundesregierung in 
Vorrangstellung. Der überaus große finan­
zielle Mehraufwand, den diese Leistungsver­
besserung verursachen würde, macht aller­
dings selbst dann, wenn eine etappenweise 
Anhebung in Betracht gezogen wird, auch die 
Bedachtnahme auf die finanziellen Möglich­
keiten der Pensionsversicherung und des Bun­
des notwendig. Im Hinblick auf die beengte 
Budgetlage des Bundes konnten für das Jahr 
1968 für diesen Zweck keine Mittel freigestellt 
werden. Ob für das Jahr 1969 eine erste Etappe 
der Anhebung vorgenommen werden kann, 
läßt sim derzeit noch nicht beurteilen. 

Ich habe das lediglich vorgetragen (Abg. 
Dr. Mus s i 1: Um von der Regierungsbank 
her Parteipolitik zu machen!), um gegenüber­
zustellen die Anforderung an eine Regierung, 
die acht Women im Amt ist und von der Sie 
jetzt verlangen, daß sie mit fertigen Regie­
rungsvorlagen ins Haus kommen soll, wäh­
rend man auf anderen Bereichen solche Mög­
lichkeiten nach Jahren noch nicht gehabt hat. 
(Abg. Dr. Pr ade r: Das hat Sie bisher nie 
interessiertJ) 

Ich darf aber auch darauf verweisen, daß 
man sich die Lösung dieses Problems wirk­
lich nicht allzu leimt machen kann. Wenn 
jetzt jemand behauptet, daß diese heutige An­
frage und meine Antwort, wie es der 
Herr Abgeordnete Machunze getan hat, gleich­
sam als ein Wunder zu werten sind, so darf 
ich ihm sagen, daß ich auch in der Lage bin, 

suchen lassen, sondern ich habe eine ganze 
Reihe solcher Uberlegungen angestellt. Ich 
habe - ich sage auch das sehr bewußt - den 
Teil, der sich also mit Kapitel 16 beschäftigt, 
im Rahmen der Budgeterstellung bislang noch 
nicht weitergeleitet im Rahmen der Beamten­
besprechungen, um diese Untersuchungen in 
das Finanzbudget entspremend einbauen zu 
können. 

Zum Mehraufwand für die Witwenpension. 
Ich glaube, es muß das Hohe Haus auch inter­
essieren, welche Auswirkungen eine solche 
Erhöhung hat, wie ich sie vertreten werde 
und wo ich mich bereit erklärt habe - (Abg. 
Dr. Pr ade r: Aber das hat Sie vorher nie 
interessiert! Darum geht es ja!) uns hat es 
immer interessiert -, sie über die Regierung 
dem Hohen Hause vorzulegen. Die Erhöhung 
der Witwenpension für alle Bereiche der So­
zialversicherung (Abg. Dr. Pr ade r: Das hat 
euch nie interessiertI) auf 60 Prozent würde 
für das zweite Halbjahr 1971 im Rahmen des 
ASVG. einen Mehraufwand von 240 Millionen 
Schilling, für die gewerbliche Pensionsver­
sicherung von 19 Millionen, für die Bauern­
pension - die ja bekanntlich erst mit diesem 
Jahr wirksam wird - von 1 Million, also 
rund 260 Millionen Schilling, beinhalten. 

Die Erhöhung der Waisenpensionen würde 
für das ASVG. 35 Millionen, für die gewerb­
liche Wirtschaft 3 und für die Bauernpension 
2 Millionen Schilling betragen. 

Die Ausgleichszulagenerhöhungen - ich 
habe darauf verwiesen, daß sie in einem 
durchgeführt werden müssen - betragen im 
ASVG. (Abg. Dr. Mus s i 1, als Gewitterdonner 
zu hören ist: Herr Vizekanzler! Es donnert 
schon!) 125 Millionen, für die gewerbliche 
Wirtschaft 30 und für die Bauernpensions­
versicherung ebenfalls 30 Millionen. 

Das gibt insgesamt an Aufwand für das 
Budget für das zweite Halbjahr 1971 einen 
Betrag von rund 485 Millionen Schilling. 

Und nur, meine Damen und Herren, wenn 
man ernstlich darangeht, dieses Problem im 
Zusammenhang mit einem Konzept und im 
Zusammenhang mit einem Finanzierungspro­
gramm für längere Zeit einer Lösung zuzu­
führen, wird es möglich sein, dieses Problem 
im Interesse der Betroffenen zu lösen. Dafür 
habe ich mich eingesetzt, und das werde ich 
durchführen. (Beifall bei der SPo.) 

Präsident Dr. Malela: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Pittermann. Ich er­
teile es ihm. 

Ihnen sehr konkret die finanziellen Auswir- Abgeordneter DDr. Pittermann (SPO): Hohes 
kungen einer solchen Lösung bekanntzugeben. Haus! Ich möchte zuerst, obwohl die Aus­
Ich habe nicht nur diese eine Lösung unter- sprache eigentlich erst zum 8. Punkt der Ta-
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gesordnung der nächsten Sitzung zu führen 
wäre, doch auf eine Bemerkung des Herrn 
Abgeordneten Peter replizieren, weil er sie 
bei diesem Gegenstand gemacht hat. 

Ich stelle fest - es sind auch andere Zeugen 
der letzten Sitzung des Finanzausschusses an­
wesend -: Der Herr Abgeordnete Peter hat 
den Antrag gestellt, die Witwenpensionen im 
öffentlichen Dienst ab 1. 7. 1970 auf 60 Pro­
zent zu erhöhen. Darauf habe ich gesagt, daß 
das im Budget für 1970 nicht drinnen ist. -
Ich hoffe, daß es jetzt klargestellt ist. Viel­
leicht können Sie mich auch als Berufskollege 
vom erlernten Beruf her, Herr Abgeordneter 
Peter, in meinen Bemühungen unterstützen, 
das auch dem Abgeordneten Kern klarzu­
machen. (Heiterkeit. - Zwischenruf des Abg. 
Pet er.) Es war die Rede von 1970 und nicht 
von 1971. (Zwischenrufe. - Abg. Dr. M u s­
Bi 1: Der U1brich weiß alles!) Es hat daher 
auch die Fraktion der OVP erklärt, daß sie 
über weitergehende Anträge erst in der Frak­
tion beraten muß. 

Freiheitlichen oder dem VdU war es immer 
zuwenig. Nachher haben alle gemeinsam dafür 
gestimmt. Heute wird es bei diesem Etappen­
plan auch so sein, nehme ich an - wir haben 
Ihnen denselben nunmehr vorgelegt. (Abg. 
Mac h u n z e: Den wir hier erstellt haben!) 
Und um diese. Harmonie nicht zu stören, 
möchte ich abschließend zu Ihrem Ent­
schließungsantrag noch eine Erklärung ab­
geben. 

Sie erwähnen "die seinerzeit schon vorge­
sehene 2. Etappe d~r Erhöhung der Witwen­
sionen auf 60" Perzent. Ich verzeichne dankend 
die nachträgliche Anerkennung unseres seiner­
zeitigen Vorschlages - denn von Ihnen war 
nie einer vorgelegt worden (Zustimmung bei 
der SPO), die zweite Etappe auf 60 Perzent zu 
erhöhen, und mit dieser nachträglichen Aner­
kennung unseres seinerzeitigen Vorschlages 
betrachte ich den Streit für beendet. Wir wer­
den daher auch für den Antrag Kohlmaier­
Suppan stimmen. (Heiterkeit und Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Es ist mir der Vor-Herr Abgeordneter Machunze ! Sie haben den 
Etappenplan verlangt. Wir waren doch vor schlag zugekommen, ge~äß § 73 Geschäfts-
folgender Situation: Unseren Etappenplan, den ordnungsgesetz über die in der heutigen Sit­
wir in der Sitzung vom 27. November 1969 zung eingebrachte Anfrage der Abgeordneten 

Zeillinger, Glaser und Genossen, betreffend 
hier im Haus zur Abstimmung vorgelegt hat- die Unabhängigkeit des Osterreichischen 
ten, hatten Sie mit Ihrer damaligen Mehrheit Rundfunks, eine Debatte abzuführen. Das be­
abgelehnt. Dieser Etappenplan hatte die Er- deutet, diese Anfrage als dringlich zu behan­
höhung der Witwenpensionen um 5 Perzent deIn. Da dieser Dringlichkeitsantrag von 
der Pension des Verstorbenen ab 1: Jänner 20 Abgeordneten unterstützt ist, ist ihm ohne 
1970 vorgesehen - das haben SIe abge- weiteres stattzugeben. Ich werde die Behand­
lehnt -, weitere 21

/2 Perzent ab 1. Juli .. 1971 lung dieser dringlichen Anfrage nach der Be­
und den Rest auf 60 Perzent ab 1. Janner, endigung der Behandlung der dringlichen An-
1973. Den hatten Sie abgelehnt! frage Herta Winkler vornehmen. 

Was hat es denn für einen Sinn, Ihnen 
nochmals einen Etappenplan vorzuschlagen, 
der hier im Hohen Haus vorgelegt, diskutiert 
und abgelehnt wurde? Wir mußten uns daher 
doch die Frage vorlegen: War Ihnen der Etap­
penplan in der Zeit der Frau Minister Rehor 
und des Ministers Koren zu lang? (Abg. Dok­
tor Mus s i 1: Der Etappenp1an hat nie funk­
tioniert, Herr Dr. Pittermann!) Sie wollten die 
60prozentige Erhöhung schon früher haben, 
wir auch. Daher haben wir gemeint, es wird 
am besten sein, wenn wir Ihnen jetzt als 
Etappenplan vorschlagen, daß die Erhöhung 
der Witwenpension auf 60 Prozent bereits mit 
1. Juli 1971 eintritt. Wie wir aus Ihren Reden 
entnommen habe.!l' findet dieser nunmehr von 
uns endgültig vorgelegte Etappenplan auch 
Ihre Zustimmung. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. Wir gelangen somit 
zur A b s tim m u n g über die beiden einge­
brachten Entschließungsanträge, die ich in der 
Reihenfolge ihrer Einbringung beim Präsidium 
vornehmen werde. 

Ich lasse daher als erstes über den Entschlie­
ßungsantrag der Abgeordneten Skritek und 
Genossen, betreffend Erhöhung der Witwen­
pension, abstimmen. Ich bitte jene Damen und 
Herren, die diesem Entschließungsantrag ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. A b g e­
lehnt. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den weiters eingebrachten Ent­
schließungs antrag der Abgeordneten Doktor 

Manches in der Debatte hat mich an die Kohlmaier, Melter und Genossen, betreffend 
Zeiten der Koalition erinnert. (Zwischenruf zweite Etappe der Witwenpensionserhöhung. 
des Abg. Mac h u n z e.) Die beiden großen Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Parteien haben gegenseitig diskutiert, wer den Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, 
sozialen Fortschritt gebracht hat, wer den An-I sich von den Sitzen zu erheben. -:- Ein s ti m­
stoß gegeben, wer den Druck gesetzt hat; den mi g an gen 0 m me n. 
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Dringlidle Anfrage der Abgeordneten Zeillin­
ger, Glaser, Peter, Dr. Kranzlmayr un<!. Genos­
sen an den Herrn Bundeskanzler betreffend 
die Unabhängigkeit des Osterreicbischen 

Rundfunks 

Präsident Dr. Maleta: Wir gelangen nun­
mehr zur Behandlung der dringlichen Anfrage. 
Ich bitte zunächst den Schriftführer, Abgeord­
neten Zeillinger, die Anfrage zu verlesen. (Un­
ruhe und Zwischenrufe.) Das ist die Anfrage 
Zeillinger, Glaser und Genossen über den 
Osterreichischen Rundfunk. (Abg. W e i k­
ha r t: Es ist noch gar nichts da, keine Unter­
lagen! - Abg. Dr. Pi t t e r man n: Zur Ge­
schäftsordnung!) Bitte Herr Dr. Pittermann zur 
Geschäftsordnung. 

Abgeordneter DDr. Pittermann (SPO): Herr 
Präsident! Ich stelle fest, daß die Anfrage zwar, 
wie es in der fraktionsinternen Höflichkeit 
üblich ist, den anderen Fraktionen bekannt­
gegeben wurde, aber nur in einem Exemplar. 
Man kann doch nicht verlangen, daß das Hohe 
Haus ernsthaft eine Debatte über eine dring­
liche Anfrage abführt, für die die Abgeord­
neten nicht einmal die Texte vorliegen habenl 
Ich bitte daher um eine kurzfristige Unter­
brechung, bis es der Kanzlei des Präsidenten 
möglich ist, die Texte zu vervielfältigen und 
den Abgeordneten vorzulegen. 

Präsident Dr. Maleta: Ich unterbreche die 
Sitzung auf 10 Minuten. (Abg. S t r ö e r, zur 
rechten Seite des Hauses gewendet: Nicht ein­
mal dazu sind sie imstande!) 

Die Sitzung wird um 14 Uhr 35 Minuten 
unterbrochen und um 14 Uhr 45 Minuten wie­
deraufgenommen. 

Präsident Dr. Maleta: Ich nehme die unter­
brochene Sitzung wieder auf. 

Wir gelangen nunmehr zur Behandlung, der 
dringlichen Anfrage der Abgeordneten Zeil­
linger, Glaser und Genossen. (Rufe bei der 
SPO: Sie ist noch nicht verteilt! Wir haben 
keine Unterlagen! - Abg. Dr. W i t h alm: 
Das ist ja keine Voraussetzung für die Be­
handlung der dringlichen Anfrage! - Abg. 
So r 0 n i c s: Das hat es ja früher auch nicht 
gegeben! Jetzt auf einmal! - Abg. W e i k­
ha r t: Das hat es aber auch nie gegeben, daß 
man drei Minuten vor Schluß so einen Antrag 
einbringt! - Abg. Dr. W i t h alm: Auch in 
der ersten Sitzung war das so! - Abg. S 0 r o­
nie s: Außerdem ist das doch nicht unsere 
Aufgabe! - Ruf bei der SPO: Das sind Bacher­
Methoden!) 

Ich habe die unterbrochene Sitzung wieder­
aufgenommen. Ich bitte zunächst den Schrift­
führer, Frau Abgeordnete Herta Winkler, die 
Anfrage zu verlesen. (Abg. So r 0 ni c s: Das 

ist auch nicht unsere Aufgabe! - Abg. We i k­
h art: Warten Sie nur, das können wir auch 
machen!) 

Am Wort ist die Frau Abgeordnete. (Abg. 
Dr. Tu 11: Withalm und Bacher! - Abg. S 0-

r 0 n i c s: Das hat der Dr. Tull wieder not­
wendig gehabt!) 

Schriftführerin Herta Winkler: Dringliche 
Anfrage der Abgeordneten Zeillinger, Glaser, 
Peter, Dr. Kranzlmayr und Genossen an den 
Herrn Bundeskanzler betreffend die Unabhän­
gigkeit des Osterreichischen Rundfunks. 

Im Rahmen einer Diskussion mit Studenten 
im Auditorium maximum der Universität Wien 
hat der Herr Bundeskanzler am 8. Juni 1970 
eine Erklärung abgegeben, die in der affe nt­
lichkeit als unverhüllte Kampfansage an den 
unabhängigen Rundfunk gewertet wird. Die 
nicht näher definierte Forderung· nach einer 
flechten Demokratisierung" des ORF wird in 
dieser Erklärung vor allem mit zwei Behaup­
tungen zu untermauern versucht: Das Ergeb­
nis des Rundfunkgesetzes 1966 sei eine lIde 
facto-Kontrollosigkeit" des Rundfunks, und 
der ORF-Aufsichtsrat sei das "Parteipolitische­
ste, was es in Osterreich bisher gegeben hat". 
Da aus derartigen Formulierungen auf die Ab­
sicht der sozialistischen Minderheitsregierung 
geschlossen werden muß, den Osterreichischen 
Rundfunk, der erst durch das Rundfunkgesetz 
1966, vor allem aber durch die eindeutige 
Willenskundgebung der 832.353 Unterzeichner 
des seinerzeitigen Volksbegehrens von partei­
politischer Bevormundung befreit wurde, neu­
erlich zu einem Werkzeug der jeweils Regie­
renden umzufunktionieren, richten die unter­
zeichneten Abgeordneten an den Herrn Bun­
deskanzler die 

Anfrage: 

1. Was ist nach Ihrer Auffassung an dem 
seinerzeit geltenden Rundfunkgesetz undemo­
kratisch? 

2. Warum haben Sie in Ihrer Erklärung vom 
8. 6. 1970 durch das Wort "leider" Ihrem Be­
dauern darüber Ausdruck verliehen, daß es 
ein Rundfunkgesetz gibt, das der Regierung 
überhaupt keine Möglichkeiten bietet, irgend­
einen Einfluß auf die ProgrammgestaUung des 
ORF auszuüben, obwohl Sie doch laut dieser 
Erklärung den Einfluß irgendeiner Regierungs­
partei auf die Programmgestaltung gar nicht 
wünschen? 

3. Wie begründen Sie Ihre Behauptung, "der 
Kontrollmechanismus, den das Rundfunkgesetz 
im Aufsichtsrat geschaffen hat", sei "das Par­
teipolitischeste, was es bisher in Osterreich 
gegeben hat"? 

4. Welche zusätzlichen Kontrollmöglichkei­
ten streben Sie an? 
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Sdlriftiührer 
In formeller Hinsicht wird beantragt, diese 

Anfrage gemäß § 73 der Geschäftsordnung des 
Nationalrates dringlich zu behandeln. 

Präsident Dr. Maleta: Idl erteile nunmehr 
dem Herrn Abgeordneten Zeillinger als erstem 
Anfragesteller zur Begründung der Anfrage 
gemäß § 73 Geschäftsordnungsgesetz das 
Wort. 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Daß diese dring­
liche Anfrage an den Herrn Bundeskanzler 
gestellt wurde, war nach den Äußerungen, die 
der Herr Bundeskanzler zu diesem heiklen 
Thema gemacht hat, wohl keine Uberraschung. 
Und nach dem Echo, das die Erklärungen des 
Herrn Bundeskanzlers über den ORF in der 
Offentlichkeit und in der Presse ausgelöst 
haben, und nach den Warnungen, die die 
Presse ausgesprochen hat, war es wohl selbst­
verständlich, daß in diesem Hause geklärt 
werden muß, ob der Herr Bundeskanzler einen 
Rückfall in jene Zeit des Osterreichischen 
Rundfunks wünscht, die wir glauben ein für 
allemal überwunden zu haben. 

Wenn es aus technischen Gründen nicht 
möglich war, jedem der Abgeordneten recht­
zeitig diese Fragen zuzustellen, so darf ich 
daran erinnern, daß auch Sie etwas tun, was 
ebenfalls durchaus Ihr Recht ist, indem Sie 
nämlich einfach die pressemäßig günstigste 
Tageszeit durch eine eigene dringliche An­
frage an die Regierung blockieren. Nur dür­
fen Sie nicht glauben, daß sich die Opposition 
damit in den Hintergrund spielen läßt, son­
dern die Opposition spielt nun ebenso mit den 
parlamentarischen Spielregeln gegen Sie als 
Regierungspartei, wie Sie das gute Recht 
haben, es Ihrerseits zu tun. Aber schreien 
Sie nicht immer gleich auweh, wenn Ihnen 
einmal etwas geschieht, was Ihnen nicht in 
den Kram paßt. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben mit dem 
Worte "leider" etwas gesagt, was, wie ich 
glaube, in der Geschichte Osterreichs einzig 
dasteht, Sie haben nämlich bedauert, daß es 
ein Gesetz über den freien Rundfunk gibt. 

Sie wissen, daß in diesem Hause viele Jahre 
um einen freien Rundfunk gekämpft worden 
ist, und Sie wissen, daß dazu eine Aktion not­
wendig war, an der sich 832.000 Osterreicher 
beteiligt haben. 

Die Sozialisten sind bis vor wenigen Mona­
ten in dem Rufe gestanden, daß sie daran ein 
Interesse haben, daß Mehrheiten regieren. 
Erst seitdem der Bundespräsident in Osterreich 
erstmalig die Herrschaft der Minderheit gegen 
die Mehrheit des Volkes installiert hat, scheint 
sich grundsätzlich ein Wandel in der 
Auffassung auch des sozialistischen Partei­
führers und Bundeskanzlers. vollzogen zu 

haben. Ich glaube, es waren auch viele Sozia­
listen, die diesem Volksbegehren zugestimmt 
haben, und Sie selber haben sich ja auch an­
schließend in einem Interview darauf berufen 
daß die Sozialisten seinerzeit einen unabhän~ 
gigen Rundfunk gefordert haben. 

Es ist dann in der Folgezeit keineswegs zu 
einem Idealzustand gekommen, sondern es ist 
dann zu einer Lösung gekommen, die zweifel­
los noch besser gestaltet werden könnte, aber 
es war ein entscheidender Schritt nach vor­
wärts. Aber jenes Gesetz hat vor allem eine 
freie objektive Berichterstattung gebracht; je­
nes Gesetz, von dem Sie nun sagen "leider". 
Sie bedauern es, daß dieses Gesetz existiert! 

Herr Bundeskanzler! Unserer Ansicht nach 
müßten Sie als erstes in der Offentlichkeit -
Sie tragen mit Ihrer Regierung ja weitgehend 
die Verantwortung in diesem Staat - sagen, 
was sich hinter diesem Wort "leider" ver­
birgt: "leider ... ein Rundfunkgesetz, das mit 
der seinerzeitigen Mehrheit beschlossen wurde 
und das der Regierung" - so sagten Sie -
"überhaupt keine Möglichkeiten bietet, irgend­
einen Einfluß auf die Programmgestaltung zu 
üben". 

Sie haben dafür Applaus bekommen. Ich muß 
sagen, ich verstehe jene nicht, die dort applau­
diert haben. Das müssen die Regierungsmit­
glieder gewesen sein. Ich kann mir nämlich 
nicht vorstellen, daß das Volk wünscht, daß 
die Regierung einen Einfluß auf die freie Be­
richterstattung nimmt. Denn, Herr Bundes­
kanzler, das ist ja der Unterschied des freien 
Westens zu den Volksdemokratien, Im freien 
Westen dürfen Zeitungen und Rundfunk freie 
Berichterstattung ausüben, während in den 
Volksdemokratien die Regierung darauf Ein­
fluß nimmt und vorschreibt, was berichtet wer­
den muß. 

Nun sagen Sie, Sie bedauern das Gesetz, das 
die freie Berichterstattung eingeführt hat. Und 
Sie sagen - ich darf das noch einmal sagen -: 
"So muß ich Ihnen leider mitteilen, daß es 
ein Rundfunkgesetz gibt, das mit der seiner· 
zeitigen Mehrheit beschlossen wurde und das 
der Regierung überhaupt keine Möglichkeiten 
bietet, irgendeinen Einfluß auf die Programm­
gestaltung zu üben." 

Da ich kaum annehmen kann, daß Sie, Herr 
Bundeskanzler, irgendwie Einfluß auf die Aus­
wahl der Kriminalstücke oder auf die Sendung 
"Aktenzeichen XY ungelöst" nehmen wollen, 
sondern daß es hier sehr wohl um die Bericht­
erstattung geht, darf ich also fragen: Wie ist 
das "leider" zu verstehen, das "leider" zu 
einem Gesetz, das die Mehrheit in diesem 
Hause beschlossen hat? 

Es gibt sehr viele Gesetze, die gegen die 
Stimmen der Freiheitlichen beschlossen wor­
den sind. Wir nehmen sie zur Kenntnis, und 
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Zeillinger 
umsomehr muß sie natürlich ein Regierungs­
mitglied zur Kenntnis nehmen. Ich glaube, das 
Wort "leider" bedarf ebenso einer Aufklärung 
wie die Frage: Was verstehen Sie unter der 
von Ihnen gewünschten Möglichkeit, einen 
Einfluß auf die Programmgestaltung zu üben? 

Ich möchte Qbjektiverweise hinzufügen, daß 
Sie in weiterer Folge einen Satz gesagt 
haben, der meiner Ansidlt nadl in völligem 
Widerspruch zu dem vorherigen steht. Denn 
Sie sagen: "Und ich möchte hinzufügen, daß 
ich auch einen Einfluß irgendeiner Regierung 
auf die Programmgestaltung mir gar nicht 
wünsche." - Wieder Applaus. Dieselben Leu­
te, die zuerst applaudiert haben, als Sie kri­
tisiert haben, daß die sozialistische Regierung 
keinen Einfluß hat, dieselben Leute haben 
dann applaudiert, als Sie gesagt haben, daß 

'Sie einen Einfluß irgendeiner Regierung auf 
die Programmgestaltung gar nicht wünschen. 

und damals haben Sie kein Verständnis ge­
habt. Das alles ist ja mit Ihrer Stimme gesche­
hen, und jetzt beklagen Sie, daß dort die 
Merheit einer Partei vorhanden ist? Das heißt 
mit anderen Worten, Sie möchten auch dort 
eine sozialistische Mehrheit installieren. Sie 
bedauern das Gesetz über die freie Bericht­
erstattung, Sie möchten dort einen Einfluß 
der sozialistischen Regierung gewinnen, und 
Sie möchten eine solide sozialistische Mehr­
heit im Kontrollmechanismus, im Aufsichtsrat. 
Denn anders ist es wohl nicht zu verstehen, 
wenn Sie Kritik daran üben, daß Ihr ehemali­
ger Koalitionspartner, die Volkspartei, eben 
dort noch Sitz und Stimme hat. 

Sie sind ja nie mit uns gegangen, als wir 
das ändern wollten, damals immer noch in 
der stillen Hoffnung, daß Sie eines Tages noch 
selber die damals von Ihnen - nicht von 
Ihnen persönlich, sondern von Ihrer Partei -
herbeigeführte Verpolitisierung des Rund­
funks zu Ihrem Vorteil würden ausnützen 

Das wäre an und für sich schlechthin als 
ein Widerspruch anzusehen, wenn es nicht 

können. aus Ihrem Munde gekommen wäre. Ich schätze 
nämlich Ihre Art, scharf zu denken, und ich Sie haben dann, Herr Bundeskanzler, in 
glaube, die Erklärung liegt in "irgendeiner", einem Interview, das Sie einem Mitglied des 
Herr Bundeskanzler. Was in diesen zwei Sät- ORF gegeben haben, den im ersten Augen­
zen steht und wozu die Zuhörer applaudiert blick bestechend scheinenden Vorschlag ge­
haben, heißt: Sie wünschen sehr wohl den macht, Sie stellen sich vor, daß die Rundfunk­
Einfluß einer sozialistischen Regierung auf die hörer etwa wählen sollten, wahrscheinlich den 
Programmgestaltung, aber Sie wünschen nicht I Generaldirektor, den Programmdirektor und 
den Einfluß "irgendeiner", nämlich irgendeiner die Aufsichtsräte selber wählen sollten. 
anderen Regierung auf die Programmgestal- ' 
tung. Entweder ist das ein ab I t W'd _ Ich verstehe sehr gut, daß Sie das immer 

so u er 1 er 'd BI' k 'cht 0 . TI d . 
spruch, oder das war der Sinn Ihrer Erklä- mIt ~r lC n ung, sterrelC wer e em-
rung. mal eme absolute rote Mehrheit bekommen, 

vorgeschlagen haben. Das ist Ihr Ziel, und wir 
Ich halte es für das Recht des Abgeordneten-j sagen Ihnen ganz offen, daß wir Freiheit­

hauses, in d:m das Rundfunkgesetz beschlos- lichen das genauso bekämpfen werden, wie 
sen worden Ist, zu erfahren, warum der Bun- . wir seinerzeit die absolute Mehrheit der OVP 
deskanzler bedauert, daß hier ein Gesetz über bekämpft haben. 
eine freie Berichterstattung beschlossen wor­
den ist. 

Sie sagen dann weiter, Herr Bundeskanz­
ler, daß "der Kontrollmechanismus, den das 
Rundfunkgesetz im Aufsichtsrat geschaffen hat, 
das Parteipolitischeste ist, was es überhaupt 
in Osterreich bisher gegeben hat". 

Herr Bundeskanzler! Sie gehörten bereits der 
Regierung in der Zeit der großen Koalition 
an. Das war eine Zeit, in der wir Freiheit­
lichen gegen die große Koalition, sehr oft 
gegen den damaligen Rundfunkmechanismus 
aufgetreten sind. Ich darf Sie jetzt als Freiheit­
licher fragen: Wollen Sie wieder jenen Zu­
stand, wie er damals geherrscht hat? War das 
so ideal, als Sie sich damals mit der anderen 
Regierungspartei alles aufgeteilt haben? 

Sie klagen heute darüber, daß die OVP 
dort eine Mehrheit hat. Mit Ihrer Zustimmung 
gibt es ja diese Mehrheit, Herr Bundeskanzler, 
darüber haben wir ja fast 20 Jahre geklagt, 

Ihr Vorschlag - vier Jahre zurückgeblen­
det - hätte bedeutet, daß damals die Wähler 
nicht nur eine absolute Mehrheit hier im Par­
lament gewählt hätten, sie hätten audl eine 
absolute Mehrheit in der Führung des Rund­
funks gewählt, und es wäre eine absolut ein­
seitige OVP-Berichterstattung gekommen. Ich 
muß sagen: Wir haben die Politik der seiner­
zeitigen OVP-Regierung dort, wo es notwen­
dig war, genauso kritisiert, wie wir jetzt 
sdlonungslos die Fehler der sozialistischen 
Regierung aufzeigen. Aber wir wollen aner­
kennen: Es war ein unabhängiger Rundfunk, 
eine unabhängige Berichterstattung, eine wert­
volle Stütze der Opposition bei der Aufklä­
rung wichtiger politischer. Fragen. Und auf 
diese objektive Stütze wollen wir bei einer 
sozialistischen Regierung nicht verzichten. 

Warum haben Sie das nicht seinerzeit ge­
fordert, damals, als die OVP die Mehrheit 
hatte? Weil Sie genauso wie wir Freiheit-
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lichen zu befürchten hatten: Bei einer demo­
kratischen Wahl würde natürlich der Wähler 
dieselbe Parteifarbe auch in die Führung des 
Rundfunks wählen. Das hieße mit anderen 
Worten - noch weiter gesehen -: Wir müß­
ten dann bei jeder Wahl die Redaktionen in 
den Zeitungen neu wählen, ihre politischen 
Redakteure neu wählen, und es gäbe dann in 
Kürze nur mehr eine einfärbige Berichterstat­
tung, die sich nach der Mehrheit des Landes 
richtet. 

Sie können sich vorstellen, Herr Bundes­
kanzler, daß wir Freiheitlichen nichts unter­
lassen werden, um hier Aufklärung zu ver­
langen. Ich darf Ihnen heute schon sagen: 
So wie wir für die Entpolitisierung des Rund­
funks, gegen die OVP-Alleinregierung ge­
kämpft haben, genauso kämpfen wir jetzt 
gegen den Versuch, wieder zurückzukehren; 
denn es kann sich eine Berichterstattung nicht 
immer nach der jeweiligen Mehrheit ausrich­
ten. Im Gegenteil: Je größer die Mehrheit 
einer Partei ist, umso objektiver muß die Be­
richterstattung sein, umso wertvoller sind die 
Massenmedien, sind Zeitungen, sind Rund­
funk, sind Fernsehen für die Opposition, die 
eine Kontrolle ausübt. Nur in den Volksdemo­
kratien und auch zu gewissen Zeiten der gro­
ßen Koalition war jener kuriose Zustand, daß 
innerhalb der Regierung die Opposition von 
der Regierung gegen sich selbst ausgeübt 
wird beziehungsweise wurde. 

Ich darf Sie, Herr Bundeskanzler, daher bit­
ten, die Anfragen, die in der dringlichen An­
frage von den beiden Oppositionsparteien, 
Volkspartei und Freiheitlicher Partei, gemein­
sam an Sie gestellt worden sind, zu beant­
worten. Ich glaube, daß dann Gelegenheit 
sein wird - und es muß heute Gelegenheit 
sein -, hier bis zuletzt alles aufzuklären. 
Denn von allen Anschlägen, Herr Bundeskanz­
ler, die es in der freien Welt gibt, ist der 
gefährlichste jener auf die Berichterstattung, 
jener auf die Meinungsfreiheit. 

Man kann bei größter Objektivität sowohl 
Ihr Interview wie auch Ihre Erklärung lesen. 
Sie wurden von Ihren Zuhörern sehr richtig 
verstanden. Denn als Sie gesagt haben, daß 
die Regierung Einfluß auf die Berichterstat­
tung des unabhängigen Rundfunks haben will, 
haben Ihre Zuhörer applaudiert. Damit haben 
Sie Ihre Leute begeistert, weil Sie die freie 
Meinung damit in Osterreich mundtot machen 
können. 

Herr Bundeskanzler! Ich darf Ihnen hier 

Politik, dann brauchen Sie keine Angst vor 
einer objektiven Berichterstattung zu haben. 
(Beiiall bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen jetzt in 
die Debatte ein. Ich mache aber darauf auf­
merksam, daß nach den Bestimmungen der 
Geschäftsordnung kein Redner länger als 
20 Minuten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Bun­
deskanzler. Ich erteile es ihm. - Entschul­
digen Sie, Herr Bundeskanzler, diese 20 Minu­
ten gelten natürlich nicht für Sie. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus! 
Diese dringliche Anfrage habe ich erst vor 
kurzer Zeit zu Gesicht bekommen, und ich 
bitte um Entschuldigung, daß ich für das, was 
ich hier anführe, nicht auch die entsprechenden 
TextsteIlen aus dem Gesetz zur Hand habe. 
Die Unterlagen, die ich angefordert habe, 
kommen leider ein bißchen zu spät. 

Ich möchte auf die mir gestellten Fragen 
wie folgt antworten: 

Die Frage 1 lautet: "Was ist nach Ihrer 
Auffassung an dem seinerzeit" - das scheint 
hier ein Druckfehler zu sein, Sie meinen das 
derzeit geltende Rundfunkgesetz - "gelten­
den Rundfunkgesetz undemokratisch?" 

Darauf möchte ich in demselben Sinne ant­
worten, in dem ich das auch unmittelbar nach­
her und bei verschiedenen Anlässen getan 
habe: Ich bin der Meinung, daß zu einer Demo­
kratisierung des Rundfunks ein echtes Mit­
bestimmungsrecht der Rundfunkteilnehmer 
sowie ein Mitwirkungsrecht der im Rundfunk 
Beschäftigten gehört - eine Problematik, die 
gegenwärtig in großen Rundfunkanstalten 
außerhalb Osterreichs diskutiert wird. Ich bin 
der Meinung, daß, wenn eine Einrichtung un­
gefähr 1 Milliarde Schilling an Gebühren ein­
nimmt und ausgibt, ein solches Mitsprache­
recht und Mitwirkungsrecht durchaus nicht un­
billig sein kann. 

Was nun die Frage 2, das Wort "leider", 
betrifft, so möchte ich folgende KlarsteIlung 
vornehmen: Es hat sich um keine Parteiver­
anstaltung gehandelt, nicht, Herr Abgeordne­
ter Zeillinger, um "Ihre Leute" - bezogen 
auf mich -, sondern um eine Veranstaltung 
im Auditorium maximum, an der "Ihre Leute" 
und auch andere Leute teilgenommen haben. 
Hier im einzelnen anzugeben, wer applaudiert 
hat, ist schon deshalb nicht möglich, weil ich 
nicht weiß, wer unter ungefähr tausend Leu­
ten zu wem gehört hat oder zu wem gezählt 
wird. 

einen Rat aus langjähriger oppositioneller Aber ich möchte folgendes sagen: Dieses 
politischer Erfahrung geben: Schneiden Sie Wort "leider" - und das ergibt sich ja aus 
nicht die freie Berichterstattung ab, gehen Sie dem Nachfolgenden - betrifft den ersten Teil 
einen anderen Weg! Machen Sie eine gute der Frage, daß ich nämlich darauf keine Ant-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
wort zu geben in der Lage bin. Ich wurde 
nämlich gefragt, was der Bundeskanzler zu 
unternehmen gedenke, damit oppositionelle 
Studenten im Rundfunk zu Worte kommen 
beziehungsweise damit die im ORF übliche 
Diffamierung oppositioneller Studentengrup­
pen - das sind auch katholische Vertreter 
gewesen, die sich zu Wort gemeldet haben -
durch Kommentatoren des ORF - nament­
lich genannt wurde Dalma - aufhöre. 

Darauf gab ich zur Antwort: " ... Was aber 
den ORF betrifft, so muß ich Ihnen leider mit­
teilen, daß es ein Rundefunkgesetz gibt" -
dieses "leider" ist eine fac;:on de parler gewe­
sen, wie aus dem nächsten Satz erkannt wer­
den kann -, "... das mit der seinerzeitigen 
Mehrheit beschlossen wurde und das der Re­
gierung überhaupt keine Möglichkeiten bietet" 
- und hier steht jetzt nicht das "leider"; 
hier müßte es nämlich dann stehen, wenn man 
es so interpretieren wollte -, "irgendeinen 
Einfluß auf die Programmgestaltung zu 
üben. .. Und ich möchte hinzufügen, daß ich 
auch einen Einfluß irgendeiner Regierung" -
und das, Herr Abgeordneter Dr. Zeillinger, 
heißt: irgendeiner Regierung, ganz genauso, 
wie es grammatikalisch gilt, nämlich je der 
Regierung - "auf die Programmgestaltung 
mir gar nicht wünsche ... , weil ich mir nicht 
vorstelle, daß das apriori besser sein muß." 

Ich habe also mit aller notwendigen Klar­
heit festgestellt, daß ich mir einen Einfluß 
irgendeiner Regierung - ob einer anderen 
oder der gegenwärtigen - gar nicht wünsche, 
weil ich das von vornherein nicht für eine 
bessere Lösung halte. 

Darf ich zur Frage 3, lIder Kontrollmechanis­
mus, den das Rundfunkgesetz im Aufsichtsrat 
geschaffen hat", sei "das Parteipolitischeste, 
was es bisher in Osterreich gegeben hat", 
sagen: Dazu möchte ich folgendes aus der bis­
herigen Praxis der Bestellung der Aufsichts­
räte mitteilen, einer Praxis, die jedenfalls von 
der gegenwärtigen Regierung bisher nicht ge­
handhabt wurde. Im Rundfunkgesetz - ich 
habe das Gesetz nicht bei der Hand, aber das 
ist jedenfalls evident und notorisch - ist 
vorgesehen, daß fünf Mitglieder des Aufsichts­
rates aus den Kreisen der Kunst, der Reli­
gionsgesellschaften und Religionsgemeinschaf -
ten, aus den Kreisen der Volksbildung, des 
Sports (Ruf bei der SPO: Und der Wissen­
schaftl) und der Wissenschaft entnommen wer­
den. Wissen Sie, wie diese Vertreter bisher 
bestellt wurden? Ich bin zufällig informiert, 
weil mich gestern der zuständige Beamte, ein 
Sektionschef des Bundeskanzleramtes, auf 
diesen Vorgang aufmerksam gemacht hat, ihn 
mir noch deutlkher gemacht hat, als ich ihn 
schon geahnt und gekannt habe; die nächste 
Generalversammlung steht nämlich heran. 

Diese fünf Vertreter dieser fünf Gruppen sind 
vom Herrn Bundeskanzler Dr. Klaus bestellt 
worden; ganz einfach bestellt worden. Er hat 
sich dazu einen Dreiervorschlag vom Unter­
richtsminister geben lassen - vom Unter­
richtsminister seiner Partei -, hat sich die­
jenigen ausgesucht, die ihm gepaßt haben, und 
so sind damit fünf Herren in den Aufsichtsrat 
gekommen. Es wäre nicht einmal, sagen wir, 
so uneben gewesen, wenn es sich nicht gerade 
bei den Fünf um die gehandelt hätte, denen 
in Wirklichkeit die Mehrheitsbildung obliegt. 

Ich bin also der Meinung, daß es eine objek­
tivere Auswahl geben müßte als die, die sei­
nerzeit bei der Auswahl des Aufsichtsrates 
erfolgt ist. Ich gebe aber offen zu, daß diese 
Frage einer gründlichen Prüfung und einer 
gründlichen öffentlichen Diskussion bedarf. 

Und damit komme ich zur Beantwortung 
der letzten der an mich gestellten Fragen, 
nämlich: "Welche zusätzlichen Kontrollmög­
lichkeiten streben Sie an?" 

Ich habe in einer Pressekonferenz und in 
einem Interview im Fernsehen unmißverständ­
lich erklärt, hierüber sei zuerst in breitester 
Offentlichkeit eine Diskussion zu führen. Ich 
habe ausdrücklich erklärt, und ich bin sehr 
froh, daß ich Ihnen mitteilen kann, Herr Ab­
geordneter Dr. Zeillinger, daß ich, ehe ich 
von dieser Anfrage wußte, schon gestern vor­
mittag den Auftrag gegeben habe, daß zu einer 
solchen Aussprache über eine mögliche Demo­
kratisierung des Rundfunks die Initiatoren des 
Volksbegehrens eingeladen werden sollen. Ich 
habe mir zu diesem Zweck. die Liste der Volks­
begehreninitiatoren - natürlich werden auch 
andere herangezogen werden - beschafft, um 
nun mit ihnen das zu besprechen, was ich als 
ersten Schritt einer Demokratisierung be­
trachte, nämlich inwieweit das bestehende Ge­
setz und die bestehenden Einrichtungen den 
seinerzeitigen Initiativen und Absichten, die 
mit dem Volksbegehren und mit anderen In­
terventionen auf diesem Gebiete verbunden 
waren, auch entsprechen. 

Das ist eine durchaus legitime Vorgangs­
weise. Ich bin also besonders -vorsichtig auch 
in dieser Frage vorgegangen, und ich bin der 
Auffassung, daß es diese Möglichkeiten der 
Demokratisierung geben soll. Es ist nämlich 
vollkommen richtig, wie es der Begründer der 
dringlichen Anfrage, der Abgeordnete Doktor 
Zeillinger, hier erwähnt hat: es handelt sich 
um ein so heikles Instrument, auf das es 
keinerlei politischen Einfluß geben soll, dessen 
Objektivität gewährleistet sein soll durch 
Maßnahmen der Demokratisierung, die zu be· 
sprechen wären, so wie sich diese Regierung 
- ich brauche das wohl erst nicht zu wieder­
holen - schon einige Male zu einer Demo-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
kratisierung aller Bereidle unseres gesell­
schaftlichen Lebens bekannt hat. (Bei/all bei 
der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Wir gehen nunmehr in 
die Debatte ein. Ich habe bereits erwähnt, 
kein Redner darf länger als 20 Minuten spre­
chen. 

Als erster zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Glaser. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Glaser (OVP): Meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren! Bei der Bespre­
chung der vorhergehenden dringlichen Anfrage 
wurde an den Herrn Bundeskanzler keine 
Frage gerichtet, trotzdem aber hat er sich be­
müßigt gefühlt, das zu wiederholen, was der 
Herr Vizekanzler bereits zum Ausdruck ge­
bracht hat. 

Jetzt wurden an den Herrn Bundeskanzler 
eine Reihe konkreter Fragen gerichtet, und, 
wie wir das leider schon gewohnt sind, hier­
auf haben wir keine konkreten Antworten be­
kommen, sondern im großen und ganzen war 
es - das muß einmal hart gesagt werden -
ein Herumreden um den Brei. (Beifall bei der 
OVP.) 

Ich habe vor mir einen authentischen Aus­
zug jener Rede liegen, die der Herr Bundes­
kanzler im Auditorium maximum der Univer­
sität Wien am 8. 6. 1970 gehalten hat. Die 
Zeit erlaubt es nicht, das Ganze vorzutragen, 
weil 20 Minuten eben dazu nicht reichen. 
Hören Sie: "Was aber" - so Dr. Kreisky -
, ,den ORF betrifft, so muß ich Ihnen leider 
mitteilen" - "leider", Herr Bundeskanzler -, 
"daß es ein Rundfunkgesetz gibt, das mit der 
seinerzeitigen Mehrheit beschlossen wurde". 

Ich erwähne das Wort "leider" deshalb, weil 
wir jetzt gehört haben - heute ist schon ein 
anderer· Ausdruck gefallen, der hingenommen 
wurde, und daher darf ich ihn wiederholen -, 
welcher Eiertanz um dieses Wort "leider" auf­
geführt wurde. (Abg. Z a n k 1: Den Eiertanz 
führt ja ihr auf, nicht wir!) 

Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky polemisiert 
dann in dieser Rede gegen den Rundfunk, 
gegen seine derzeitige Geschäftsführung und 
so weiter. Er sagt dann: "Ich bin kein Anhän­
ger des Proporzes, ich sage das ganz offen. Ich 
bin der Meinung, daß die einzige Möglichkeit, 
die es solchen gigantischen Massenbeeinflus­
sungsmitteln gegenüber gibt, nur die einer 
echten Demokratisierung sein kann". (Abg. 
K 0 ni r: Na und?) Er kündigt eine echte De­
mokratisierung an, und weiters kündigt er 
eine Diskussion über die Demokratisierung 
des Rundfunks an. (Abg. S t r ö e r: Ist das 
verboten? Das Gesetz kommt auf demokrati­
sche 'Meise zustande!) Meine Damen und 
Herren! Gibt es in Osterreich ein Gesetz, das 
auf demokratischere Art und Weise als etwa 

das Rundfunkgesetz zustandegekommen ist? 
Nennen Sie mir eines! (Beifall bei OVP und 
FPO.) Zuerst haben 832.000 Mitbürger ein 
Volksbegehren unterzeichnet. (Abg. S t r ö e r: 
Jedes Gesetz kommt auidemokratische Weise 
zustande!) Das erste Volksbegehren, Herr 
Ströer, das es in der Ersten und Zweiten Repu­
blik überhaupt gegeben hat. Die Sozialisten 
sind gegen dieses Volksbegehren Sturm ge­
laufen. Ich brauche Ihnen doch nicht in Er­
innerung zu rufen, was etwa der Abgeordnete 
Winter aus Innsbruck hier gesagt hat. (Abg. 
Se k an i n a: Kollege Glaser! Aber die ande­
ren Gesetze kommen in Osterreich auch demo­
kratisch zustande!) Ich lasse mir die 20 Minu­
ten von Ihnen nicht stutzen, Herr Kollege 
Sekanina! 

Dann wurde in der letzten Parlamentssit­
zung vor dem 6. März 1966 vom Ehrenobmann 
der Osterreichischen Volkspartei, von Doktor 
Gorbach, das Versprechen abgegeben, daß die 
Abgeordneten der Osterreichischen Volkspar­
tei in der ersten Sitzung des am 6. März 1966 
zu wählenden Nationalrates einen Initiativ­
antrag mit dem Text des Rundfunk-Volks­
begehrens einbringen werden. 

Zum Unterschied von Versprechungen jung­
sozialistischer Abgeordneter, etwa die Wehr­
dienstzeit betreffend (Abg. Dr. P j t t e r­
man n: Sie brauchen nur dafür zu stimmen!), 
wurde dieser Gesetzentwurf auch in der ersten 
Sitzung nach der am 6. März 1966 stattgefun­
denen Nationalratswahl von Abgeordneten 
der Osterreichischen Volkspartei eingebracht. 
(Beifall bei der OVP.) Bei der Behandlung 
dieses Gegenstandes wurde durch das Parla­
ment ein eigener Ausschuß gebildet, beste­
hend aus gewählten Volksvertretern; zum 
Unterschied von den Kreiskyschen Kommis­
sionen, ob das nun Bundesheerreform, Privi­
legien und weiß Gott was noch betrifft. Hier 
haben sich gewählte Volksvertreter im Aus­
schuß befunden und nicht von Kreiskys Gna­
den ernannte Vertreter. Dr. Kreisky würde 
sagen: von allen "möglichen und unmöglichen 
Vereinen". Ich sage das nicht (Heiterkeit bei 
der OVP), sondern ich sage nur, 'es sind Ver­
treter von Dr. Kreisky ernannt worden. 

Dann gab es über dieses Gesetz nicht nur 
lange parlamentarische Beratungen - mich 
wundert ja, daß der Exponent einer sich be­
sonders parlamentarisch gebenden Partei 
stets außerparlamentarische Körperschaften 
und Auditorien bevorzugt -, es gab im Par­
lament eine echte lange Auseinandersetzung, 
eine entsprechende Abstimmung, wie eben 
der Weg der Gesetzwerdung dies vorsieht. 

Meine -sehr geschätzten Damen und Herren, 
noch etwas: Es gibt kaum ein Unternehmen 
wie den Osterreichischen Rundfunk, bei dem 
es so viele Kontrollen gibt. 
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Glaser 
Es ist ein starkes Stück des Herrn Bundes­

kanzlers, von einer De-facto-Kontrollosigkeit 
zu sprechen, denn zunädlst untersteht der 
Rundfunk dem Rechnungshof. Ubrigens ist mir 
kein Fall bekannt, daß eine Unternehmens­
leitung, so wie das beim ORF geschehen ist, 
um eine Einschau durch den Rechnungshof 
gebeten hat. 

Das Rundfunkgesetz sieht eine eigene Prü­

abnehmer (Abg. We i k h art: Dieser Ver­
gleich hinkt!)1 die Gasabnehmer etc. abstim­
men beziehungsweise gefragt werden, ob jetzt 
das so oder so geschehen soll. 

Ich wiederhole noch einmal: Es gibt kein 
Unternehmen und kein Gesetz, das auf demo­
kratischere Art und Weise zustande gekom­
men ist, als das beim Gesetz des Osterrei­
chischen Rundfunks der Fall ist. 

fungskommission vor, eine Prüfungskommis- Beachtenswert erscheint mir überdies, daß 
sion, die nicht nur die Wirtschaftlichkeit, das heute von einern Abgeordneten der zweiten 
Programm und die Investitionen, sondern ge- Oppositionspartei, von einern Abgeordneten, 
nauso auch die Personalangelegenheiten und der bisher stets auf der Bank der oppositio. 
selbstverständlich' die Finanzen zu prüfen hat. nellen Gruppe gesessen ist, bestätigt wurde, 

Kurz und gut: Im ORF gibt es all jene daß die Berichterstattung des Osterreichischen 
Kontrollmöglichkeiten und Kontrollorgane, Rundfunks aU die Jahre hindurch eine echte 
wie wir sie in Institutionen und Unterneh- Stütze der Opposition gewesen sei. Ich glaube, ' 
mungen, vor allem in Rundfunk- und Fernseh- objektiver hätte eine Beurteilung der Tätig­
unternehmungen der gesamten freien Welt keit und der Gestaltung der Sendungen und 
vorfinden. Ich erwähne etwa die BBC in Lon- so weiter, vor allem soweit es sich um den 
don, wo es eine ganz ähnliche Konstellation Nachrichtenwert der Informationssendungen 
der Kontrollmöglichkeiten gibt, ferner die handelt, nicht sein können als jene Erklärung, 
Schweizerische Rundfunkgesellschaft ebenso die der Herr Abgeordnete Zeillinger soeben 
wie den Westdeutschen Rundfunk. Dort gibt bei der Begründung dieser Anfrage abgegeben 
es Situationen, die mit der unseren vergleich- hat. 

bar sind. Ich darf zum Schlusse kommen und noch 
Nicht übersehen wollen wir doch folgendes: einmal festhalten: Die konkreten Fragen, die 

Es gibt kaum ein Unternehmen wie den Oster- der Herr Bundeskanzler gestellt bekommen 
reichischen Rundfunk, mit dem sich die äffent- hat, wie etwa: "Wie begründen Sie Ihre Be­
liehe Meinung ständig so sehr befaßt. Es ver- hauptung, ,der Kontrollmechanismus, den das 
geht doch kein Tag, an dem sich nicht wenig- Rundfunkgesetz im Aufsichtsrat geschaffen 
stens ein Teil der österreichischen Zeitungen, hat', sei ,das Parteipolitischeste, was es bisher 
Zeitschriften und so weiter mit dem Oster- in Osterreich gegeben hat'?", wurden nicbt 
reichischen Rundfunk befaßt. Hier kommt also oder falsch beantwortet. Mich wundert das 
die öffentliche Meinung echt zum Ausdruck.. umsomehr, da Dr. Kreisky, wie ich glaube, 
Gesetzlich ist der Rundfunk verpflichtet, Mei- rund zwei Jahre Mitglied des Aufsichtsrates 
nungsforschung zu betreiben. Auch das ge- des Osterreichischen Rundfunks gewesen ist. 
schieht in außerordentlich großem Umfang. Er müßte eigentlich wissen, auf welche Art 

Nicht zuletzt ist - das dürfte gerade die und Weise die Mitglieder des Aufsichtsrates 
Sozialisten interessieren - die Mitbestim- ernannt wurden. 

mung des Personals auch im Bereich des Oster- Er hat hier behauptet, daß der frühere Bun­
reichischen Rundfunks in einem Ausmaß vor- deskanzler Dr. Klaus auf Grund eines Vor-
handen wie kaum in einem anderen öster- . 

schlages des seinerzeitigen Unterrichtsmim-
reichischen Unternehmen. sters die Exponenten von Kunst, Wissenschaft, 

Der Herr Bundeskanzler meinte nun - das Volksbildung, Religionsgemeinschaften und 
ist wieder das, von dem ich gesprochen habe: -Sport ernannt hätte. Meine Damen und Her­
das Um-den-Brei-Herumreden -, die Hörer ren, das stimmt nicht, sondern es wurden die 
sollen gewissermaßen wählen können und der- in Frage kommenden Institutionen, also bei­
gleichen. Ja, meine Damen und Herren, warum spielsweise die Arbeitsgemeinschaft der 
hat denn der Herr Bundeskanzler, der doch Sportverbände, die Religionsgemeinschaften 
gleichzeitig der Vorsitzende der Sozialistischen beziehungsweise Religionsgesellschaften, die 
Partei ist, nicht dort, wo er die Möglichkeit Rektorenkonferenz und so weiter, befragt und 
dazu hätte, seinen Einfluß geltend gemacht, gebeten, Dreiervorschläge zu erstellen. 
daß etwa von mir aus die Benützer der Wie-
ner Verkehrsmittel darüber abstimmen, ob Daß es sich bei der Bestellung nicht um 
diese oder jene Direktion zu bestellen ist oder lauter _ ich gebrauche wieder ein Wort aus 
ob diese oder jene Linien zu führen sind? dem sozialistischen Sprachschatz - der OVP 

Wenn man diese Theorie des Herrn Bundes- nahestehende Mitglieder handelte, zeigt, wie 
kanzlers der Minderheitsregierung fortsetzt, ich glaube, am besten die Tatsache, daß unter 
dann müßten beispielsweise auch die Strom- anderem als Vertreter der Volksbildungsein .. 
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Glaser 
richtungen Professor Dr. Speiser im Aufsichts­
rat tätig ist. Mir ist bisher nicht bekannt 
geworden, daß Professor Dr. Speiser als eine 
der OVP nahestehende Person oder gar als 
OVP-Mitglied zu bezeichnen wäre. 

Wenn es aber in den sozialistischen Kram 
paßt, dann wird auch das totgeschwiegen; da­
mit es aber nicht untergeht, möchte ich das 
hier ausdrücklich feststellen. 

Daß etwa die zwei Vertreter des Betriebs­
rates im Aufsichtsrat nicht aus den Reihen 
der Osterreichischen Volkspartei kommen, ist 
schon bei früheren Diskussionen zu diesem 
Gegenstand festgehalten worden. Aber trotz­
dem wird hier vom "parteipolitischesten" 
Aufsichtsrat gesprochen. Meine sehr geschätz­
ten Damen und Herrenl Von 22 Mitgliedern 
des Aufsichtsrates werden auf Grund des 
Rundfunkgesetzes sechs vom Nationalrat ent­
sandt. Wer diese sechs sind, hängt von der 
Konstellation im Hauptausschuß des National­
rates ab. Alle übrigen Entsendungen erfolgen 
nach anderen Grundsätzen. Jedes Bundesland, 
das Mitglied dieser Gesellschaft ist, hat das 
Recht, einen Vertreter zu entsenden, die fünf 
Institutionen, von denen bereits die Rede war, 
ebenso, und zwei sind dort als Vertreter des 
Betriebsrates tätig. 

Von zusätzlichen Kontrollmöglichkeiten, um 
die der Herr Bundeskanzler gefragt wurde, 
war, konkret gesehen, wieder keine Rede. Es 
ist das Diskutieren, das dem Herrn Dr. Kreisky 
offensichtlich sehr liegt. Wenn er etwas ge-

erst seit dem Jahre 1966 gibt es mit Hilfe 
des unabhängigen Rundfunks den objektiv 
informierten Staatsbürger. (Rule bei der SPO: 
Oje! - Abg. Dr. Pi t te r man n: Dalür haben 
wir ja auch bei der Wahl gewonnen!) Wenn 
hier aus den Reihen der sozialistischen Abge­
ordneten der Zwischenruf "Oje" kommt, dann 
muß ich Ihnen in Erinnerung rufen, wie sehr 
Sie, die Abgeordneten der Sozialistischen Par­
tei, nicht so sehr durch die Arbeit, die Ihre 
Partei geleistet hat, sondern durch das Auf­
treten Ihres Parteivorsitzenden in der letzten 
Wahlkampagne mit Hilfe des ORF profitiert 
haben. Es wäre hoch an der Zeit, meine 
Damen und Herren der sozialistischen Frak­
tion, wenn man das an Stelle von Diffamie­
rungen gegenüber dem ORF endlich einmal 
sachlich festhalten würde. (Beifall bei der FPO 
und OVP.) 

Auf der einen Seite steht das Bestreben 
des Herrn Bundeskanzlers, einen neuen Typus 
des integren Politikers in Osterreich zu reprä­
sentieren. Ich unterstreidle und anerkenne 
dieses Bemühen des Herrn Bundeskanzlers 
Dr. Kreisky. Auf der anderen Seite erfolgt 
Zug um Zug das Gegenteil. Man steht unter 
dem Eindruck einer gezielten, jedoch nicht 
direkten, aber dennoch sehr unter die Haut 
gehenden Diffamierung bestimmter Bereiche 
des öffentlichen Lebens, im besonderen des 
ORF. (Rufe bei der OVP: Jawohl!) Das lassen 
Sie mich vom Standpunkt der freiheitlichen 
Fraktion mit allem Nachdruck festhalten. 

Sie, Herr Dr. Kreisky, saßen in der abge-
fragt wird, antwortet er auf etwas ganz ande- I f G t b . d I V 't . . . .. au enen ese zge ungspeno e a s orSI -
res. DIese P~aXls 1st uns heute wIeder emmal ; zender-Stellvertreter des Aufsichtsrates im 
vordemonstnert worden. Daher nehmen wir' ORF. Und Sie der Sie dort Sitz und Stimme 
diese ~eantwortung nicht zur Kenntnis. (Bei- hatten, wage~ heute zu sagen: Das ist das 
fall bel der OVP.) Parteipolitischeste, was es gibt. - Gestatten 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet. Sie, Herr Bundeskanzler, die Frage: Was haben 
ist der Abgeordnete Peter. Ich erteile es ihm. I Sie denn im ORF seinerzeit als Stellvertreter 

b .... ,I des Aufsichtsratvorsitzenden getan? A: geordneter Peter (FPO): Herr Prasident. Genauso geplaudert wahrscheinlich wie heute 
Meme Damen und Herrenl Herr Bundeskanz- b' der Beant 0 tun d' ser dringlichen 
ler Dr. Kreisky erklärte heute bei der Beant- Ae\rage (Zusti:m~ng gund l~ronische Heiter­
wort.~n~ der. dringlich~~ .Anfrage, da~ ihm k~t bei FPO und OVP.) 
personIIch dIe VerpolIhslerung des offent-
lichen Lebens - und dazu gehört auch der Im lege Ihnen konkret die Frage vor 
unabhängige Rundfunk - in der Seele zu- _ zum Unterschied von Ihnen, der Sie heute 
wider sei. Diese Erklärung haben wir nicht sehr inkonkret von der Demokratisierung des 
nur heute aus dem Munde des Bundeskanz- ORF geredet haben -: Was paßt Ihnen 
lers erhalten, sie begleitet uns seit dem Tag,: innerhalb des ORF nicht? Wo liegen Ver­
an dem Dr. Kreisky die Verantwortung für: säumnisse vor? Wo liegt ein Versagen der 
diese sozialistische Minderheitsregierung, Geschäftsführung oder einzelner persönlich 
übernommen hat. 'Verantwortlicher des ORF vor? Nennen Sie 

Herr Bundeskanzlerl Sie pflichten mir bitte die Tatbestände I Nennen Sie die Ver­
sicher bei, wenn ich in Verfolgung dieses antwortlichen, aber enthalten Sie sich künftig 
Ihres Gedankens die Meinung vertrete, daß der Diffamierungen, die Sie in jüngster Zeit 
es bis zum Jahre 1966 in Osterreich einen dem ORF gegenüber betrieben haben. (Abg. 
durch einen "schwarz-roten Proporzfilter 0 f e n böe k: Der Kanzler soll sagen, welche 
berieselten Staatsbürger" gegeben hat, aber Abänderungsanträge er gestellt hall) 

24 
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Peter 
Aus diesem Grunde erlaube iCh mir. namens 

der Abgeordneten Peter. Glaser und Genossen 
dem Hohen Hause folgenden A n t rag vor­
zulegen: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der Bundeskanzler wird aufgefordert. 
alle Versuche unter dem Deckmantel einer 
"echten Demokratisierung des ORF" die 
durch das Rundfunkgesetz gewährleistete 
Unabhängigkeit des ORF einzuschränken. 
zu unterlassen. 

Unterbinden Sie diese Ihre Diffamierungen 
des ORF so lange. Herr Bundeskanzler. so­
lange Sie nicht in der Lage sind. konkrete 
Beweise anzutreten. 

Sie verlangen ein Mitbestimmungsrecht der 
ORF-Teilnehmer. Dann sagen Sie uns, wie 
Sie sich dieses Mitbestimmungsrecht konkret 
vorstellen. Sie verlangen ein Mitbestim­
mungsrecht der Mitarbeiter des ORF. Wir 
erbitten dazu konkrete Vorstellungen des 
Kanzlers des sozialistischen Minderheitskabi­
netts. Und Sie sprechen von einer "De-facto­
Kontrollosigkeit". (Allgemeine Unruhe. -
Präsident Dr. Mal eta gibt das Glocken­
zeichen.) Ja waren Sie denn in Ihrer Funk­
tion als Vorsitzender-Stellvertreter des Auf­
sichtsrates unfähig zu kontrollieren? In der 
Endkonsequenz ist die Haltung, die Sie ein­
genommen haben - verzeihen Sie -, eine 
solche. die man landläufig mit dem Schlag­
wort bezeichnen kann: Sie haben durch Ihre 
jüngsten Diffamierungen und Ihr Verhalten 
gegenüber dem ORF dem Dreck eine Wat­
schen gegeben. (Heiterkeit bei der OVP.) 

Man muß diesen Vorwurf auch an die 
anderen Mitglieder des Aufsichtsrates aus 

Ihnen fordern. daß Sie uns genauso wie den 
unabhängigen Journalisten und den Reprä­
sentanten des seinerzeitigen Rundfunk -Volks­
begehrens im Nationalrat Rede und Antwort 
stehen. Aus diesem Grunde haben wir Ihnen 
heute die dringliche Anfrage unterbreitet. 
Was Sie uns aber bisher gesagt haben, ist 
in keiner wie immer gearteten Weise zufrie­
denstellend. 

Dr. Kreisky ist außerhalb des Parlaments 
sehr redselig. sehr aktiv und verwendet For­
mulierungen, die sehr gefährlich sind. Doktor 
Kreisky benimmt sich innerhalb des Parla­
ments sehr inkonkret. Und Dr. Kreisky ist 
jetzt. was sein Verhalten gegenüber dem 
ORF anlangt, auf jene Diffamierungstour der 
sozialistischen Fraktion eingeschwenkt, die 
man seinerzeit dem Abgeordneten Pittermann 
so sehr verübelt hat, als er noch Vorsitzender 
der Sozialistischen Partei war. - Und das 
tut Dr. Kreisky als Hauptnutznießer der 
Unabhängigkeit der Berichterstattung durch 
den ORF in Osterreich, wie das Wahlergebnis 
bewiesen hat! 

Bedanken Sie sich doch bei der OVP für 
die Kapuzenmänner-Sendungen, die mit Hilfe 
des unabhängigen ORF ausgestrahlt wurden 
und die Ihnen in der Endkonsequenz großen 
Nutzen gebracht haben. Aber Sie, Herr Doktor 
Kreisky, müssen innerhalb des ORF Mißtrauen 
säen. Sie müssen Repräsentanten des ORF, 
ohne sie namentlich zu nennen, abwerten. Und 
Sie, Herr Dr. Kreisky, sind der Meinung - so 
scheint es mir -. daß die SPO-Politiker. so­
weit sie mit dem Aufsichtsrat des ORF befaßt 
sind, sich wohl außerhalb des Aufsichtsrates 
sehr aktiv gebärden, während sie im Auf­
sichtsrat sehr zurückhaltend sind. 

dem Kreise der Sozialistischen Partei richten. Schauen wir uns die Entscheidung an, Herr 
Warum nehmen Sie Ihre Kontrollfunktion Bundeskanzler. die im Zusammenhang mit 
nicht besser wahr? - Wir Freiheitlichen sit- Ihrer Nachfolge als Vorsitzender-Stellvertre­
zen mit einem Vertreter im Aufsichtsrat des ter des Aufsichtsrates von der Sozialistischen 
ORF. Unser Vertreter ist Rechtsanwalt Dok- Partei getroffen wurde. Uberprüfen wir. wie 
tor Broesigke. Er ist der Meinung, man findet, diese personelle Entscheidung mit jenem 
wenn man es versteht. die Kontrollmöglich- Kreisky-Postulat der Unabhängigkeit und der 
keiten anzuwenden. völlig das Auslangen, die Proporzfreiheit in Einklang steht. Es ist Ihnen 
Geschäftsführung ausreichend zu kontrollie- nichts Besseres eingefallen, als einen ehe­
ren, Mißstände aufzuzeigen - so welche vor- maligen Proporzdirektor zu Ihrem Nachfolger 
handen sind -, um sie dann auch abzustel- im Aufsichtsrat des ORF zu nominieren. (Abg. 
len. Ich empfehle daher den sozialistischen Ben ya: Jawohl, schon richtig! Der Mann 
Kollegen, im Aufsichtsrat mehr zu arbeiten versteht vom Rundfunk etwas! - Abg. 
und den ORF künftig weniger zu diffamie- W ei k h art: Er war nicht der Schlechteste! 
ren. Er versteht vom Rundfunk etwas!) Es ist nun -

Herr Bundeskanzler! Sie reden wieder vom einmal notwendig, daß man der österreichi­
Diskutieren. Wir Freiheitlichen schätzen die sehen Offentlichkeit diese Doppelzüngigkeit 
Diskussion an und für sich. Aber Sie diskutie- der Sozialistischen Partei und im besonderen 
ren schon wieder außerhalb des Parlaments. ihres Vorsitzenden Dr. Kreisky mit allem 
Wenn Ihnen als Regierungschef am ORF Nachdruck in Erinnerung ruft. 
etwas nicht in Ordnung erscheint, dann neh- Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky! Das sind 
men Sie bitte zur Kenntnis. daß wir frei- personelle Entscheidungen im Sinne der Pit­
heitlichen Abgeordneten unabdingbar von termann-Ära, wie sie seinerzeit beim Proporz-
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Pet er 

Rundfunk herbeigeführt worden sind. (Abg. 
A. Sc h lag e r: Und Dr. Pittermann mußte 
gehen!) Und der gleiche Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky, der den Proporzdirektor Füchsl 
in den unabhängigen ORF entsendet, redet 
andererseits von der Notwendigkeit der 
Demokratisierung des Rundfunks. Ich beziehe 
mich in diesem Zusammenhang auf die ein­
schlägige Aussendung der "Sozialistischen 
Korrespondenz" . 

Was letzten Endes die Haltung der sozia­
listischen Fraktion zum Rundfunkgesetz anbe­
langt, ist uns ja am 8. Juli 1966 von einer 
Reihe sozialistischer Sprecher viel Ungereim­
tes mit allem Nachdruck vor Augen geführt 
worden, was ja im stenographischen Proto­
koll festgehalten ist. 

Sie haben damals das Rundfunkgesetz, das 
den unabhängigen ORF geschaffen hat, als 
nicht föderalistisch bezeichnet. Sie haben er­
klärt, daß dieses Gesetz undemokratisch ist. 
Sie haben erklärt, daß dieses Gesetz die Politi­
sierung und Verpolitisierung des Rundfunks 
aufrechterhält. Und Sie haben durch Ihre 
offiziellen sozialistischen Sprecher im Jahre 
1966 erklärt, daß mit dem unabhängigen 
Rundfunkgesetz die Parteiherrschaft im Rund­
funk errichtet werden soll. Sie sprachen da­
mals - nicht Sie, Herr Dr. Kreisky, ad perso­
nam, sondern Ihre Redner der sozialistischen 
Fraktion - von der Errichtung des Partei­
monopols innerhalb des Rundfunks in Oster­
reich. 

Herr Bundeskanzler! Genau das Gegenteil 
ist in den letzten vier Jahren eingetreten. 
Auch Sie sollten sich einmal bequemen, das, 
was am Rundfunk gut ist, sachlich festzustel­
len. Dann wäre man geneigt und bereit, Ihrer 
Kritik, soweit sie berechtigt ist, nicht nur 
Glauben zu schenken, sondern dazu beizutra­
gen, daß allfällige durch Sie aufgezeigte Miß­
stände, so sie zu Recht bestehen, beseitigt 
werden. (Abg. A. Sc h 1 a ger: Das wäre aber 
vieles!) 

Die "Sozialistische Korrespondenz" führte 
uns am 13. Juni 1970 vor Augen, daß Sie 
die Aussprache mit den Initiatoren des Rund­
funk-Volksbegehrens und mit Einzelpersonen, 
die sich mit der Frage der Demokratisierung 
des Rundfunks beschäftigen, demnächst durch­
führen werden. Immer wieder tritt Herr Dok­
tor Kreisky die Flucht in die Offentlichkeit 
an, bevor er sich noch mit dem Parlament 
über so gravierende Fragen auseinanderge­
setzt hat. Und immer dann, wenn Probleme 
auftreten, erleben wir etwas sehr Interessan­
tes. Dann fliehen die sozialistischen Regie­
rungsmitglieder in eine stereotype Formel 
und sagen: Die Oppositionsparteien tragen 
die Verantwortung! 

Stellen Sie sich dem Nationalrat, Herr Bun­
deskanzler! Diskutieren wir die Probleme in 
diesem Nationalrat aus und führen wir auf 
diese Art und Weise eine Lösung offener 
Probleme herbei. 

Nirgendwo ist in diesem Hohen Hause in 
den abgelaufenen vier Jahren von einem 
Sprecher der sozialistischen Fraktion aner­
kannt worden, was in diesem kurzen Zeit­
raum durch das Massenmedium ORF geleistet 
wurde. Diese Leistung hat weit über die 
Grenzen Osterreichs hinaus Anerkennung ge­
funden. Aber von sozialistischer Seite muß 
unterschwellig diffamiert werden, damit eine 
österreichische Institution wie der ORF in 
ihrem Ansehen in Zweifel gezogen wird. 

Herr Bundeskanzler! Nun nennen Sie mir 
bitte die konkreten Anlässe, die für Ihre 
Erklärung im Auditorium maximum aus­
schlaggebend gewesen sind. Was hat sich 
ereignet? Was haben Sie zu inkriminieren? 
Was wollen Sie im ORF abgestellt wissen? 

Wenn Sie das nicht tun, Herr Bundeskanz­
ler, besteht der Eindruck, daß sich bei Ihnen 
persönlich gegenüber dem Weiterbestand 
eines unabhängigen Rundfunks ein Sinnes­
wandel ergeben hat, der meines Erachtens 
durch nichts begründet ist. 

Beinahe könnte man annehmen, daß die 
sozialistische Fraktion in der Frage des ORF 
einer Schizophrenie, einem Spaltungsirresein, 
unterliegt. Auf der einen Seite wird hier im 
Parlament gegenüber dem ORF verteufelt, und 
auf der anderen Seite weiß man sich von 
roter Seite sehr wohl der Vorteile des ORF 
zu bedienen. Ich schlage vor, daß sich die 
Sozialistische Partei endlich gegenüber dem 
ORF zu einer Chancen- und Waffengleichheit 
entschließt, die man, Herr Bundeskanzler, in 
der Diskussion mit den Oppositionsfraktionen 
in der Form herbeiführen könnte, daß man 
eine Bestandsaufnahme macht, und zwar zu­
erst eine Bestandsaufnahme innerhalb der 
Sozialistischen Partei zum Thema ORF. Denn 
bevor Sie nicht im eigenen Haus Ordnung 
haben, werden Sie in keinen Gedankenaus­
tausch mit den Oppositions fr aktionen eintre­
ten können. 

Herr Dr. Kreisky! Wie halten Sie es nun? 
Besteht das Pittermann-Erbe noch? Teilen Sie 
die im Pittermann-Erbe gegenüber dem Rund­
funk festgelegten Auffassungen? Liegen Sie 
auf der parteioffiziellen Linie der sozialisti­
schen Fraktion vom 8. Juli 1966? Ich möchte 
diese Linie als die Pittermann-Czernetz-Win­
ter-Linie bezeichnen. Sie ist den zu diesem 
Zeitpunkt im Haus gewesenen Abgeordneten 
hinlänglich bekannt und braucht nicht näher 
charakterisiert zu werden. Geben Sie uns auf 
Grund dieser innerparteilichen Bestandsauf-
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nahme schließlich Auskunft, ob und wo Sie, 
Herr Dr. Kreisky, nicht nur als Parteivorsit­
zender, sondern auch als Bundeskanzler ad 
personam dieses Pittermann-Erbe gegenüber 
dem Rundfunk anzutreten gewillt sind (Abg. 
Dr. Pi t t e r man n: Ich lebe ja noch/ - Ruf 
bei der avp: Aber nicht mehr lange!) bezie­
hungsweise wo Sie es für notwendig erach­
ten, sich von diesem Pittermann-Rundfunk­
Erbe vom heutigen SPO-Standpunkt aus zu 
distanzieren. Und erst dann, wenn Sie diese 
Bestandsaufnahme innerhalb Ihrer Partei ab­
geschlossen haben, verfügen Sie über eine 
Gesprächsgrundlage mit den anderen Frak­
tionen. 

Aber es geht nicht, Herr Bundeskanzler, 
daß die Repräsentanten der drei im Haus 
befindlichen Parteien vor dem Wahltag vom 
ORF konsultiert und interviewt werden zu 
der Frage: "Wie hältst du's mit dem Rund­
funkgesetz nach dem Wahltag?" , und daß 
Herr Dr. Withalm, meine Wenigkeit und 
Herr Dr. Kreisky sozusagen eine Bestätigung 
dessen erteilen, was 1966 mit der Mehrheit 
dieses Hohen Hauses gesetzlich statuiert 
wurde, und nach dem Wahltag geht Herr 
Dr. Kreisky her und nimmt eine völlig geän­
derte Haltung ein. Sie können die Richtig­
keit dieses Vorwurfes in Ihrem eigenen Inter­
view nachprüfen, das Sie am 20. Februar die­
ses Jahres getrennt, aber am gleichen Tag, 
mit Herrn Dr. Withalm und meiner Wenig­
keit Herrn Kreuzer vom ORF erteilt haben. 

Gerade das ist es, Herr Bundeskanzler, was 
mir bei aller Wertschätzung Ihrer Person an 
Ihrem Verhalten nicht behagt. Sie verstehen 
eines meisterhaft - der Herr Abgeordnete 
Glaser hat es bereits zum Ausdruck ge­
bracht -: Sie verstehen es, nicht oder fast 
nicht zu regieren, um dafür mit den Ver­
tretern der Massenmedien sehr interessante, 
sehr intelligente und sehr gescheite Gespräche 
zu führen, die Ihnen sicherlich bis zur Stunde 
von großem Nutzen waren. Allmählich kommt 
aber der Zeitpunkt, Herr Bundeskanzler, wo 
Sie mit Ihrer Regierungsarbeit beginnen soll­
ten! (Beifall bei FPO und OVP.) 

Ich habe gestern mit großer Aufmerksam­
keit das Interview mit Ihnen im Anschluß 
an die Ministerratssitzung im Mittagsjournal 
verfolgt. Bei der OVP-Alleinregierung hat das 
entweder der Herr Neisser oder der Herr 
Pisa besorgt. Am Anfang des sozialistisdlen 
Minderheitskabinetts besorgte das noch Herr 
Staatssekretär Veselsky. In neuester Zeit 
kommentiert der Bundeskanzler selber Inhalt 
und Verlauf der Ministerratssitzungen. (Abg. 
G rat z: Das ist heute früh schon im IIVolks­
blatt" gestanden!) Das lese ich nicht, Herr 
Gratz! 

Dabei ist mir gestern folgendes aufgefal­
len: Wenn der Regierungschef der österrei­
chischen Offentlichkeit nichts anderes darzu­
bieten hat, als mitzuteilen -.:.... ich bin sofort 
fertig, Herr Präsident I -, daß nunmehr ~lie 

Gemeinde Wien Telephonanschlüsse dem 
Bund vorfinanzieren muß und daß auch einige 
Waggons für die Schnellbahn auf diesem 
Weg vorfinanziert werden müssen, dann ist 
das sehr wenig. 

Daher fordern wir Freiheitlichen, Herr Bun­
deskanzler - unter dem Motto, Ihnen eine 
Chance zu geben, damit Sie zeigen können, 
was Sie vermögen, damit Sie aber auch zei­
gen können, was Sie nicht können -, daß 
Sie endlich mit Ihrer Arbeit beginnen! (Bei­
fall bei FPO und OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Herr Abgeordneter 
Peter! Sie haben den Entschließungsantrag 
übersehen. (Abg. Pet e r: Der wurde verlesen 
und ist eingebracht worden, Herr Präsidentf) 
Ist er verlesen worden am Anfang? - Geht 
in Ordnung. Er ist genügend unterstützt und 
steht daher mit zur Verhandlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet hat sich 
der Abgeordnete Luptowits. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Luptowits (SPO): Hohes Haus I 
Geschätzte Damen und Herren! Die Frage der 
Massenmedien und vor allem die Frage Hör­
funk und Fernsehen hat in diesem Hause oft­
mals die Leidenschaften hochgehen lassen. Nun 
bin ich der Meinung, daß man die Fragen der 
Massenmedien weniger mit Emotion, sondern 
mehr mit Ratio beleuchten und auch diskutie­
ren sollte - wobei man natürlich dann darauf­
kommen wird, daß die unterschiedlichen Auf­
fassungen klarerweise hervorgekehrt werden. 
Dann versucht man auf Grund von Uberlegun­
gen, verstandesmäßigen Uberlegungen, hier zu 
einem Schluß zu kommen, entweder einstim­
mig oder mehrstimmig, beziehungsweise man 
wird eben einfach überstimmt. 

Ich glaube, daß das, was der Herr Abge­
ordnete Peter hier gemeint hat, nämlich daß 
sich der Herr Bundeskanzler an die Offent­
lichkeit wende, doch eine Selbstverständlich­
keit für den Politiker, noch dazu für den Re­
gierungschef ist. Er muß und soll doch seine 
Politik einer breiteren Offentlichkeit transpa­
rent machen - wenn ich seinen häufig ge­
brauchten Ausdruck verwenden darL-, um 
iluf diese Art und Weise den Graben zwischen 
den Politikern, der Politik und den Menschen, 
der Bevölkerung - der ja immer von den 
Medien so kritisiert wird -, zu überspringen. 
Jetzt versucht der Herr Bundeskanzler, diesen 
Graben in hervorragender Weise zu über­
springen. Jetzt kommt die Opposition und 
kritisiert diese Tätigkeit des Herrn Bundes-
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kanzlers. (Abg. S u p pan: Soll schauen, daß 
er nicht hineinfällt!) Man weiß also wirklidl 
nicht, wie man es allen Menschen in diesem 
Hause und in diesem Staate recht madlen 
könnte. 

Aber nun doch etwas zur Legende dieser 
rlringlimen Anfrage. Wir haben gehört, daß 
also die FPO die Absicht hatte, diese dringlime 
Anfrage hier im Hause einzubringen. Nom 
vor wenigen Stunden hat es geheißen, die 
OVP habe nicht die Absicht, diese dringlid1~ 
Anfrage zu unterstützen. Zehn oder fünfzehn 
Minuten vor Schluß der ersten Sitzung hieß es 
dann ... (Abg. S u pp an: Wer hat Ihnen das 
gesagt?) Na ja, es gibt da bestimmte Kanäle 1 
Vielleicht ist die Annahme falsch, aber Ihre 
Reaktion, Kollege Suppan, beweist, daß doch 
etwas daran ist. (Abg. GI ase r: Das war wie­
der ein Kreisky-Kanal! Hat wieder nicht ge­
stimmtl) Nein, Herr Glaserl Meine Informa­
tionen müssen nicht von dort stammen. Auf 
keinen FaUl Spielt auch gar keine Rolle. 

Jedenfalls wurde die Anfrage eingebracht. 
Aber es ist wohl erstmalig, daß zehn Minuten 
vorher noch niemand weiß, worum es geht, 
und daß die Abgeordneten nicht wissen, wie 
die dringliche Anfrage aussieht. Es war bis 
jetzt immer Brauch - ich sage nicht, daß es 
sein muß, aber es war Brauch -, daß die 
Klubs untereinander diese dringlichen Anfra­
gen ausgetauscht haben, wenn sie eingebracht 
wurden. Wir saßen da auf der Bank und 
wußten nicht, worum es geht. Ich bitte doch: 
Wenn wir schon in diesem Hause agieren sol­
len und wollen, dann sollten wir uns in Hin­
kunft doch vielleicht an dieses stillschwei­
gende Ubereinkommen halten. 

Ich kann mir doch nicht vorstellen, daß sich 
die OVP das im letzten Augenblick überlegt 
hat, denn sonst müßte man annehmen, die 
Debatte über die Witwenpensionen sei viel­
leicht der OVP so in die Glieder gefahren, 
daß sie sich nun vorgenommen hat, uns, der 
Regierungspartei, eines am Zeug zu flicken. 
Aber das ist nicht die passende Form, so meine 
ich, und auch nicht das Medium, das sich dazu 
eignet. 

Was heißt das also, wenn der Kollege Glaser 
hier gemeint hat: Der Herr Bundeskanzler 
redet um den Brei heruml? (Abg. GI ase r: 
No na!) Mein lieber Kollege Glaserl Wenn Sie 
jetzt sagen: ohne Inhalt I, so gilt das für Sie, 
aber für die breite Offentlichkeit ist das eine 
Aussage, ist das eine interessante Facette der 
innerösterreichischen Politik 1 Es ist das gute 
Recht des Herrn Glaser, zu sagen: Für mich 
bedeutet das nichts, das ist ein Herumreden 
um den Brei! - Man sieht eben daraus, wie 
subjektiv all die Dinge auf dieser Erde und 
diese Aussagen sind. 

Der Herr Kollege Glaser sagt: "das demo­
kratischeste Gesetz ... " Diese Steigerungs­
stufe habe ich noch nie gehört. Ich weiß nicht, 
ob es ein Gesetz gibt, das nicht auf demokra­
tische Art und Weise hier in diesem Hause 
zustandegekommen ist. Ich müßte also auch 
hier sagen: Herr Kollege Glaser, das ist doch 
auch ein Reden oder, noch besser gesagt, ein 
Quatsch, ein Unsinn. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Schauen Sie, Herr Kollege Glaser: Ich 
verwende die Ausdrücke, von denen ich 
glaube, daß ich sie jederzeit zu verantworten 
und auch zu wiederholen in der Lage bin, in 
jedem Gremium, nicht nur hier. (Beifall bei 
der SPO.) 

Zu den Problemen der Berichterstattung: 
Natürlim kann man im ORF, im Hörfunk und 
vor allem natürlich im Fernsehen - das ist 
ein ganz gefährlimes Medium; wir alle sind 
uns dessen vielleicht gar nimt bewußt, wie 
gefährlich es ist - vom Bild her und vom 
Wort her, ohne daß es manmmal gewollt 
ist, schon manipulieren. 

Ich habe oftmals - jetzt komme ich auf 
die Ausführungen des Abgeordneten Peter 
zurück - im Aufsichtsrat diese Fragen zur 
Sprache gebracht. Es ist nicht so, daß wir 
dort wie Hampelmänner sitzen und die Hand 
aufheben oder nicht aufheben, sondern - das 
werden die Kollegen der OVP und die 
anderen Mitglieder des Aufsichtsrates be­
stätigen - daß wir dort oftmals hart auf­
einanderprallen mit unseren Meinungen, aber 
die Möglichkeiten des Aufsichtsrates sind 
natürlich doch begrenzt durch das Gesetz, das 
Sie mit Mehrheit beschlossen haben. 

Im war doch damals in dem Sonderaus­
schuß drinnen, und wir haben doch eindring­
lim gewarnt und haben Verbesserungsvor­
schläge gemacht. Aber Sie waren damals nicht 
gewillt, darauf einzugehen. Ich erinnere mim 
an die übermütige Aussage des Herrn Fiedler, 
der gesagt hat: Das werden wir glatt und 
schnell über die Bühne bringen, da können 
Sie machen, was Sie wollen. Das war damals 
Demokratie, praktizierte _Demokratie Marke 
"OVP". Meine Damen und Herren! Das sind 
die Erscheinungen. Und jetzt sich herstellen 
und sozusagen als Apostel, als Verteidiger 
der pemokratie sich aufspielen - Herr 
Kollege Glaser, diese Rolle steht Ihnen nicht 
ganz zu, paßt nicht zu Ihrem Kleid. Vielleicht 
sollte man alle die Dinge, die Sie hier gesagt 
haben, wirklich überdenken. 

Ich bin für eine offene, klare Diskussion, 
und ich war es, Herr Kollege Glaser, der 
im Aufsimtsrat gesagt hat: Die Kommentare 
des Herrn Dalma halte ich im Interesse der 
Neutralität unseres Staates für gefährlim 
(Abg. H.O I I: Eine Schande für österreich!), 
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und ich war es, der erst vor wenigen Tagen 
dem Generalintendanten Bacher etwas über 
eine Sendung in die Hand gedrückt hat, von 
der er mir nachher gesagt hat: Das ist unver­
antwortlich, das ist skandalös, ich werde den 
Betreffenden zur Verantwortung ziehen! 

Meine Damen und Herren! Wir nützen die 
Möglichkeiten, aber wir können nur die Mög­
lichkeiten nützen, die uns die Geschäfts­
ordnung, die uns das Gesetz und das 
Ges. m. b. H.-Gesetz bieten. Außerhalb dieser 
Möglichkeiten haben wir keine Chance, im 
Aufsichtsrat die Dinge zu tun. (Abg. 0 f e n­
bö c k: Was wollen Sie denn ändern?) Das 
werde ich Ihnen gleich sagen, Herr Kollege. 
Ich werde Ihnen einige konkrete Vorschläge 
bringen, weil Sie sie ja verlangen. 

Es wurde hier gesagt, man solle die Dinge 
nicht dauernd kritisieren, sie nicht in den 
Blickpunkt der Offentlichkeit stellen. Natürlich 
soll man das! Jede gesellschaftliche Einrich­
tung sollte man immer wieder überprüfen: 
Stimmt sie noch? Stimmen noch die Voraus­
setzungen, stimmen die Prämissen, unter 
denen das Gesetz zustande gekommen ist? 
Die gesellschaftliche Entwicklung und die 
technische Entwicklung gehen noch immer 
weiter, und man muß doch alles immer wieder 
aufs neue überprüfen und - ich bin der­
jenige, der das auch hier schon oft gesagt 
hat - kritisch in Frage stellen. Dazu sind 
wir doch da! Ich glaube, die Aufgabe des 
Intellektuellen (Abg. S tau d i n ger: 
Freie Berichterstattung!) Herr Kollege! Ich 
werde Ihnen auch dazu etwas sagen: Auch 
eine freie Berichterstattung wird natürlich 
immer nach einer Seite neigen, nämlich nach 
der des Betreffenden, der das gesehen und 
der das gehört hat. Es sind nicht alle damit 
einverstanden. Aber ich bin für die Ausge­
wogenheit der verschiedenen Meinungen, und 
ich war derjenige, der hier gesagt hat, daß 
man sich im Rundfunk bemüht, eine Ausge­
wogenheit herzustellen. Das gelingt natürlich 
nicht immer. Es gibt dort auch noch Menscc.en 
- ich habe einen Namen schon genannt -, 
von denen wir glauben, daß diese Ausge­
wogenheit der Meinung nicht vorhanden ist. 
Das habe ich schon einmal hier in diesem 
Haus gesagt und habe es auch im Aufsichtsrat 
einige Male zur Sprache gebracht. (Abg. 
S tau d i n ger: Es ist zum Schreien!) 

Dem Kollegen Peter möchte ich sagen: Der 
Kollege Broesigke sitzt mit mir an einem 
Tisch im Aufsichtsrat. Der Herr Kollege 
Broesigke tut dort genau das, was auch wir 
tunj und wofür uns das Rundfunkgesetz, die 
Geschäftsordnung und das Ges. m. b. H.-Ge­
setz die Möglichkeit bieten. Kollege Broesigke 
vertritt natürlich seine Meinung, seine Auffas-

sung, und wir haben oftmals schon gegen ihn 
gestimmt oder er gegen uns. Aber das ist 
doch selbstverständlich, denn so soll ja eine 
Meinungsbildung in einem Arbeitsgremium 
vor sich gehen. 

Aber jetzt müssen wir doch zwischen dem 
unterscheiden, was die Initiatoren des Volks­
begehrens wollten, und dem, was Sie aus dem 
Volksbegehren gemacht haben. (Abg. S t a u­
d i n ger: Und dem, was Sie wollten!) Ich 
zitiere nur zwei Dinge, damit Sie wissen, 
was das Volksbegehren verlangt hat: 

"Artikel 2 ... Die Republik Osterreich 
gewährleistet der Gesellschaft und den von 
ihr beschäftigten Personen Unabhängigkeit 
und Eigenverantwortlichkeit bei der Aus­
übung der ihnen durch dieses Bundesgesetz 
übertragenen Funktionen." 

"Artikel 5. Sorgfaltspflicht ... Die für die 
Information jeweils verantwortlichen journa­
listischen Dienstnehmer der Gesellschaft 
haben alle Informationen vor ihrer Verbrei­
tung mit Sorgfalt auf ihren Wahrheitsgehalt 
zu prüfen." 

Meine Damen und Herren! Das ist zum 
Beispiel solch ein Punkt, der nicht im Gesetz 
enthalten ist, aber wohl von den Initiatoren 
des Volksbegehrens verlangt wurde. Sie 
sehen schon, daß viele Vorstellungen, die die 
Initiatoren des Volksbegehrens gehegt haben, 
von Ihnen sozusagen nicht ins Gesetz mit­
hineinverwoben werden konnten. 

Ich bin der Meinung, daß der Staat dafür 
zu sorgen hat, daß die Massenmedien ihre 
Pflichten innerhalb der Gesellschaft erfüllen. 
Und ich bin sogar der Meinung, daß die 
Freiheitssphäre der Massenmedien nur dort 
eingeschränkt werden soll, wo es der Schutz 
des einzelnen erfordert. (Zwischenruf des Abg. 
S tau d i n ger.) Warten Sie einen Augen­
blick, ich komme gleich darauf. Hören Sie 
den nächsten Satz an, dann werden Sie 
vielleicht nicht so vorlaut sein. (Gelächter bei 
der OVP.) Ja, man muß sich eben bestimmte 
Dinge anhören. Das Schwierigste in der 
Demokratie ist ja das Zuhörenkönnen. Das 
ist das Schwierigste, und man muß das Zu­
hören halt auch lernen und üben. (Beifall 
bei der SPtJ.) 

Es steht dort weiter: 
"Dies sollte durch autonome Selbstkontrolle 

der in den Massenmedien Tätigen unter 
geeigneter Mitwirkung der Offentlichkeit er­
reicht werden." 

Das ist es, was wir wollen, nämlich daß der 
Schutz des einzelnen, sowohl des im Betrieb 
Beschäftigten als auch desjenigen, der in der 
Offentlichkeit tätig ist, besser gewährleistet 
ist. 
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Ich habe mit einIgen Angehörigen des 

Betriebes über diese Frage sehr viel ge­
sprochen. Sie sind auch der Meinung, daß 
man eine Art Selbstkontrolle der in den 
Massenmedien Tätigen schafft, ähnlich wie es 
der Presserat ist - es gibt ja eine solche 
Einrichtung -, wo man sich zusammensetzt, 
um bestimmte Erscheinungen im Pressewesen, 
die nicht erfreulich sind, gemeinsam zu 
besprechen. Natürlidl kann man keine Sank­
tionen fällen, aber eine ähnliche Einrichtung 
könnten wir uns recht gut vorstellen. 

Es wären noch einige andere Dinge zu 
erwähnen, aber ich muß mich auf die fest­
gelegte Zeit beschränken. Im Gesetz ist zum 
Beispiel etwas enthalten, was nicht ganz 
unseren Vorstellungen entspricht. Zum Bei­
spiel fehlt hinsichtlich des Intendantur­
prinzips eine genaue Kompetenzabgrenzung 
der Geschäftsbereiche. Es ist zwar etwas ent­
halten, aber wir Sozialisten stellen uns vor, 
daß die Geschäftsbereiche, die Kompetenz­
bereiche genauer abzugrenzen wären und der 
Grundsatz kollegialer Führung - das ist das, 
was sich auch die Bediensteten der Medien 
vorstellen - zum Durchbruch kommen sollte. 
Das ist Demokratisierung. Es soll niemand 
glauben, daß das wie ein Deus ex machina 
von oben heruntergeholt werden soll, sondern 
aus den realen Gegebenheiten soll das 
Optimum herausgeholt werden, weil das 
Maximum herauszuholen ja nicht möglich ist. 
(Der Prä s i den t übernimmt wieder den 
Vorsitz.) 

Noch etwas sollte man dazu sagen. Unser 
Bundeskanzler hat bereits von der Mitbestim­
mung gesprochen. Das ist doch eine Frage, 
die nicht erst heute geboren wurde. Die 
gesellschaftspolitische Entwicklung geht eben 
in die Richtung, daß die Menschen Anteil 
an all dem haben sollen, wo sie mittätig 
sind. Ob sie mit dem Körper oder mit dem 
Geist mitarbeiten - sie sollen die Möglich­
keit haben, ihre Meinung zu äußern. Hier 
glaube ich - das war auch unsere Vorstel­
luna . - an eine effektive Formierung eines 
Programmbeirates, weil es ja um das Pro­
gramm geht. Ich weiß, daß es einmal schon 
einen Programmbeirat gab. Wir haben im 
Aufsichtsrat sogar einen Programmausschuß 
konstituiert. Aber die Möglichkeiten, hier 
einzugreifen, sind sehr, sehr schmal. Ich kann 
dem Generalintendanten oder dem Programm­
direktor von Hörfunk und Fernsehen nur 
sagen: Passen Sie auf: Was letztes Mal war, 
war schlecht, das sollte man nicht machen. 
- Das ist alles, war wir machen können. 

Man sollte also auch hier zusammen mit 
den Bediensteten, mit der Geschäftsführung 
und mit den Vertretern der politischen 

Parteien eine Form der Mitbestimmung fin­
den, die diesem Medium gerecht wird, die 
aber auch den Vorstellungen der Gesellschaft 
entspricht. 

Ich glaube, es wird notwendig sein, daß 
man diese Fragen immer wieder aufs neue 
stellt und überprüft. Was der Herr Bundes­
kanzler im Auditorium maximum gesagt hat, 
ist doch nur erfreulich. Er hat der nachrücken­
den Generation gesagt: Uberprüft, stellt in 
Frage und bringt eure eigenen Vorstellungen 
zum Durchbruch. 

\Nenn wir alle, die dazu befähigt sind, auf­
rufen, diese Vorstellungen zu verwirklichen, 
zu artikulieren, dann wird auch hier in diesem 
Hause weniger Emotion, aber mehr Ratio 
herrschen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Kranzlmayr das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (OVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Hohes 
Haus! Anscheinend haben die Feststellungen 
des Herrn Bundeskanzlers vom 8. Juni dieses 
Jahres im Auditorium maximum bei einigen 
Verwunderung ausgelöst. Ich glaube, daß der 
8. Juni vielleicht den Herrn Bundeskanzler, 
den Herrn Vorsitzenden der Sozialistischen 
Partei, auch deshalb zu diesen Äußerungen 
veranlaßt hat, weil ja wenige Tage später 
der sozialistische Parteitag stattgefunden hat 
und das jedenfalls ein ganz netter Auftakt 
gewesen zu sein scheint, zumindest hat er 
es geglaubt. 

Aber die Feststellungen des Herrn Bundes­
kanzlers Kreisky sind meiner Meinung nach 
nur eine konsequente Fortführung der 
sozialistischen Rundfunkpolitik seit dem Jahre 
1966. Denn wer das Rundfunkvolksbegehren 
als das Machwerk einer präpotenten Journaille 
denunzierte - ich erinnere, es war der 
sozialistische Abgeordnete Dr. Winter, der in 
diesem Haus diesen Ausdruck gebraucht hat 
-, bei dem wundert es mich -, verehrter 
Herr Bundeskanzler, Sie haben damals nicht 
dagegen protestiert, Sie haben auch diesen 
Ausdruck nicht zurückgenommen -, daß er 
sich nun, wie Sie gerade vorhin gesagt haben, 
mit dieser präpotenten Journaille zusammen­
setzen will, um mit ihr zu diskutieren. Das 
wundert mich wirklich sehr. (Beifall bei der 
OVP.) 

Wer im Parlament gegen das Rundfunk­
gesetz stimmte, wer vom ersten Tag an gegen 
die Verwirklichung der Rundfunkreform 
polemisierte, wer alle Möglichkeiten versucht, 
wer auch jetzt wieder versucht, parteipoliti­
schen Einfluß auf Radio und Fernsehen wieder-
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herzustellen, bei dem darf man sich nicht bewahrt und haben niemals - niemals! -
wundern, daß er solche Feststellungen trifft, eine parteipolitische Aktion im Aufsichtsrat 
wie Sie sie, Herr Bundeskanzler, am 8. Juni, entfacht. Es ist Herr Ministerialrat Dr. Kriegl, 
wenige Tage vor dem sozialistischen Partei- der hier für die Vertretung der Kirche im 
tag, im Auditorium maximum getroffen haben. Aufsichtsrat sitzt, es ist Herr Professor Doktor 
Mich hat es nur überrascht, verehrter Herr Speiser, der hier für die Volksbildung im 
Bundeskanzler, daß Sie selbst nun die Maske Aufsichtsrat sitzt, es ist Universitätsprofessor 
des Biedermannes haben fallen lassen und Dr. Zacherl, der für die Wissenschaft im Auf­
offensichtlich die Rolle übernommen haben sichtsrat sitzt, es ist der Herr Kommerzialrat 
oder vielleicht übernehmen mußten, die bisher Marousek, der den Sport im Aufsichtsrat ver­
Herr Vizekanzler a. D. Dr. Pittermann immer tritt, und letzten Endes Herr Professor Henz, 
gespielt hat. (Abg. K 0 n i r: Welche Rolle der hier die Kunst vertritt. (Zwischenrufe.) 
spielen Sie jetzt, Herr Staatsanwalt?) Ich habe Meine Damen und Herren! Sehen Sie, das 
die Rolle - Sie werden gleich daraufkom- ist schon wieder eine Unterschiebung. (Abg. 
men -, hier einiges klarzustellen, eInIges zu Dr. Bau e r: Ein bisseTl was bleibt immer 
verteidigen. (Abg. Ho r r: Die Rolle des hängen!) Das ist so, wie mir einmal einer 
nervösen Mannes!) gesagt hat: Ja, ein bißchen was bleibt hängen. 

Ich möchte nochmals sagen, obwohl von (Zwischenrufe.) 
den Vorrednern - natürlich mit Ausnahme Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
des sozialistischen Redners - schon gesagt Ich möchte damit sagen: Wenn Sie einem 
wurde, daß in der jüngsten Deklaration des ehrenwerten Mann, der eine partei politische 
Herrn Bundeskanzlers eine ganze Reihe von Gesinnung hat, unterschieben, daß er diese 
Unrichtigkeiten und Verdrehungen vorhanden mißbraucht, dann ist das eine Verleumdung; 
waren, ich möchte, Herr Bundeskanzler, noch- denn das müssen Sie erst beweisen. (Beifall 
mals mit aller Deutlichkeit feststellen, daß im bei der OVP.) 
Jahre 1967 das Rundfunkgesetz nicht nur mit Ich darf Sie fragen: Wie sind denn diese 
den Stimmen der Mehrheit in diesem Hause fünf ehrenwerten Herren in den Aufsichtsrat 
beschlossen wurde, sondern daß die Mehrheit entsandt worden? Wer hat sie denn vorge­
dieses Hauses - das haben Sie in den letzten schlagen? Der Kunstsenat hat einen Dreier­
Tagen sowohl vom Bundesparteiobmann der vorschlag gemacht, der Dachverband der 
Freiheitlichen Partei als auch von unserem Sportverbände hat einen Vorschlag gemacht, 
Parteiobmann unmißverständlich erklärt be- die Rektorenkonferenz hat einen Vorschlag 
kommen - zu diesem Gesetz steht und sich gemacht, der Dachverband der Volksbildung 
durch nichts davon abbringen läßt, es zu ver- hat einen Vorschlag gemacht, Dreiervorschläge 
teidigen, wenn Sie auch versuchen, durch alle sind gemacht worden, und dazu darf idl fest­
möglichen Verdrehungen vielleicht zu etwas stellen: Sehen Sie, da ist der Unterschied. 
zu kommen, das vielleicht doch irgendwie Der Herr Justizminister Dr. Broda weigert 
einen Einbruch in dieses Gesetz erlauben sich zum Beispiel, den Richtern ein Gesetz 
würde. zu geben, wonach er an die Dreiervorschläge 

Ich möchte jetzt als Vorsitzender des Auf- gebunden wäre. Und weil jetzt aus Dreier­
sichtsrates der Osterreichischen Rundfunk- vorschlägen eine Auswahl getroffen wurde, 
gesellschaft eine Feststellung treffen: Sie, Herr nennen Sie das undemokratisch. (Zwischenruf 
Dr. Kreisky, haben das gegenwärtige System des Abg. H 0 r r.) 
ein S~'stem der Kontrollosigkeit genannt. Ich Lieber Kollege Horrl Ich bin überzeugt, 
möchte sagen, daß dieses System in allen wenn diese fünf Vertreter alle der Sozialisti­
Aktiengesellschaften, in allen Ges. m. b. H. schen Partei angehörten, dann hätten Sie nie 
vorhanden ist. Andere Formen der Kontrolle etwas davon gesagt, daß es sich nicht um 
- auch das wurde schon gesagt - sind in parteiunabhängige Vertreter handelt. (Beifall 
den Volksdemokratien vorhanden. bei der OVP. - Ruf bei der SPO: Sie aber 

Was mir besonders aufgefallen ist und 
weshalb ich mich hauptsächlich zum Wort 
gemeldet habe, ist, daß Sie den fünf Mit­
gliedern des Aufsichtsrates, die sich hier nicht 
verteidigen können, ein parteipolitisches 
Handeln im Aufsichtsrat zugemutet und unter­
schoben haben. Es sind ehrenwerte Männer, 
die in den Aufsichtsrat entsandt wurden für 
die fünf Sparten. die vom Bundesministerium 
für Unterricht ernannt werden. Sie haben sich 
seit eh und je eine parteiunabhängige Stellung 

auch nichtJ) 

Ich möchte Ihnen aber auch noch etwas 
sagen: Sie haben nicht nur hier diese fünf 
ehrenwerten Persönlichkei ten verleumdet, 
sondern letzten Endes auch die Vertretung 
der Betriebsangehörigen im Aufsichtsrat, die 
durch zwei Betriebsratsobmänner repräsentiert 
wird, verleumdet. (Abg. Wo d i c a: Wer hat 
verleumdet, Herr Kollege Kranzlmayr? Das 
ist unerhört!) Auch diese haben seit eh und 
je nach bestem Wissen und Gewissen ihre 
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Pflicht im Aufsichtsrat erfüllt, ohne Rückskht, 
ob es sich um parteipolitische Vorteile ge­
handelt hat oder nicht. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich war Zeuge 
(Ruf bei der SPö: Und wir sind Zeugen, was 
Sie jetzt gesagt haben!), als der Herr Bundes­
kanzler einen Betriebsratsobmann, der im 
Aufsichtsrat sitzt, nicht sehr fein behandelt 
hat, weil er eben nach seinem Wissen und 
nach seinem Gewissen eine Abstimmung ge­
tätigt hat. (Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: 
Wann?) Wann das gewesen ist? Das war, 
als wir die Aufsichtsratsitzung im Lokal VIII 
gehabt haben. Fragen Sie ihn selbst! Es war 
vor Weihnachten des letzten Jahres. (Ruf bei 
der SPö: Das ist eine Unterschiebung! -
Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: Das ist eine 
Unwahrheitf) Nein, das ist nicht die Unwahr­
heit, Sie können ihn selbst fragen. 

Meine Damen und Herren! Niemals, seitdem 
ich im Aufsichtsrat sitze, ist weder mir als 
Vorsitzendem noch sonst dem gesamten Auf­
sichtsrat von irgend jemandem der Vorwurf 
gemacht worden, daß wir unsere Pflicht, wie 
es das Ges. m. b. H.-Gesetz, wie es die 
Geschäftsordnung vorschreibt und wie es im 
Gesellschaftervertrag vorgesehen ist, nicht er­
füllt hätten. Wieso jetzt gerade? 

Mein Kollege Glaser hat schon gesagt, daß 
der Herr Bundeskanzler in seiner Eigenschaft 
als mein Vertreter mehrmals Gelegenheit 
gehabt hätte, gegen die Institution Sachliches 
vorzubringen. Seien Sie überzeugt, wir wären 
auch im Aufsichtsrat darangegangen, zu unter­
suchen, ob die Anregungen, die Beschwerden 
irgendwie Anlaß zu einer Untersuchung ge­
geben hätten. Aber niemals ist etwas davon 
gesprochen worden. Ich komme von dem Ver­
dacht nicht los, daß doch der Versuch unter­
nommen wird, wieder mehr politischen Ein­
fluß auf unseren Rundfunk zu gewinnen. (Ruf 
bei der SPO: Ja, von Ihrer Seite!) 

Auch darf ich Ihnen sagen, daß die bereits 
zweimal gemachten Drohungen des Herrn 
Bundeskanzlers uns nicht erschüttern können, 
nämlich daß er, wenn er im Osterreichischen 
Rundfunk und Fernsehen nicht entsprechend 
zu Wort kommt und gewürdigt wird, sich an 
eine ausländische Rundfunk- und Fernseh­
anstalt wenden und dann von dort aus seine 
Stimme erschallen lassen wird. Das bewegt 
uns nicht, genausowenig wie die Drohung, 
daß er nun veranlassen werde, daß eine 
Lizenz an eine private Fernsehgesellschaft ver­
geben wird. (Abg. Li b a 1: Sie hören ja 
das Gras wachsen!) Machen Sie das nur, 
probieren Sie das nur! Es fragt sich, ob das 
erstens möglich ist und zweitens, welchen 
Anklang das bei der Bevölkerung finden wird. 

Wir werden alles daransetzen, daß dieses 
Rundfunkgesetz, das wir unter Mühe und 
mit Hilfe der 832.000 Menschen, die das Volks­
begehren unterschrieben haben, zustande­
gebracht haben, weder verwässert noch durch­
löchert wird, sondern daß unser Rundfunk 
bleibt, was er ist: ein unabhängiges Instru­
ment für die gesamte österreichische Bevölke­
rung! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Scrinzi das Wort. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (FPO): Herr Präsi- , 
dent! Meine Damen und Herrenl Es ist im 
Zusammenhang mit dieser dringlichen An­
frage vom Herrn Bundeskanzler in seiner uns 
vorerst nicht befriedigenden Antwort sehr 
viel von der Demokratisierung und von der 
verbesserten Kontrolle die Rede gewesen. 
GrundsätzliCh wird man gute und bessere 
Kontrolle nur begrüßen, und grundsätzlich 
wird man siCh auch einer Demokratisierung 
einer so wichtigen Einrichtung wie der öster­
reichischen Rundfunkanstalt keineswegs ver­
schließen, wenn man den Eindruck. hätte, daß 
dort zuwenig Demokratie ist. 

Man kann die sehr allgemein gehaltene 
Antwort des Herrn Bundeskanzlers doch dahin 
gehend zusammenfassen, daß eben derzeit im 
Rundfunk noch zuwenig Demokratie herrsche, 
sei es in der Gestion des Gesetzes oder sei 
es in der Art der Geschäftsführung und Lei­
tung dieser Einrichtung. 

Aber, Herr Bundeskanzler, ein wenig 
unglaubwürdig wird diese Sorge, wenn wir 
uns an eine Feststellung Ihres Parteifreundes 
Dr. Winter - er hat sChon die Ehre gehabt, 
heute hier mehrfach zitiert zu werden -
erinnern; denn wenn Sie sagen: mehr Demo­
kratie, also etwa auch in der Form der unmit­
telbaren Mitbestimmung der Hörer, dann 
klingt das etwas merkwürdig, wenn dieser 
sozialistische Hauptsprecher, als das Rund­
funkvolksbegehren hier vorberaten wurde, 
gesagt hat, man habe die 832.000 Unterzeich­
ner dieses Volksbegehrens quasi "auf den 
Leim" gelockt - ich zitiere wörtlich aus dem 
Protokoll - mit Phrasen von der unmittel­
baren Demokratie als Retterin des Staates. 

Damals war es der erste großangelegte Ver­
such, die in der Ersten Republik durch die 
nicht vorhandenen Durchführungsgesetze zur 
Volksbefragung, zum Volksbegehren erstmals 
angewandte unmittelbare Demokratie zu 
diffamieren, und heute also ist es die Sorge, 
daß zuwenig unmittelbare Demokratie in die­
ser Einrichtung herrsche. 

Das setzt Sie leider dem Verdacht aus, daß 
diese Sorge nicht ganz echt ist. Ein bißchen, 
Herr Bundeskanzler, erinnere ich mich an 
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einen Slogan, den ich ab und zu - im all­
gemeinen mit viel Genuß, muß ich sagen -
im Osterreichischen Rundfunk höre, nämlich: 
"Jeden Ärger zu verdrängen, kann nur zu 
Komplexen führen." 

Ich habe den Eindruck gewonnen, daß in 
dieser so weitgehenden Äußerung, die Sie 
über den Rundfunk getan haben und die sich 
so sehr von all dem abgehoben hat, was Sie 
vorher gesagt haben - mein Parteifreund 
Peter hat schon darauf hingewiesen -, etwas 
vom Abreagieren war. 

Ich weiß also nicht, was Sie hier bewegt 
hat; waren es die Sorgen um Ihre besonders 
linksextremen Studenten, die ja bei dieser 
Veranstaltung mit tonangebend, zwar keines­
wegs eine Mehrheit waren, aber immerhin 
in bezug auf die Lautstärke eine Mehrheit 
bei dieser Veranstaltung darstellten, waren 
es die Geburtswehen im Vorfeld Ihres Partei­
tages mit bestimmten Geburtsscheinproble­
men, die Sie derzeit haben, sind es Probleme 
der ungelösten Vergangenheitsbewältigung 
gewisser Kabinettsmitglieder, machen Ihnen 
Ihre sechs oder acht Jungtürken Sorge bezüg­
lich der Kommission zur Wehrmachtsreform, 
zur Wehrdienstzeitverkürzung, bereiten diese 
Ihnen vielleicht schlaflose Nächte? Ein biß­
ehen war ich erstaunt, daß ein sonst so 
bedachter, so überlegter und, darf ich hier 
vielleicht auch gleich eine Kritik anbringen, 
manchmal in penetranter Weise belehrend 
wirkender Bundeskanzler solche Äußerungen 
marnt. Ich bitte, nicht ungehalten zu sein, 
wenn ich das sage, manchmal aber habe ich 
das Gefühl, wir werden von diesem Bundes­
kanzler außerhalb des Hauses - das Schmun­
zeln in Ihrer Partei würde ich dahin gehend 
deuten, daß man mit mir darin sogar über­
einstimmt - ein bißehen zu sehr belehrt. 
(Heiterkeit. - Zustimmung bei der OVP.) 
Es paßt nicht zum Image Kreiskys, was er 
hier zum Rundfunkgesetz gesagt hat. 

Aber es ist nicht nur das, daß wir Ihnen 
hier in die Parade fallen wollen. Es ist unse­
rerseits eine echte Sorge, daß die Unabhängig­
keit dieser Anstalt nicht nur im Interesse der 
allgemeinen Information der österreichischen 
Offentlichkeit in jedweder Richtung unange­
tastet bleibt und daß nicht unter dem Prätext 
irgendeines Vehikels, eines trojanischen Pfer­
des von der "Mehr-Demokratie" oder "Mehr­
Transparenz" , "Mehr-Mitbestimmung" sirn 
ein Prozeß entwickelt, der diese Einrichtung 
in ihrer Unabhängigkeit beeinträrntigt. Gerade 
uns als eine kleine Partei dieses Hauses, die 
nicht zuletzt fast zwei Jahrzehnte daran gelit­
ten hat, und zwar erheblich daran gelitten 
hat, daß eine objektive, eine unabhängige 
Berichterstattung in dieser Anstalt, als sie 

noch eine Institution des schwarz-roten Pro­
porzes war, nicht gewährleistet war, gerade 
diese Partei erfüllt es auch - das geben 
wir hier zu - vom Standpunkt der Inter­
essen jener Wähler, die sie zu vertreten hat, 
mit Sorge, wenn an dieser Anstalt irgendwie 
gerüttelt werden sollte. Damit ist nicht gesagt, 
daß alles, was im Osterreichischen Rundfunk 
und im Fernsehen geschieht, unsere kritik­
lose Zustimmung findet; es gibt Dinge dort, 
die man durchaus kritisieren muß, die auch 
kritisiert werden, wie wir hörten. Wir haben 
meines Erachtens ausreichende Einrichtungen, 
um solche Kritik wirkungsvoll anzubringen. 

Ein bißehen habe ich, auch im Zusammen­
hang mit diesem Thema, den Eindruck, daß 
wir Gefahr laufen, gewisse Begriffe zu Feti­
schen zu machen. Uber das Wort "Mitbestim­
mung" habe ich schon gesprochen. Jawohl, 
wir sind für Mitbestimmung. Wir sind auch 
zugleich der Meinung, daß die Grenzen der 
Mitbestimmung dort zu ziehen sind, wo die 
Mitverantwortung aufhört. Natürlich soll der 
Hörer mitbestimmen, aber diese Mitbestim­
mung soll er ausüben, indem er von der 
Hörerbefragung, die ja wiederholt durchge­
führt wurde, möglichst umfassenden Gebrauch 
macht. Wenn also der Hörer in dieser Form 
seine Kritik anbringt, kann und wird sich 
die Rundfunkleitung natürlich dieser Kritik 
nicht verschließen können und wird entspre­
chende Vorschläge, Verbesserungs anregungen 
durchführen müssen. 

Aber ich halte nichts davon, daß wir die 
Gremien um weitere Personen, die wir dort 
hineinschicken, vergrößern; denn vielfach 
- und ein ähnliches Bild haben wir ja bei 
den großen Mitbestimmungsdiskussionen auf 
den hohen Schulen - stellt sich heraus, daß 
die Mitbestimmung nur der Ausdruck höchst­
persönlicher Meinungen ist und keineswegs 
repräsentativ für die Gruppe, die sie zu ver­
treten berufen sind oder die sie zu vertreten 
vorgeben. 

Wir sollten von diesen Begriffen also etwas 
spärlicher Gebrauch machen, denn sie sind 
sehr allgemein. Aurn die Frage der Demo­
kratisierung, ein im Grunde richtiges und 
legitimes Anliegen, läuft Gefahr, einer infla­
tionistischen Entwertung zu erliegen, ja ich 
verhehle nicht, daß ich fürchte - und gewisse 
Anzeichen westlich von uns sprechen dafür -, 
daß die extreme Demokratisierung im End­
ergebnis den Beginn der Anarchie zur Folge 
haben wird. 

Ein wenig sonderlich muß es anmuten, daß 
man heute von hier aus - es war der Abge­
ordnete Luptowits - die Initiatoren des 
Volksbegehrens zu interpretieren beginnt, 

8. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)58 von 77

www.parlament.gv.at



Nationalrat XII. GP. - 8. Sitzung - 17. Juni 1970 343 

Dr. Scrinzi 
jene Initiatoren, die man damals, ich erinnere 
an die Vorberatungen zum Volksbegehren, 
aber auch an die Beratungen zum Rundfunk­
gesetz selbst, dodl nidlt interpretiert, sondern 
sehr pauschal diffamiert hat. Man hatte ein­
fadl das ganze Anliegen des Volksbegehrens 
durch Wendungen zu entwerten versucht. Ich 
zitiere Czernetz, der damals gesagt hat: Zu 
einem Volksbegehren genügen 200.000 Unter­
schriften; es wird dadurch nicht legitimer, daß 
es 832.000 unterschreiben. - Das ist formal 
vollkommen richtig, aber im Grunde hat es 
natürlich eine Diffamierung jener 832.000 für 
die Demokratie und die Mitbestimmung offen­
sichtlich aufgeschlossenen Osterreicher bedeu­
tet, die in echter Sorge und aus dem Anliegen 
heraus, eine objektivere Führung und Infor­
mation in diesen wichtigen Anstalten herbei­
zuführen, das Volksbegehren unterzeichnet 
haben. 

ich auch, Herr Bundeskanzler, auf der Hut 
sein in Ihrem Sinne, wenn nämlich Ihre eigene 
Feststellung, daß Sie sich den Einfluß irgend­
einer Regierung gar nicht wünschen - und 
Sie haben es heute ja wiederholt -, wirk­
lich Ihre Uberzeugung ist. 

Wir wollen keinen unmittelbaren Einfluß 
einer Regierung, einer Partei auf die Infor­
mation, auf dieses wichtige Massenmedium. 
Natürlich soll das nicht bedeuten, daß man 
dort schalten und walten kann, wie man will. 
Letzten Endes sind die Organe dort auf Zeit 
bestellt, sie haben sich in entsprechenden 
Berichten vor den dazu berufenen Organen 
zu verantworten und zu rechtfertigen. Dort 
ist dann auch der Ort und der Zeitpunkt, 
wo Kritik anzubringen ist und wo gegebenen­
falls diese verantwortlichen Organe, wenn sie 
versagt haben, wenn die verantwortlidlen 
Gestalter dieser Institution nidlt dem Inter­
esse Osterreichs, nicht dem Interesse der 
österreichischen Demokratie gedient haben, 
nicht nur zur Verantwortung gezogen, son­
dern allenfalls auch abberufen werden müs­
sen. Dafür werden Sie durchaus unsere Unter­
stützung haben. 

Selbstverständlich sind wir der Meinung, 
daß alle Kommentare des Osterreichischen 
Rundfunks zu innen- oder außenpolitischen 
Ereignissen - besonders zu letzteren - die 
Gesamtlage Osterreichs zu berücksichtigen 
haben, daß sie die außerordentlich kritisdle 
Situation, in der wir uns außenpolitisch befin­
den, die besonderen Verpflichtungen, die wir 
als neutraler Staat haben, zu berücksichtigen 
haben und daß die Mißachtung dieser Situa­
tion natürlich zu weitestgehenden Konsequen­
zen führen müßte. (Unruhe. - Der Prä s i­
den t gibt das Glockenzeichen.) 

Wir werden aber ein Funktionieren dieser 
Einrichtungen nidlt dadurch gewährleisten, 

Ich habe den Eindruck, Ihre Ausführungen daß wir den Kreis der Verantwortlichen im 
auf der Studentendiskussion am 8. Juni waren 

Dann muß ich auf eines hinweisen: Ich 
habe sowohl die Vorberatungen zum Volks­
begehren wie auch die Beratungen im Hause 
und den sozialistischen Minderheitsbericht 
zum Rundfunkgesetz sehr genau durchge­
sehen. Herr Bundeskanzler! Von all den Vor­
schlägen, die Sie hier machen, etwa dem deI 
Mitbestimmung der Hörer, ist damals kon­
kret mit keinem Wort die Rede gewesen. 
Wenn Sie hier so schwerwiegende Bedenken 
gehabt haben, dann müßten diese doch schon 
in jener Zeit vorhanden gewesen sein, als 
es um die Gestaltung des Rundfunkgesetzes 
ging. Ich wiederhole noch einmal: kein Wort 
davon, kein Wort etwa, daß hier der Rund­
funkhörer, der Fernsehzuseher mitbestimmen 
soll. Natürlich breiteste Mitwirkung der 
Offentlichkeit. Diese scheint uns gewährlei­
stet, da ja eine ganze Reihe von Institutionen, 
Verbänden und Vereinen beratend mitwirken 
können. 

im Grunde dodl ein wenig eine "Ubersprungs­
handlung", geboren aus einer ganz anderen 
Ausgangssituation heraus. Ich muß hieI 
namens meiner Partei und in Wiederholung 
dessen, was schon der Abgeordnete Peter 
gesagt hat, noch einmal ganz eindeutig und 
klar sagen: Herr Bundeskanzler, mit wem Sie 
außerhalb des Hauses diskutieren, das ist 
Ihnen selbstverständlich völlig unbenommen, 
aber eines müssen Sie zur Kenntnis nehmen, 
und das soll auch die gemeinsame dringliche 
Anfrage hier zum Ausdrude bringen: Es kann 
und es wird im Bereiche des Osterreichischen 
Rundfunks keine sozialistischen Experimente, 
weder des Minderheitskabinetts noch der 

Sinne einer uferlosen Demokratisierung ver­
größern, nur weil das jetzt vielleicht im 
Schwange ist. Weder hier noch in anderen 
Institutionen - etwa den Hochschulen - kann 
und darf es aus Gründen einer aktuellen 
Strömung Zugeständnisse geben, die geeignet 
wären, die Funktion, die staatspolitisch wich­
tige Aufgabe, die diese Einrichtungen haben, 
zu gefährden. 

Nehmen Sie, Herr Bundeskanzler, diese 
dringliche Anfrage als den Ausdruck einer 
ernsten Sorge der Anfragesteller zur Kennt­
nis und seien Sie versichert, daß wir uns 
auch durch außerparlamentarische Experi­
mente und Initiativen hier in keiner Weise 

sozialistischen relativen Mehrheit dieses Hau- zu irgendwelchen Manipulationen bereitfinden 
ses, geben können. Hier werden wir außer- werden. (Beifall bei der FPO und bei Abge­
ordentlich auf der Hut sein, und zwar glaube ordneten der OVP.) 
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Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky. Im erteile es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich möchte gleich zu Beginn 
meiner Ausführungen klarstellen, daß jeder, 
der mich und meinen Umgang mit der öster­
reichischen Presse kennt, weiß, daß ich mich 
mit disqualifizierenden Generalisierungen 
über die Tätigkeit der Journalisten und der 
Presse nicht identifiziere, nie identifiziert habe 
und es auch fürderhin nicht tun werde. (Bei­
fall bei der SPO.) Das mit aller Klarheit. 
(Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. Pet er: 
Nur die Minderheitsfraktion teilt die AuJ/as­
sung!) 

Ich möchte dem Herrn Abgeordneten Scrinzi, 
der der Meinung war, ich würde gelegentlich 
etwas zu belehrend wirken, gerne sagen, daß 
ich mich auf diese Art nur ein ganz klein 
wenig für das bedanken und ihm das ver­
gelten möchte, was uns seinerseits gelegent­
lich geboten wird, und ich wollte mich nur 
bei ihm erkenntlich zeigen, wenn das das 
eine oder andere Mal der Fall gewesen sein 
sollte. . 

Vollen Ernstes aber möchte ich feststellen, 
daß es hier eine echte Meinungsverschieden­
heit in einer Frage gibt. Ich bin der Mei­
nung' Herr Abgeordneter Dr. Scrinzi, daß nie 
ein Zuviel an Demokratie die Anarchie herbei­
geführt hat, sondern in der Regel ein Zuwenig 
an Demokratie. (Zustimmung bei der SPO.) 

Ich habe mit aller Deutlichkeit erklärt, 
wohin dieses "leider", das am Anfang steht, 
zu zählen ist (Zwischenrufe), und - das sage 
ich jetzt nicht zu Herrn Dr. Scrinzi gerichtet, 
sondern beziehe mich auf das, was der Herr 
Abgeordnete Glaser gemeint hat - ich habe 
eindeutig erklärt - das geht aus den Sätzen 
nachher mit aller Deutlichkeit hervor -, daß 
ich a) nicht der Meinung bin, eine Regierung 
solle politischen Einfluß auf den Rundfunk 
haben, daß es b) keine Regierung sein soll 
und daß ich c) der Meinung bin, daß der 
Proporz, so wie man dieses Wort früher ver­
standen hat und wie man es überhaupt land­
läufig bei uns auslegt, in diesem Zusammen­
hang keine geeignete Form der Demokrati­
sierung darstellt. Das muß genügen; eindeu­
tiger und klarer kann ich es gar nicht sagen. 

Ich möchte aber eines erklären: Der Herr 
Abgeordnete Glaser hat sich so sehr be­
schwert, daß ich sozusagen im außerparlamen­
tarischen Raum Diskussionen führe. Nun darf 
ich die Frage stellen: Wo hat sich denn 
eigentlich das Volksbegehren abgespielt? 
Nun: Wenn sich das nicht im außerparlamen­
tarischen Raum abgespielt hat, wo denn? 
(Abg. Dr. W i t h alm: Das Arbeitszeit-Volks­
begehren? Welches meinen Sie jetzt?) 

An den Rahmen der Verfassung hält sich 
auch der Bundeskanzler, wenn er das tut, 
was er vorhat - das ist eindeutig auch vom 
Verfassungs dienst klargestellt (Abg. Dr. Ha i­
der: Im gesetzlich geregelten Verfahren, 
Herr Bundeskanzler!) -, und er hat das Recht, 
sich mit Staatsbürgern über Materien zu 
beraten, die in seinem Bereich anfallen. 
(Zustimmung bei der SPO.) Das gesChieht 
heute auf allen Gebieten. Das geschieht im 
Bereich der Landwirtschaft, das geschieht im 
Bereich der Sozialpartner. Uberall hat man 
sich diesem Demokratisierungsprozeß nicht 
versChlossen, er hat geradezu eine demokratie­
fördernde Funktion. 

Im übrigen möchte ich feststellen, daß über 
das Rundfunkgesetz selbst ja die Unterzeich­
ner des Volksbegehrens nie befragt wurden. 
Ich selbst kenne eine ganze Reihe, die im 
Laufe der Jahre erklärt haben, sie hätten 
zwar unterschrieben, aber vorgestellt haben 
sie sich das alles ganz anders. (Zwischenrufe.) 

Das heißt keine Ausschaltung des Parla­
ments, ganz im Gegenteil, das bedeutet ledig­
lich eines: daß die Entscheidungsgrundlagen 
für die letztlich die Entscheidung herbeifüh­
renden Gremien des Parlaments verbessert 
werden. 

Auf die Bemerkung, warum über die Ver­
kehrsbetriebe keine Abstimmung der Teilneh­
mer erfolgt, muß ich sagen: Die Verkehrs­
betriebe sind Einrichtungen der Stadt Wien, 
und über die Politik, die in der Stadt Wien 
gemacht wird (Abg. Dr. Hai der: Darüber 
reden wir lieber nicht!), erfolgen in regel­
mäßigen Abständen Wahlen; das sind Ent­
scheidungen über die Kommunalpolitik der 
Stadt Wien, und diese sind eindeutig. Aber 
die Wahl zum Nationalrat zum Beispiel ent­
scheidet nicht über die Rundfunkpolitik. 
Darüber kann kein Zweifel bestehen. (Zwi­
schenrufe bei der OVP.) 

Ich darf zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Peter sagen, daß gerade der 
Umstand, daß ich Gelegenheit hatte, einige 
Zeit im Aufsichtsrat zu sein, der Grund ist 
oder mich veranlaßt hat, erst recht für eine 
echte Demokratisierung des Rundfunks ein­
zutreten. (Zwischenrufe.) 

Ich möchte betreffend die Frage, was mir 
unter anderem zum Beispiel nicht ganz befrie­
digend erscheint, die Feststellung machen, 
daß - diese Feststellung wurde ja schon 
gemacht - der Rundfunk eine Ges. m. b. H. 
ist. Im wesentlichen können Beschwerden über 
den Rundfunk oder gerichtliche Schritte gegen 
den Rundfunk meines Wissens nur beim Han­
delsgericht vorgebraCht oder unternommen 
werden. Für alle anderen oder für die meisten 
Institutionen, die eine solche Rolle in der 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Offentlichkeit haben, sind im Rechtsstaat, im 
demokratismen Rechtsstaat eindeutige Rege­
lungen vorgesehen, nämlich wer eine Klags­
legitimation besitzt. 

Ich bin also, wenn Sie es gena1\ wissen 
wollen, für eine Demokratisierung auch in 
dem Sinn, daß diese Einrichtung ebenso be­
handelt werden soll wie alle anderen großen 
Einrichtungen des Staates. Man soll also die 
Möglichkeit einer Klagslegitimation haben, 
wenn die Verletzung der Unabhängigkeit 
behauptet wird. Man soll wissen, wohin man 
wegen dieser Frage geht. Das Ges. m. b. H.­
Gesetz scheint das nimt eindeutig klarzustel­
len. 

Ich möchte weiters sagen, daß in dem 
Augenblick - und das in Beantwortung der 
Frage, die vom Herrn Abgeordneten Peter an 
mich gerichtet wurde -, wo auch nur einiger­
maßen konkrete Vorstellungen vorliegen 
- wir stehen erst am Anfang einer solchen 
Diskussion; ich bin nicht der Auffassung, daß 
die Diskussion der Demokratie abträglich 
ist -, ich nicht zögern werde, das Parlament 
damit zu beschäftigen. 

Ich möchte noch einmal sagen: Das ganze 
Begutachtungsprinzip unserer Demokratie 
beruht ja eigentlich darauf, daß man vorher, 
ehe man mit einem Gesetz ins Parlament 
geht, möglichst über das informiert sein soll, 
was sich große Gruppen der Bevölkerung oder 
ihre Interessenvertreter denken. 

Was nun die Frage betrifft, wieso es zur 
Bestellung des Herrn Ing. Füchsl gekommen 
ist, möchte ich antworten - ich weiß nicht, 
wer mir die Frage gestellt hat -: Auf Grund 
der Bestimmungen des § 8 (1) cl, wo es 
heißt: 

"Sechs weitere Mitglieder sind zur Sicher­
stellung einer angemessenen Mitbestimmung 
der politischen Parteien unter Berücksichti­
gung ihres Stärkeverhältnisses im National­
rat vom Gesellschafter Bund zu bestellen ... " 

Es ist also durchaus legitim, daß eine dieser 
Parteien, die hier genannt wurde, ihren Ver­
treter nominiert hat. Eine Beschwerde hier­
über ist eigentlich nicht in Einklang mit dem 
Gesetz zu bringen. - Ich möchte auch noch 
sagen: Soweit ich informiert bin, haben sämt­
liche Mitglieder des Rundfunk-Aufsichtsrates 
für ihn gestimmt. 

Aber was diese berühmte Qualifikation des 
Herrn Ing. Füchsl als Proporzdirektor betrifft, 
so gilt sie für ein anderes Mitglied des Auf­
sichtsrates in ähnlichem Maße. Aber ich halte 
das überhaupt für unbillig, nämlich für ehe­
malige Direktoren des Rundfunks aus einer 
anderen Ära, aus der Ära des Proporzes. Ich 
halte das für unbillig, denn damals haben 

diese Funktionäre (Abg. Ben y a: ... den 
Rundfunk aufgebautl) im Hinblick auf die 
damals bestehende Rechtslage ihre Pflicht 
erfüllt. Heute erfüllen sie sie auf der Basis 
der heute bestehenden Rechtslage. 

Ich möchte weiter feststellen, meine Damen 
und Herren im Hohen Haus, daß ich mit dem 
Herrn Generalintendanten bis jetzt überhaupt 
keinen Konflikt über eine politische Frage 
gehabt habe. Ich habe zwei Auseinanderset­
zungen gehabt. Die eine über die Paritätische 
Kommission - darauf werde ich noch ganz 
kurz zu sprechen kommen - und eine zweite 
über die Honorarforderungen der Wiener 
Symphoniker und der Wiener Philharmoniker 
im Zusammenhang mit der Ubertragung. 

Das waren die zwei Fragen, über die ich 
bisher, seit ich Bundeskanzler bin, mit dem 
Herrn Generalintendanten ein Gespräch ge­
führt habe. Ich stelle eindeutig fest, daß es 
keinerlei parteipolitische Interventionen mei­
nerseits gegeben hat, daß es auch keinerlei 
Auseinandersetzungen über parteipolitische 
Fragen gegeben hat, sondern lediglich - ich 
wiederhole es - über die Frage der Pari­
tätischen Kommission, zu der im durch den 
einhelligen Beschluß der Paritätischen Kom­
mission legitimiert war, der auch Herren von 
Ihrer Seite angehören. Was die Honorarfrage 
betrifft, habe ich mich als Vermittler zwischen 
den beiden großen Orchestern und dem Gene­
ralintendanten betätigt. Ich habe ihn ersucht, 
bei einer relativ geringfügigen Summe bereit 
zu sein, einem Komprorniß zuzustimmen, wozu 
er nicht bereit gewesen ist. 

Wenn ich schließlich gefragt werde, man 
solle doch endlich sagen, was am Rundfunk 
gut ist, und das aufzeigen, so möchte ich 
erklären: Es gibt sehr vieles, was beim Rund­
funk sehr gut ist, es gibt aber sicherlich man­
ches, was sehr schlecht ist. Aber ich maße 
mir ein Urteil hier deshalb als Bundeskanzler 
nicht an, weil ich der Meinung bin, daß dies 
das Recht eines jeden Staatsbürgers ist, diese 
Einrichtungen so zu beurteilen, wie er es für 
richtig findet. Schließlich und endlich wird 
eine Einrichtung, die 1 Milliarde Schilling 
kostet, so geschaffen, daß sie möglichst gut 
funktioniert. Darüber kann doch kein Zweifel 
bestehen. 

Ich möchte ausdrücklich erklären, daß 
einige Behauptungen des Herrn Dr. Kranzl­
mayr einfach unrichtig waren. (Widerspruch 
bei der OVP.) Jawohl. Er hat von "Ver­
drehungen" gesprochen. Seit ich Bundeskanz­
ler bin, habe ich niemals einen parteipoliti­
schen Einfluß auf den Rundfunk ausgeübt. 
(Abg. Dr. W i t h alm: Früher schon? - Abg. 
G las e r: Das hat Dr. Kranzlmayr niemals 
behauptetl) 

8. Sitzung NR XII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 61 von 77

www.parlament.gv.at



346 Nationalrat XII. GP. - 8. Sitzung - 17. Juni 1970 

Bundeskanzler Dr. Kreisky 
Es ist weiters unrichtig - idI habe niemals 

davon gesprochen; ich habe das wörtlich - ... 
(Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) Also 
stelle idI fest, daß ich das mißverstanden 
habe. Es hat also Herr Dr. Kranzlmayr nicht 
behauptet, daß ich jemals einen politischen 
Einfluß auf den Rundfunk ausgeübt habe. 
(Abg. G r a f: Das hat er behauptet! Sicher! -
Abg. Dr. W i t haI m: Sie haben gesagt: 
Nicht als Bundeskanzler"! - Weitere Zwi­

~chenrufe. - Der Prä s i den t gibt das 
Glockenzeichen!) Dafür bin ich nun dankbar. 
Wenn das also nicht der Fall ist, so nehme 
ich das zur Kenntnis. (Abg. G r a f: Das ist 
eine juristische Spitzfindigkeitf) 

Ich möchte weiters feststellen, daß ich im 
Aufsichtsrat einige Male das Wort ergriffen 
habe und auch der Meinung war, daß gewisse 
Dinge, die dort geschehen, nicht immer die 
beste Ordnung der Dinge herbeiführen. 

Wenn ich behauptet habe, die gegenwärtige 
gesetzliche Situation erlaube es auch zu prü­
fen, inwieweit jemand anderer eine Lizenz 
bekommt, so stütze ich mich hier auf Gut­
achten, die es in großer Zahl gibt. Die öster­
reichische Gesetzeslage erlaubt es tatsächlich, 
daß sich auch andere um eine Lizenz bewer­
ben können. Es ist keineswegs so - auch 
nicht durch die Bestimmungen des Rundfunk­
gesetzes -, daß ein Monopol geschaffen wor­
den ist. Was dann der Staat tut, inwieweit 
er hier etwa Lizenzen vergibt, das ist eine 
Sache, eine Entscheidung, die ich hier nicht 
zu prüfen habe. 

So möchte ich - weil es in diesem Zusam­
menhang vielleicht als Information interes­
sant ist - über die Frage der Paritätischen 
Kommission das Hohe Haus informieren. 
(Abg. Dr. W i t haI m: Kein Gegenstand der 
dringlichen Anfrage!) Ich bin auf Grund 
der Geschäftsordnung berechtigt, hier zu spre­
chen. Ich unterliege diesbezüglich keiner Be­
schränkung. (Zwischenrufe bei der OVP.) 
Nein, ich habe sehr wohl im Zusammenhang 
mit dem Gesamtproblem stehende Bemerkun­
gen und Feststellungen zu machen. 

Am 12. Oktober 1967 - das war also zur 
Zeit, als der Herr Bundeskanzler Dr. Klaus 
im Amte war - beschloß die Paritätische 
Kommission, den ORF darauf hinzuweisen, daß 
er künftig das Verfahren vor der Paritätischen 
Kommission einhalten möge. Die Paritätische 
Kommission hat ihre diesbezügliche Zustän­
digkeit - abermals unter dem Vorsitz des 
Herrn Bundeskanzlers Dr. Klaus am 
5. November 1969 einvernehmlich bestätigt. 
Abermals der Herr Bundeskanzler Klaus hat 
mit Schreiben vom 18. November 1969 den 
Generalintendanten und den Vorsitzenden des 
Aufsichtsrates des ORF von diesem Beschluß 

in Kenntnis gesetzt. In einem Antwortschrei­
ben vom 24. November 1969 lehnte der Gene­
ralintendant diesen Beschluß ab. 

Daraufhin hat am 3. Dezember 1969 die 
Paritätische Kommission abermals unter dem 
Vorsitz des Herrn Bundeskanzlers Klaus den 
Beschluß gefaßt - ich zitiere wörtlich -: 

"Bezüglich der Werbetarife beim Rundfunk 
und Fernsehen gab der Bundesminister für 
Inneres" - damals der Herr Bundesminister 
Soronics - "nach Rücksprache mit dem Vor­
sitzenden des Aufsichtsrates der Rundfunk 
Ges. m. b. H." - Dr. Kranzlmayr damals der 
gleiche wie heute - "die Erklärung ab, der 
Aufsichtsrat werde in seiner Sitzung am 
17. Dezember 1969 auf Grund eines herbei­
zuführenden Beschlusses Generalintendant 
Bacher mitteilen, daß die Zuständigkeit der 
Paritätischen Kommission gegeben ist, und 
eine Entscheidung treffen, wonach, bevor der 
Aufsichtsrat einen Beschluß über die Erhö­
hung der Werbe tarife faßt, die Paritätische 
Kommission zu befassen ist. Eine Preiserhö­
hung darf bis zu einer endgültigen Entschei­
gung nach den Grundsätzen der Paritätischen 
Kommission nicht vorgenommen werden." 
(Abg. Dr. W i t haI m: Das haben wir gar 
nicht gefragt! - Abg. G r a f: Das haben wir 
ja nicht wissen wollen!) 

In Ergänzung dazu möchte ich mitteilen, 
daß der Aufsichtsrat unter dem Vorsitz des 
Herrn Dr. Kranzlmayr einen diesbezüglichen 
Beschluß nicht nur nicht gefaßt hat, sondern 
das Gegenteil beschlossen hat. Ich kann nur 
die Versicherung abgeben, daß ich in meiner 
Eigenschaft als Vorsitzender der Paritätischen 
Kommission, die mich einheitlich und einstim­
mig aufgefordert hat, mehr oder weniger nach 
dem Rechten zu sehen, entsprechend vor­
gehen werde. 

Schließlich möchte ich aus grundsätzlichen 
Uberlegungen zu einer Bemerkung des Herrn 
Dr. Kranzlmayr sagen: Ich bin der Meinung, 
daß eine Haltung jemandes, der sich aus poli­
tischen Uberlegungen zu einer bestimmten 
Haltung entschließt oder sich mit anderen 
solidarisiert, durchaus nicht mit der ehren­
werter Männer im Widerspruch stehen muß. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Herr Abgeordnete Doktor 
Kranzlmayr gemeldet .. Ich erteile ihm das 
Wort. Dafür sind fünf Minuten vorgesehen. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Herr Bundes­
kanzler hat in seiner jetzigen Antwort fest­
gehalten, daß die asterreichische Rundfunk 
Gesellschaft höchstens vor dem Handelsge­
richt klagbar ist. Ich möchte tatsächlich berich-
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Dr. Kranzlmayr 
tigen, daß die Osterreichische Rundfunk Ges. 
m. b. H. und ihr Geschäftsführer selbstver­
ständlich bei jedem Bezirksgericht, beim 
Arbeitsgericht, wenn die Zuständigkeit des 
Gerichtshofes erster Instanz gegeben ist, klag­
bar ist und nicht nur beim Handelsgericht. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. Ben y a: So 
etwas sagt ein Staatsanwalt! - Abg. Doktor 
Pi t t e r man n: Das Salzamt haben Sie ver­
gessen! - Abg. W e i k h art: Das ist ja 
blamabel! - Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: 
Ich habe wörtlich gesagt: "im wesentlichen"! 
Schauen Sie nach!) 

Präsid'ent: Zum Wort gemeldet hat sich der 
Herr Abgeordnete Melter. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter MeIler (FPO): Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren! Sehr richtig hat 
der Herr Bundeskanzler im Zuge seiner Wort­
meldung darauf hingewiesen, daß ihm sehr 
wohl das Recht zustehe, über diese 20 Minu­
ten hinaus bei der Behandlung einer dring­
lichen Anfrage zu sprechen. Nun, das ist zwei­
fellos ein Privilegium. (Beifall und Heiterkeit 
bei FPO und OVP.) Er nützt es aus, obwohl er 
als Propagandist für die Abschaffung der 
Privilegien an und für sich mit gutem Bei­
spiel vorangehen und darauf verzichten sollte, 
von Privilegien über Gebühr Gebrauch zu 
machen. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
W e i k h art: Da kennen Sie die Geschäfts­
ordnung nichtI) 

Ich habe ausdrücklich darauf hingewiesen: 
die Geschäftsordnung gibt ihm sachlich 
zweifellos das Recht, aber es ist eine andere 
Sache, inwieweit man von einer Begünstigung 
Gebrauch macht. Wenn man immer wieder 
darauf hinweist, daß Sonderbegünstigungen 
abgeschafft gehören, so würde es auch dies­
bezüglich einer Korrektur bedürfen. Wir 
hoffen, daß der Herr Präsident als Vorsitzen­
der des Geschäftsordnungsausschusses auch 
in dieser Sache federführend dafür sorgen 
wird, daß dieses Privilegium der Regierung 
gegenüber dem Abgeordnetenhaus abgeschafft 
wird. 

Herr Dr. Kreisky ist Mitglied des Aufsichts­
rates des ORF gewesen. Vier Jahre lang 
hätte er Zeit gehabt, hier auch als Abgeord­
neter über diesen Aufgabenbereich zu be­
richten und darzustellen, was konkret geän­
dert werden sollte, um Verbesserungen in der 
Situation herbeizuführen, die jetzt mit allge­
meinen Äußerungen kritisiert wird, ohne ins 
Konkrete zu gehen. 

Das heißt also, der Herr Bundeskanzler hat 
als Aufsichtsrat scheinbar seine Verpflichtun­
gen nicht allzu ernst genommen, denn sonst 
hätte er früher daraufkommen müssen, daß 
Änderungen notwendig und vielleicht auch 
zweckmäßig sind. 

Es ist jedenfalls ein etwas eigenartiger Um­
stand, wenn heute Herr Dr. Kreisky als 
Bundeskanzler mit allgemeinen Pauschalver­
dächtigungen bei jeder Gelegenheit hausieren 
geht und nichts weiß und auch hier im 
Parlament noch keinen konkreten Fall ange­
führt hat, der Anlaß sein könnte, derartige 
Pauschalverdächtigungen vorzubringen. Man 
muß die Auffassung haben oder man hat 
zumindest das Gefühl, daß diese Äußerungen 
einer Selbstbeschmutzung als Mitverantwort­
licher gleichkommen. Das ist darauf zurück­
zuführen, daß man eben immer nur umschreibt, 
daß nichts Greifbares vorgebracht wird, sodaß 
man immer nur - auch in der Bevölkerung -
auf Vermutungen angewiesen ist und keine 
Basis für eine einwandfreie sachliche Beur­
teilung hat. 

Der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky hat 
bei seiner letzten Wortmeldung behauptet: 
Es gibt beim ORF sehr vieles, was sehr 
schlecht ist. Er hat aber keinen einzigen 
Punkt genannt, der sehr schlecht ist. Ich frage 
Sie, Herr Bundeskanzler, was beim ORF sehr 
schlecht ist. Etwas von dem vielen, was Sie 
behauptet haben, sollten Sie hier darstellen 
können, ohne Berufung auf Beratungen und 
ohne Berufung auf andere Leute, sondern 
unter Berufung auf Ihr eigenes Wissen als 
ehemaliges Mitglied des Aufsichtsrates und 
als Vorsitzender der Bundesregierung, als der 
Sie sehr viele Nachrichtenmittel und Informa­
tionsquellen ausschöpfen können. 

Wenn Sie nicht bereit sind, diese Behaup­
tung, daß beim ORF sehr vieles schlecht ist, 
hier unter Beweis zu stellen, dann muß ich 
gewisse Zweifel in Ihre Ehrlichkeit als Politi­
ker setzen. (Beifall bei FPO und OVP.) 

Herr Bundeskanzler Dr. Kreisk,y! Sie und 
die SPO insgesamt haben sich wiederholt 
darauf berufen, daß Sie ein Gremium von 
1400 Fachleuten besitzen. Da Sie die Frage 
des Rundfunks immer wieder ins Gespräch 
bringen, müßte ein kleiner Abgeordneter an­
nehmen können, daß Sie unter diesen 
1400 Fachleuten etwa zehn Fachleute für den 
ORF haben. Haben Sie diese zehn von den 
1400? (Heiterkeit bei der OVP.) Wenn Sie 
sie nicht haben, dann ist das ein Mangel in 
der Zusammensetzung Ihres Gremiums. Wenn 
Sie sie aber haben, Herr Bundeskanzler, dann 
sollten Sie von diesen zehn Fachleuten auch 
konkrete Vorschläge für die Abänderung des 
Rundfunkgesetzes haben. Da Sie aber nicht 
berichten können, was etwa Ihre konkreten 
Vorstellungen von Abänderungen sind, muß 
ich auch bezweifeln, daß diese zehn Fach­
leute etwas erarbeitet haben. 

Damit kommt wieder einmal zum Vorschein, 
daß den Wählern mit Propaganda sehr viel 
vorgemacht, aber konkret sehr wenig ver-
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wirklicht werden kann. (Abg. K 0 n i r: Sie 
sind gerade dabei!) Aber bisher ist noch nichts 
Konkretes vorgelegt worden. Nichts ist da. 

Ich muß Ihnen denn doch sagen: Als Vor­
arlberger sind wir etwas vorsichtig bei 
Äußerungen der Sozialisten, insbesondere 
mißtrauisch dann, wenn sie die Volksmeinung 
interpretieren, denn sie haben dort, wo ihnen 
die Volksmeinung etwa nicht paßt, für die 
Interpretation Gerichte und Staatsanwalt­
schaften herangezogen, etwa wie bei der 
Fußach-Demonstration. (Abg. We i k h art: 
Das ist ein alter Hut! - Abg. G r a f: Er 
paßt Ihnen aber noch immer gut!) Es ist frag­
lich, wie Sie dann vorgehen, wenn andere 
kritische Bemerkungen gegenüber Ihren Vor­
schlägen und allgemeinen Erörterungen 
kommen. 

Wir fragen Sie, was Sie für Vorstellungen 
haben. Werden Sie konkret, werden Sie deut­
lich, legen Sie Ihre Vorschläge schriftlich vor, 
damit sich jeder der Abgeordneten im Hohen 
Hause auf Grund dieser Vorlagen ein Urteil 
bilden kann! 

Wenn Sie den Begriff "Demokratisierung" 
so positiv gebrauchen, so haben wir auch 
Zweifel, denn Demokratisierung im sozialisti­
schen Begriff führt oft zu einer Uniformie­
rung, zu einer Gleichschaltung und damit zur 
Verminderung der echten demokratischen 
Möglichkeiten, die auch Minderheiten einzu­
räumen sind, Minderheiten, die eine freie 
Meinungsäußerung abgeben wollen und im 
Interesse der gesamten Bevölkerung auch ab­
geben müssen, denn sonst würden wir einen 
Weg beschreiten, der zweifellos sehr bedauer­
lich sein würde. 

Wenn Sie von Demokratisierung sprechen, 
so haben wir Zweifel daran, wie Sie diesen 
Weg beschreiten wollen; etwa so, wie Abge­
ordneter Zeillinger bereits ausgeführt hat, wie 
bei der Bundesheer-Reformkommission, wo 
die Uberzahl der Mitglieder weisungsgebun­
dene Beamte sind, so daß Sie also über diesen 
Schwindel und Dreh hinweg eine Mehrheits­
entscheidung herbeiführen können, die Sie 
allein dirigieren. Das ist in unseren Augen 
keine Demokratie. (Abg. Z ei 11 i n ger: Die 
manipulierte Demokratie!) Man könnte damit 
im Zusammenhang ein anderes Wort ge­
brauchen, aber ich will mich diesbezüglich vor­
läufig noch zurückhalten. (Abg. Ing. H ä u se r: 
Was Demokratie ist, bestimmt der Melter!) 

Ich darf wiederholen, daß wir freiheitlichen 
Abgeordneten in diesem Hause immer wieder 
für die freie Berichterstattung eingetreten 
sind, sowohl zu Zeiten der OVP-Alleinregie­
rung mit ihrer Mehrheit als auch jetzt zu 
Zeiten der Minderheitsregierung der SPO. 

Wir sind dafür eingetreten schon gegen die 
seinerzeitige große Koalition, die uns absolut 
keine politischen Möglichkeiten einräumen 
wollte, die uns absolut jede demokratische 
Möglichkeit, von öffentlichen Einrichtungen 
Gebrauch zu machen, verwehrt hat. Wir 
haben also dieses Prinzip der freien Bericht­
erstattung immer vertreten, auch wenn wir 
sehr oft dadurch benachteiligt worden sind, 
im Gegensatz etwa zur SPO und insbesondere 
zu ihrem Bundesparteiobmann Bundeskanzler 
Dr. Kreisky. 

Wir hoffen, daß Sie diese Begünstigung und 
die Möglichkeiten, die Sie in Ihren Macht­
positionen haben, nicht allzuweit ausnützen, 
denn das würde der Demokratie in Osterreich 
einen ausgesprochen schlechten Dienst er­
weisen. (Beifall bei der FPo. - Abg. Ing. 
H ä u s e r: Demokratie gilt nur für die Frei­
heitlichen und für die OVPl - Abg. So r o­
n i c s; Ein Vizekanzler soll sich schon ein 
bisserl beherrschen!) 

Präsident: Als nächstem Redner ... (Weitere 
Zwischenrufe.) Vielleicht beruhigen Sie sich 
wieder! - Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Graf. Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Graf (OVP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Bevor ich einige 
Dinge zur Anfragebeantwortung sage, möchte 
ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, aber nicht als 
Bundeskanzler, sondern als Herrn Doktor 
Kreisky, einiges ankündigen. Ich muß fest­
stellen - es ist eigentlich der gegebene 
Anlaß, ohne auf die Ursache Bezug zu 
haben -: Sie umgeben sich mit dem Air des 
unfehlbaren Staatsmannes. Das ist Ihr gutes 
Recht. Wir von' der Volkspartei werden Ihr 
meisterliches Camouflage annagen und ab­
blättern. Das möchte ich Ihnen prophezeien, 
denn langsam verdienen Sie es, daß man sich 
mit Ihnen und Ihren Widersprüchen beschäf­
tigt. 

Herr Bundeskanzler! Zur Sache selbst darf 
ich sagen: Wenn Sie diese Erklärung, die Sie 
hier gegeben haben, im Auditorium maximum 
abgegeben hätten, dann hätten Sie sich die 
dringliche Anfrage vermutlich erspart, denn 
hier haben Sie ziemlich brauchbar etwas ge­
sagt, was scheinbar befriedigend ist. 

Ihre Äußerung über die Paritätische Kom­
mission haben wir an sich nicht wissen 
wollen. Das war nur ein Ausflug, um von 
etwas anderem zu reden. (Abg. Ben ya: 
Immer dann, wenn eine dringliche Anfrage 
danebengeht, sagen Sie, das hätten wir nicht 
gebraucht!) Herr Präsident Benyal Wissen Sie, 
was ich mir wünsche? Daß alle dringlichen 
Anfragen für uns so "danebengehen" wie 
die heutige! Dann bin ich an sich zufrieden. 
(Beifall bei der OVP. - Abg. W ei k h art: 
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Da sind Sie aber ein sehr bescheidener Mensch, 
das muß man sagen!) Die Geschichte ist Ihnen 
reichlich unangenehm. (Abg. W e i k ha r t: 
Sie sind ein sehr bescheidener Mensch!) Das 
bin ich, aber ich konnte es von Ihnen nicht 
lernen, Herr Abgeordneter Weikhartl (Abg. 
W e i k h art: Das gebe ich zu!) 

Aber darf ich nun doch etwas sagen. Herr 
Dr. Kreisky! Wenn man die Sache näher 
betrachtet und wenn die Bevölkerung, die 
nicht unbedingt mit der Materie vertraut ist, 
hört, wie Sie etwa sagten: Natürlich hat der 
OVP-Unterrichtsminister dem OVP-Bundes­
kanzler - ich zitiere nicht unbedingt expressis 
verbis, aber sinngemäß - Vorschläge ge­
macht für die Vertreter der Kunst, der Wissen­
schaft et ce te ra in den Aufsichtsrat, und der 
Klaus hat sie natürlich auf dem Dreiervor­
schlag ausgesucht!, so muß doch der unbe­
teiligte Zuseher zwangsläufig auf die Meinung 
kommen: Was hier geschehen ist, das ist eine 
unterschwellige Stärkung der OVP! (Abg. Ing. 
H ä u s e r: No na!) Moment, meine Herren! 
Weil der Herr Bundeskanzler es einfach unter­
lassen hat, dazuzusagen, wer denn den Dreier­
vorschlag dem Unterrichtsminister gemacht 
hat. Wer hat ihn denn erstellt. Hohes Haus? 
Die Gremien, die die Leute vorzuschlagen 
haben, haben einen Dreiervorschlag gemacht. 
Selbstverständlich wollen Sie denen das Recht 
bestreiten! 

Das ist an sich die Methode, mit Halbargu­
menten die Leute glauben zu machen, es gehe 
ja nur darum, aufzuzeigen, was schlecht ge­
macht wurde, was nicht gut ist. 

Darstellung verschiedener Dinge, sondern 
Ihnen geht es um die Monopolisierung der 
öffentlichen Meinung im weitesten Sinn! (Zu­
stimmung bei der OVP und bei Abgeordneten 
der FPO.) Ich streite nicht ab, daß es Ihr 
gutes Recht ist. Sie haben bereits ein soziali­
stisches Presseimperium auf die Beine ge­
bracht, das sich sehen lassen kann. Das ist 
Ihr gutes Recht. (Bundeskanzler Doktor 
Kr eis k y: Mit der Presse!) Noch ist Ihnen 
das nicht gelungen; der Schulmeister mag Sie 
nicht mehr, übrigens. Aber das sei nur am 
Rande vermerkt. (Heiterkeit.) Die Sozialisten 
haben jedoch ein beachtliches Presseimperium 
auf die Beine gebracht. Ich kann mir vor­
stellen, daß es als Komplettierung dieser 
Ihrer Wünsche tauglich für sie wäre, den 
ORF in den Griff zu bekommen. Täglich sitzen 
Millionen Leute dort. Wenn Ihnen das ge­
länge, dann sind Sie auf dem Weg, endlich 
vielleicht jene Mehrheit zu bekommen, die 
Sie brauchen, um dann endlich Ihre Maske 
fallen zu lassen. (Buh-Rufe bei der SPO.) 

Ich muß Ihnen offen und ehrlich etwas 
sagen. Ich bejahe einen unabhängigen Rund­
funk ... (Abg. Se k a ni n a: Herr Graf! Wo 
haben Sie Ihre Raubersgeschichten her?) Herr 
Sekanina! Das ist gar keine Räubergeschichte! 
(Abg. W ei k h art: Das hat er vom Pisa!) 
Ich sage Ihnen etwas: Ich bejahe einen 
unabhängigen Rundfunk und bekenne mich 
dazu, daß unabhängig nicht sein kann, das zu 
berichten, was dem einen oder dem anderen 
paßt. (Abg. S t ein i n ger: Was denn?) 
Aber, Herr Steininger, Sie werden ja jetzt 
um Gottes Willen doch nicht sagen, daß der 
unabhängige Rundfunk nur das berichtet, was 
der OVP paßt! Sie werden sich hier doch nicht 
solche Kindereien zu behaupten trauen? 

Ich bin davon überzeugt, daß der Herr Dok­
tor Kreisky zum Beispiel ganz genau weiß, daß 
es seit der Umkrempelung des ORF an inter­
nationalen Anerkennungen ja nicht gefehlt 
hat. Wenn man sich die Mühe machen würde, 
könnte man wahrscheinlich feststellen, daß 
auch Herr Dr. Kreisky bei brauchbaren Mög­
lichkeiten den Leuten ein freundliches Danke 
gesagt hat, sintemalen vor der Wahl, weil 
man ja damals diese Dinge nicht so machen 
konnte wie man es jetzt macht. 

Aber, Herr Dr. Kreisky, es geht um etwas 
anderes. Ich gestehe Ihnen zu, daß Sie meister­
lich agieren, und nur hie und da sieht man 
die Sprünge in der Maske des biedermänni­
schen Benehmens, das Ihnen meisterlich ge­
lingt. Ich sage das fast neidvoll. Aber Ihnen 
und Ihrer Partei geht es doch darum, wenn 
Sie diese Leute in dem ORF schon nicht in 
den Griff bekommen können, dann wenig­
stens so lang den ORF madig zu machen, um 
der Bevölkerung subkutan einzuträufeln, daß 
eine Änderung herbeigeführt werden muß. 
Wenn Sie es normal nicht in den Griff bekom­
men, dann muß es auf andere Weise gesche­
hen, denn Ihnen geht es nicht um die korrekte 

Aber die Sache hat ja jenen tieferen Hin­
tergrund, daß auf Grund des Rundfunk-Volks­
begehrens an sich Männer mit Zivilcourage, 
die mit den nötigen Prärogativen ausgestattet 
sind, Gott sei Dank nicht gesonnen sind, sich 
- auch nicht von einer sozialistischen Mini­
Mehrheit - ins Schlepptau nehmen zu lassen. 
Es schien ja lange Zeit, als ob Sie sich, Herr 
Dr. Kreisky, gegenüber Presse und Rundfunk 
tabuiert hätten. Es ist dies eine Meisterleistung 
gewesen. Aber je länger Sie an der Regierung 
sind, desto mehr wird es offenbar, daß Sie 
das, was Sie versprochen haben, nicht erfüllen 
können, und desto notwendiger wird es für 
Sie sein, zu versuchen, auch die öffentliche 
Meinung dorthin zu bringen. Und das ist der 
Versuch, den wir an sich sehr verurteilen: Die 
Bevölkerung in den Glauben zu versetzen, 
hier im ORF geschehe etwas, was jenseits 
demokratisdler Möglichkeiten ist, um das Ter­
rain für mögliche Attacken vorzubereiten. Wir 
werden Ihnen aber zeigen, daß Sie hier gar 
keine Attacken reiten werden. Wir werden 
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nicht zulassen, daß Sie dieses Rundfunk-Volks­
begehren verwässern. Das, glaube ich, kann 
ich Ihnen versprechen, denn das täte Ihnen so 
passen I (Abg. L u k a s: Daß es verbessert ge­
hört, haben Sie jetzt zugegeben!) Was habe 
ich denn zugegeben? (Abg. Lu k a s: Sie haben 
gesagt: Sie werden nicht in der Lage sein, 
es zu "verbessern"!) Zu "verwässern", Herr 
Kollege I Ihr Hörfehler ist interessant (allge­
meine Heiterkeit), aber ich habe bestimmt das 
eine gemeint und aum gesagt. 

Herr Dr. Kreisky, ich muß nom eines sagen: 
Sie haben, Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky, 
heute und anderswo anklingen lassen, wenn 
das nicht geht ... Was meinen Sie mit der, 
Möglichkeit, ein zweites Fernsehen zu etab­
lieren? Vielleicht können Sie sich darüber ein­
mal auslassen? Wollen Sie vielleicht - ich 
könnte das politisch verstehen - versuchen, 
über diesen Umweg ein Monopol für audio­
visuelle Meinungsbildung in Ihrem Sinne in 
Osterreich zu fabrizieren? (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Kr a n z 1 m a y r.) 

Ich glaube aber als Hüter der Demokratie 
eines sagen zu müssen. Darf ich Ihnen einen 
Satz aus einem Gespräch im "Zeitgeschehen" 
vom 12. 6." nur einen Satz vorlesen, er 
ist nicht aus dem Zusammenhang gerissen. 
Sie sagten unter anderem: "Ich verstehe 
schon" - an die RundfunkmensChen gewen­
det -, "daß Sie das alles sehr bewegt, und 
ich bewundere auch die Solidarität mit Ihrem 
Chef, das wird Ihnen hoffentlich auch in Zu­
kunft vergolten werden von ihm." - Was 
wollten Sie denn damit sagen? Ist Ihnen nidlt 
bewußt geworden, daß das unterschwellig eine 
Ankündigung ist? Ist es Ihnen nicht aufgefal­
len? Ich mute Ihnen ja bei Ihrem Intelligenz­
grad sogar zu, daß Sie sich nicht geirrt oder 
versprochen haben. Leute wie Sie versprechen 
sich sehr selten I Sie meinten "irgendwo an­
klingen lassen", und das ist es, Herr Doktor 
Kreisky, was wir Ihnen täglich bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit servieren werden. 

Zum Rundfunk: Wo immer Sie einen Wi­
derspruch in Ihren Äußerungen vor und nach 
der Wahl erkennen lassen, werden Sie das 
zu hören bekommen, und was den Rundfunk 
und das Fernsehen anlangt ... (Abg. Z a n k J: 
Das regt uns gar nicht aulf) Natürlich regt Sie 
das nicht auf, momentan nidlt! Aber ich möchte 
Ihnen etwas sagen: Sie sind schon besser 
gesessen als bei dieser dringlichen Anfrage, 
meine Herren von der SPOI (Heiterkeit und 
Beifall bei der OVP. - Abg. Dr. K r a n z 1-
m a y r: Der Pitlermann treut sich, daß die 
Rolle jetzt der Kreisky übernommen hat! -
Abg. Dr. Pi t t e r man n: Ich war nie Bundes­
kanzler!) Daß Sie das gerade glücklich macht? 
Ihnen glaube ich es, Herr Vizekanzler Doktor 
Pittermann, daß Sie das nimt aufregt. Da 
habe ich Verständnis dafür. 

Hohes 'Hausl Meine Damen und Herrenl 
Die Sache hat einen sehr. sehr ernsten Hin­
tergrund. weil Ihr Wunsch nach einer Mono­
polisierung der öffentlichen Meinung etwas 
ist - das haben Kollegen schon erwähnt, 
schreien Sie jetzt nicht, daß ich Sie der Ostan­
fälligkeit zeihe oder Ihnen irgend etwas an­
deres vorwerfe. (Abg. R 0 b a k: Nein, das 
können Sie nicht!) Nein, bestimmt nicht. (Abg. 
R 0 b a k: Sie und Ostaniälligkeitl) Herr Ro­
bak, sagen Sie nichts,' es fahren immer Sozia­
listen aus dem Burgenland mit mir mit. Also 
bitte, seien Sie still. 

Der VersuCh, die öffentliche Meinung so 
zu machen, wie es gewissen Leuten paßt, auch 
wenn sie eine große Gruppe darstellen, ist 
im Westen nicht üblich. Wir werden dafür 
kämpfen, die Bevölkerung aufmerksam zu 
machen, was Sie wirklkh wollen, und dann 
wird es Ihnen nicht gelingen, neben dem Im­
perium an Zeitungen ein Imperium zu besit­
zen und zu erzeugen, wo Sie der Bevölkerung 
so lange Ihre Parolen einhämmern, bis sie 
sie Ihnen vorübergehend glaubt und Ihnen 
dann die Mehrheit gibt, die Sie noch braudlen, 
damit Sie das endlich durchführen können, 
woran wir Sie noch hindern. Und wir werden 
Sie lange Zeit daran hindern! (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Bledla das Wort. 

Abgeordneter Bledla (SPO): Hohes Haus! 
Idl möchte mich zuerst einmal mit dem An­
trag, den die Herren Abgeordneten Peter, Gla­
ser, Zeillinger, Dr. Kranzlmayr und Genossen 
hier im Laufe der Debatte eingebracht haben, 
auseinandersetzen. Dieser Antrag, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, gehört wohl 
zum Merkwürdigsten, was diesem Hause je­
mals vorgelegt worden ist. (Heiterkeit und 
Widerspruch bei OVP und FPO. - Rufe bei 
der OVP: Das erlauben Sie sich zu beurteilen?) 

Ich habe mir erlaubt, mich auf die Funktion 
als Abgeordneter vorzubereiten. Dieses Recht 
wird mir doch auch noch zustehen. Ich habe 
mir einige Jahre .,. (Heiterkeit) habe mir 
einige Jahrgänge der stenographisdlen Pro­
tokolle durdlgesdlaut. Etwas so Merkwürdi­
ges wie diesen Antrag habe ich aber nicht 
gefunden. (Abg. Dr. W i t h alm: Sie haben 
schon gewußt, daß Sie Abgeordneter wer­
den?) Ja, nach erfolgter Kandidatenaufstellung. 
Es waren immerhin einige Monate Zeit, Herr 
Dr. Withalml (Abg. Dr. W j t ha 1 m: Sie ha­
ben "Jahre" gesagt!) "Jahrgänge" der steno­
graphischen Protokolle, weil ich mich nicht 
auf die letzten beschränken werde, wenn ich 
einen Gesamteindruck bekommen möchte. 
(Abg. Dr. W i t haI m: Sie haben es sehr 
gründlich gemacht!) 
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Bledla 
Darf iCh Ihnen vielleicht jetzt sagen, warum 

ich diesen Antrag merkwürdig finde? Dieser 
Antrag ist deshalb so merkwürdig, weil darin 
der Bundeskanzler aufgefordert wird, etwas 
zu unterlassen, was er in Wirklichkeit nie 
getan hat und was er auch nie zu tun beab­
sichtigt hat. Nach der Bundesverfassung ist 
das Entsdlließungsrecht das Recht des Natio­
nalrates, seinen Wünschen über die Ausübung 
der Vollziehung Ausdruck zu verleihen. Wenn 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren 
von der OVP und von der FPO, dieses wich­
tige Recht des Nationalrates dazu verwenden, 
Handlungen zu verhindern, die nicht gesetzt 
wurden und nicht gesetzt werden, dann glaube 
ich nicht, daß das dazu beiträgt, das Ansehen 
dieses Hauses zu mehren. (Beifall bei der SPD:) 
Noch niemals hat der Bundeskanzler die Unab­
hängigkeit des ORF, noch niemals hat die 
SPO die Unabhängigkeit des ORF einzuschrän­
ken versucht. (Abg. Dr. G r u b er: Na, dann 
lesen Sie die Protokolle! - Anhaltende Zwi­
schenruie und Widerspruch.) 

Aus diesem Grund wird die sozialistische 
Fraktion dieses Hauses diesen Antrag ableh­
nen. (Abg. Dr. G r u b e r: Da lesen Sie nach in 
den Protokollen! - Rui: Sie haben gar keine 
Ahnung!) 

Rundfunks, zu würdigen verstehen. Ich möchte 
betonen, daß die Sozialisten sehr wohl wis­
sen, welche großen Leistungen durch den ORF 
vollbracht werden. Ich möchte aber auch unter­
streichen, daß das die Sozialisten nicht hin­
dert, dann, wenn sie glauben, daß eine Ur­
sache dafür gegeben ist, diesen ORF zu kri­
tisieren. (Neuerlicher lebhafter Beifall bei der 
SPO.). 

Herr Peter, Sie haben in Ihrem Beitrag dar­
auf hingewiesen, daß der Herr Bundeskanzler 
die Repräsentanten des ORF abwertet. Als 
Sie davon gesprochen haben, er und die SPO 
würden abwerten, haben Sie in gleichem Atem­
zug erklärt, daß jetzt ein ehemaliger Proporz­
Direktor in den Aufsichtsrat gebracht worden 
wäre. Sie haben den Herrn Dipl.-Ing. Füchsl, 
der ein nicht nur innerhalb Osterreichs aner­
kannter Fachmann ist, durch diesen Ausdruck 
diffamiert. Sie tun das, was Sie uns vorwer­
fen. Wer sich da noch auskennen soll, weiß ich 
nicht. (Zustimmung bei der SPO.) 

Eines der zentralen Probleme der moder­
nen Demokratie - dieses zentrale Problem 
hört ja nicht zu bestehen auf, wenn man jetzt 
einmal ein Rundfunkgesetz hat - ist die 
demokratisdle Madltkontrolle. Für manche 
Bereiche unserer Gesellschaft ist diese Fest­
stellung bereits von weiten Kreisen akzeptiert 
worden. Auch in der heutigen Debatte haben 
das einige Herren zum Ausdruck gebradlt. 

Präsident: Aber, aber meine Herren I Beru­
higen Sie sich! Wozu diese Lautstärke? Natür­
lich, der Junge wird noch lauter schreien als 
die anderen. Das kann er sicherlich. Also 
wozu? (Anhaltender Bei/all bei der SPO.) Da­
her, bitte beruhigen Sie sich etwasl 

Abgeordneter Bledla (iortsetzend): 

Es gibt aber dodl nodl immer - und dafür 
ist diese Diskussion symptomatisch - einen 

Herr ganz besonders widltigen Bereich, in dem das 
Problem der Machtkontrolle besonders bedeut-

Dr. Gruber, wenn Sie mir zuhören, kommen 
Sie vielleicht zu der Auffassung, daß idl im 
Gegensatz zu manchen Ihrer Kollegen audl 
etwas anderes kann, als laut zu sein! (Abg. 
Mit t e r e r: Herr Kollege, lauter können Sie 
werden, aber besser nichtl) Das können Sie 
noch nicht beurteilen, Herr Minister! (Abg. 
Mit t er er: Wir hören es ja!) 

Die Diskussion über die Demokratisierung 
des ORF als einer gesellschaftlidlen Institu­
tion wird sich weder der Herr Bundeskanzler 
nodl die Bundesregierung noch die SPO ver­
bieten lassen. Man kann dodl hier nicht eine 
Art Redeverbot über die Demokratisierung 
einer gesellsdlaftlidlen Institution ausspre­
dlen wollen. (Bei/all bei der SPO.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
In der modernen Industriegesellschaft ist die 
Demokratisierung ein Gebot der Stunde. Sie 
sollten weniger schreien und schimpfen, son­
dern vielmehr uns dabei hier in Osterreich 
helfen. (Lebhaiter Beifall bei der SPO.) 

Ich mödlte auch jetzt ganz deutlidl unter­
streidlen, daß die Sozialisten sehr wohl die 
Leistungen des ORF, des Osterreidlischen 

sam ist, aber der Ausdruck "demokratische 
Machtkontrolle" doch noch am wenigsten be­
wußt zu sein scheint: das ist der Bereich der 
gesellschaftlichen Kommunikation. Die Sorge 
darum ist eine echte Sorge aller Demokraten. 

Die Massenmedien verfügen heute über ein 
hohes Maß an Macht in der Gesellsdlaft. Da­
her haben die Glieder dieser Gesellschaft ein 
großes Interesse an der Kontrolle, und zwar an 
der ständigen Kontrolle über diese Macht. 
(Abg. Z e illi n ger: Kreisky will ja EinilußI) 
Kreisky will Demokratisierung (Widerspruch 
bei OVP und FPO), nur für Sie ist echte Demo­
kratisierung des ORF ein Deckmantel für Ein­
flußnahme. (Abg. Mac h u n z e: Sagen Sie es 
p.hrlich: Gleichschaltung wollen Siel) Herr 
Madlunze, Gleidlschaltung können Sie 
den Sozialisten nidlt vorwerfen. Das gilt auch 
für Herrn Melter, der davon gesprodlen hat, 
daß Machtpositionen mißbraucht werden sol­
len. In diesem Land, in diesem Staat, hat die 
SPO nodl nie Machtpositionen mißbraudltr 
(Lebhaite Zustimmung bei der SPO.) Aber die 
Vertreter der anderen politischen Lager haben 
sdlon zu anderen Zeiten politisdl Andersden-
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kende hinter Schloß und Riegel gebracht. Die 
SPO ist die einzige Partei in diesem Lande, 
die derartiges nie getan hat. (Neuerlicher leb­
hafter Bei/all bei der SPO. - Zwischenruie bei 
der OVP. - Abg. Ben y a: Ihr Geschrei zeigt 
Ihre Schwäche! - Abg. Mac h u n z e: Was 
ist Demokratisierung?) 

Die Demokratie garantiert jedem Staatsbür­
ger, Herr Machunze, die Möglichkeit der Mit­
wirkung an den politischen Entscheidungen. 
Ob er jetzt davon Gebrauch macht oder nicht, 
dieses Recht muß ihm offenstehen. Diese Mit­
wirkung ist dem Staatsbürger in der moder­
nen Massendemokratie nur dann möglich, 
wenn er die notwendigen Informationen be­
kommt. (Abg. Dr. Mus s i 1: Die durch Sie 
manipulierten!) Daher muß ihm die Dberschau­
barkeit der komplex gewordenen Gesellschaft 
durm die Einschaltung demokratisch kontrol­
lierbarer Vermittlungsinstitutionen möglich 
gemacht werden. Das ist, wenn Sie wollen, 
ein anderer Ausdruck für Massenmedien. Und 
der ORF ist das wichtigste Massenmedium in 
Osterreich. (Abg. Mac h u n z e: Ich weiß noch 
immer nicht, was nach Ihrer Meinung unter 
"Demokratisierung im Rundfunk" zu verste­
hen istl) 

Da nun der einzelne die Informationen über 
die Massenmedien erhält, kommt er auch in 
ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis zu die­
sen Informationsträgern. Daraus ergibt sich, 
daß diejenigen, die über die Massenmedien 
bestimmen und sie bedienen, Schlüsselfiguren 
des demokratischen Systems geworden sind 
und daher auch ständig der Kritik unterzogen 
werden müssen. Nur durm diese Kritik, eine 
demokratische und konstruktive Kritik, wird 
die Unabhängigkeit dieser Schlüsselfiguren auf 
lange Sicht gewährleistet. (Beifall bei der 
SPO.) 

Ich weiß sehr wohl, daß im Rundfunkgesetz 
die Unabhängigkeit des einzelnen Redakteurs 
und Journalisten festgelegt ist. Aber nach den 
§§ 9 und 11 steht ja die ausschließliche Ver­
antwortung für die Programmgestaltung dem 
Generalintendanten, den Direktoren und In­
tendanten zu. Diese Unabhängigkeit, die in 
den §§ 1 und 2 angedeutet ist, kann sehr leicht 
durch die §§ 9 und 11 durchlöchert werden. 
Daher ist gerade beim ORF besondere Auf­
merksamkeit geboten. Es gibt praktische Bei­
spiele für die Notwendigkeit der Aufmerk­
samkeit. Es gibt einen Fall Gstrein. Darüber 
haben Sie in der vergangenen Gesetzgebungs­
periode hier in diesem Haus diskutiert. (Abg. 
GI ase r: Wer sind die "Figuren", von denen 
Sie gesprochen haben?) Von "Schlüsselfigu­
ren" habe im gesprochen, mein lieber Herr 
Kollege I Das ist ein Ausdruck, der in der 
wissenschaftlichen Literatur über den Prozeß 
der Meinungsbildung durchaus üblich ist. (Abg. 

Ben ya: "Schlüsselfiguren", das versteht der' 
Glaser nichtl) Ich meinte die Schlüsselfiguren 
des demokratischen Prozesses. Ich wollte das 
damit wiederholen. (Abg. Ben y a: Glaser 
hört schlechtI) 

Rundfunk und Fernsehen haben unserer 
Meinung nach durch die Vermittlung der ge­
sellschaftlichen Kommunikation, des Kampfes 
der Ideen und der Meinungen jene bestmög­
liche Uberschaubarkeit, die heute schon einige 
Male zitiert worden ist, herzustellen. Sie ste­
hen nicht irgendwo zwischen dem Staat und 
der Gesellschaft, sie sind keine vierte Gewalt, 
sondern sie sind ein Teil dieser Gesellschaft. 

Wenn sich nun die Bundesregierung das 
Programm gegeben hat, in allen gesellschaft­
lichen Bereichen den Ideen der Demokratie 
in diesem Lande zum Durchbruch zu verhel­
fen, dann heißt das auch, daß eine gesell­
schaftliche Institution wie der ORF damit ge­
meint ist. Das hat nichts mit "Gleichschaltung" 
und anderen Diffamierungen, die hier in Zwi­
schenrufen angeklungen sind, zu tun. 

Die Massenmedien und damit auch der ORF 
- da stimme ich mit einigen Vorrednern voll­
auf überein - sind die Podien, auf denen 
die verschiedenen Meinungen einander begeg­
nen sollen. Wir alle müssen dafür Sorge 
tragen, daß tatsächlich alle Meinungen, die es 
in einer Gesellschaft gibt, sich durch diese Po­
dien Gehör verschaffen können. Diese Insti­
tutionen dürfen nicht - das können Sie am 
allerwenigsten einer sozialistischen Regierung 
vorwerfen --:- von der Regierung manipuliert 
werden oder einer Regierung, aber auch nicht 
irgendeiner parteipolitischen Institution unter­
worfen werden. 

Aus dieser Funktion, daß diese Institutionen 
Podien sind, auf denen die Meinungen einan­
der begegnen sollen, folgt zwingend, daß die 
Meinungsfreiheit kein Privileg derer ist, die 
diese Medien bedienen! (Ruf bei der avp: 
Das wurde nie behauptetI) 

Wenn wir so viel von Demokratisierung 
sprechen, dann deshalb, weil es ja überall in 
Osterreich noch vieles zu tun gibt. Der ORF 
macht keine Ausnahme. Es ist schon von einer 
Selbstkontrolle der Redakteure und Journali­
sten, von einer größeren Mitbestimmung die 
Rede gewesen. Sie haben von der Kontrolle 
des Rechnungshofes gesprochen. Er kontrol­
liert und prüft die finanziellen Belange dieser 
Institution, aber doch nur auf Verlangen des 
ORF selbst. 

Was dort auf dem Sektor Informationsver­
mittlung geschieht, sei es auf dem Gebiet des 
Lokalen, aus dem österreichischen oder aus 
dem internationalen Bereich, soll noch einer 
weitergehenden Mitbestimmung unterworfen 
werden. (Ruf bei der OVP: Wer soll da mit-
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bestimmen?) Auch Redakteure, die die Nach­
richten auswählen, ORF-Teilnehmer, die sie 
hören. Sehr verehrter Herr Kollege! Auch der 
Aufsichtsrat soll auf Grund der Funktion, die 
er ausübt, ein verkleinertes Modell unserer 
Gesellschaft sein. (Ruf bei der OVP: Ist er das 
nicht?) Ich weiß nicht, ob der Modus der Be­
stellung diesem Anspruch voll gerecht wird. 
Der frühere Herr Bundeskanzler hatte fünf 
Leute nominiert, wobei er aus Dreiervorschlä­
gen in der Regel jeweils solche ausgewählt 
hatte, die seiner Partei näher stehen, und 
nicht gerade die unabhängigsten. (Abg. Doktor 
Mus si 1: Also Sie wollen doch das Rund­
funkgesetz ändern! - Abg. Dr. K r a n z 1-
ma y r: Also Sie verbieten den Leuten, daß 
sie parteipolitisch handeln und denken?) Das 
gab es doch in der Vergangenheit in dster­
reich leider sehr oft, daß man nur parteipoli­
tisch gedacht hat. Wir wollen es ja überwin­
den! (Abg. Dr. Mus s i 1: Was wollen Sie 
überwinden? Sie wollen den Rundfunk über­
winden, aber sonst gar nichts!) Meine Damen 
und Herren von der OVP! Tun Sie doch nicht so, 
als ob es bei Ihnen das rein parteipolitische 
Denken nicht gegeben hätte. 

Daß Rundfunk- und Fernsehteilnehmern eine 
gewisse Vertretung, ein gewisses Mitsprache­
recht beim ORF eingeräumt werden soll, ist 
ein durchaus legitimes Diskussionsthema. 

Meine Damen und Herren! Da sich unsere 
Gesellschaft, in der wir leben, ständig wan­
delt, muß auch das Berufungsprinzip in die 
Organe einer so wichtigen Institution, wie es 
der ORF ist, immer wieder überprüft und aufs 
neue diskutiert werden. Und das werden Sie 
den Sozialisten nicht verbieten können. (Bei­
fall bei der SPO. - Abg. Dr. Mus s i 1: Ver­
bieten nicht, aber verhindern werden wir es! 
- Abg. Mit t e r e r: Aber, Herr Kollege 
Blecha, wollen Sie also das Rundfunkgesetz 
ändern?) Wir wollen das Rundfunkgesetz nicht 
ändern, sondern wir wollen über diese In­
stitution ORF diskutieren können. (Abg. 
W ei k h art: Sie wollen ihm etwas in den 
Mund legen so wie der Dr. Mussi1!) 

kussionsprozesses, für die wir unserem Bun­
deskanzler dankbar sein sollten. (Beifall bei 
der SPO. - Ruf bei der OVP: Das fehlt uns 
noch! - Abg. Dr. Muss i 1: Das müssen Sie 
mit den 800.000 diskutieren, die das Volks­
begehren unterschrieben haben!) Das ist ein 
Versprechen, das in der Regierungserklärung 
abgegeben worden ist, und dieses Versprechen 
wird von dieser Regierung auch gehalten. 

Ihnen gegenüber, Herr Kollege Glaser, der 
Sie von Versprechungen geredet haben, möchte 
ich mir nur die Bemerkung erlauben: Sie ha­
ben erklärt, die OVP hätte den Initiativantrag 
zur Rundfunkreform gleich eingebracht, aber 
die jungen sozialistischen Abgeordneten, die 
einen Antrag betreffend Herabsetzung der 
Präsenzdienstzeit auf sechs Monate verspro­
men haben, hätten das nicht getan. Da waren 
Sie vielleicht ein Leser der "Süd-Ost-Tages­
post", die noch am 18. oder am 19. Mai 1970 
geschrieben hat, am 20. Mai sei wieder eine 
Haussitzung, aber dort werde der Antrag auf 
Herabsetzung der Wehrdienstzeit fehlen. Ge­
nau an diesem 20. Mai war der Initiativantrag 
im Haus. Vielleicht haben Sie das nicht be­
merkt. (Zwischenrufe bei der OVP.) Dieser 
Antrag wird in der nächsten Präsidialkonfe­
renz behandelt werden. Ich würde mich sehr, 
sehr freuen, Herr Kollege Glaser, wenn Sie 
im Landesverteidigungsausschuß für unseren 
Antrag stimmen werden, damit die sechs Mo­
nate auch durchgehen. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. W i t ha 1 m: Wer hat denn das in 
der Präsidialkonferenz beantragt?) 

Und wenn man schon davon gesprochen hat, 
daß jemand seine Zusagen nicht einhält: Wir 
haben Versprechen eingehalten, aber der Herr 
Vorsitzende des Rundfunkaufsichtsrates Dok­
tor Kranzlmayr hat seine Zusagen betreffend 
die Erhöhung der Werbegebühren, die er 
noch am 27. November 1969 vor der Paritäti­
schen Kommission und dem Innenminister ab­
gegeben hat, nicht eingehalten. Und das ist 
auch nichts Neues: Versprechungen von Ihrer 
Seite sind noch selten gehalten worden. (Zu­
stimmung bei der SPO. - Abg. Dr. Mus s i I: 

Das Grundrecht auf eine freie Meinungs- Aber Ihre Wahlversprechungen schon hundert­
äußerung ist der unmittelbarste Ausdruck der {Jrozentigf) In dem Regierungsprogramm, das 
menschlichen Persönlichkeit in der Gesell- Sie auch gehört haben, Herr Abgeordneter 
schaft. Es ermöglicht die ständige geistige Aus- Mussil, sind die Versprechungen der SPO ent­
einandersetzung. Zur Sicherung dieses Frei- halten. Wie viele wir davon durchsetzen kön­
heitsrechtes kann - und das darf ich doch als nen, wird davon abhängen, wie dieses Parla­
meine Uberzeugung hier zum Ausdruck brin- ment zu unseren Anträgen steht und in wel­
gen - nicht genug diskutiert werden und chem Ausmaß es diese unterstützt. Daher 
nicht genug getan werden in Osterreich. kommt es also auch zum Teil auf Ihre Unter-

Wenn hier der Vorschlag kommt, mit den 
Initiatoren des Volksbegehrens, und zwar als 
Vorschlag des Bundeskanzlers, darüber zu dis­
kutieren, ob alles, was seither im ORF gesche­
hen ist, ihren Intentionen entspricht, so ist 
das die Einleitung eines demokratischen Dis-

stützung an, Herr Mussil. 
Zum Abschluß kommend möchte ich noch­

mals betonen: Wir lehnen diesen Antrag ab, 
weil er etwas verlangt, was in der Praxis nie 
getan werden kann. Wir stehen zur Forde­
rung nach einer Demokratisierung aller Be-
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reiChe unserer Gesellsdl.aft und daher auch der ein paar Adressen von Leuten geben, die 
gesellschaftlichen Institution ORF. Man muß Ihnen näherstehen, bei denen Sie erfahren 
das Funktionieren bestehender Institutionen können, wer sich um solche Lizenzen bewer­
in Frage stellen, um Diskussionen auszulösen ben will. (Beifall bei der SPO.) 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Sagen Sie lieber gleich 
"umfunktionieren" 1), um einen Fortschritt in 
Richtung auf mehr Demokratie erreichen zu 
können. Dazu bekennen wir uns als Soziali­
sten, und dazu bekennt sich auch diese Regie­
rung. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich Herr 
Bundeskanzler Dr. Kreisky. Ich erteile es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte zu­
erst einmal zur Bemerkung des Herrn Abge­
ordneten Meltcr feststellen, daß ich nach den 
Informationen, die ich einholen konnte, etwas 
weniger als 21 Minuten gesprochen habe, 
obwohl diese dringliche Anfrage an mich ge­
richtet ist und ich in der Lage sein muß, 
die Auskünfte zu geben, von denen ich glaube, 
daß sie zur Materie notwendig sind. 

Daß Herr Dr. Kranzlmayr mitgeteilt hat, daß 
man zum Arbeitsgericht gehen kann, ist 
diesem Hause schon längst aus verschiedenen 
Debatten bekannt. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Nein, meine Herren! Da ist dem Herrn 
Dr. Kranzlmayr ein Malheur passiert. Ich habe 
nämlich gesagt: "Im wes e n t I ich e n kön­
nen Beschwerden über den Rundfunk oder 
gerichtliche Schritte gegen den Rundfunk ... " 
und so weiter. Ich habe das auf Grund, des 
stenographischen Protokolls vorgelesen. 

Weiters möchte ich sagen, was ich zum 
Beispiel zur Diskussion stellen werde. So 
werde ich bei den Herren, die die Initiatoren 
des Volksbegehrens waren, zur Diskussion 
stellen, inwieweit das Gesetz, das wir haben, 
mit den Intentionen des Rundfunk-Volksbegeh­
rens übereinstimmt und ob dort, wo es nicht 
übereinstimmt, siCh die entspreChenden Be­
stimmungen bewährt haben. 

Mehr kann man doch eigentliCh auf diesem 
Gebiet nicht tun, als den Initiatoren zu sagen: 
Schaut euch einmal jetzt die Praxis an! Nicht 
nur den Initiatoren, sondern auch allen 
anderen, die siCh zu diesem Rundfunkgesetz 
geäußert haben. Alle sollen die Möglichkeit 
haben, ihre Meinung zu dieser wichtigen Ein­
richtung zu sagen. 

Ich wurde in einer Pressekonferenz gefragt, 
ob es ein zweites Fernsehen oder einen 
zweiten Rundfunk geben kann. Meine Ant­
wort war: Nach den Informationen, die iCh 
habe, geht das durchaus. Ich habe nicht gesagt, 
daß wir dafür sind. Meine Herren, keine 
Angst - die Regierungspartei wird sich um 
keine Lizenz für ein zweites Fernsehen be­
mühen. Aber ich könnte Ihnen, meine Herren, 

Vom Herrn Abgeordneten Graf wurde 
weiters hier releviert, daß ich die Bemerkung 
gemacht hätte: Hoffentlich wird Ihnen das 
vorn Herrn Generalintendanten vergolten 
werden. - Ich habe gesagt: In Zukunft ver­
golten werden. Ich meinte - damit hier kein 
Zweifel besteht -: durch gute Behandlung. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Ja, ja, das ist 
sehr begründet, denn über eine allzu gute 
Behandlung haben sich die verschiedenen 
Herren im Rundfunk nicht immer zu beklagen. 
Das war damit gemeint. Ich hoffe, daß die 
Herren es auch so verstehen konnten. (Abg. 
Dr. W i t ha 1 m: Das nächste Mal sagen Sie 
das dann gleich/) Mein Wunsch mit der For­
derung nach Demokratisierung dient nicht der 
Monopolisierung der öffentlichen Meinung, 
sondern gen au dem Gegenteil: nämlich sie zu 
verhindern. 

Zum Schluß meine Herren: Sie werden in 
wenigen Tagen Gelegenheit haben zu prüfen, 
wie ernst es mir damit ist. (Abg. S tau d i n­
ger: Und die Antwort auf Herrn MeIlers 
Fragen, Herr Bundeskanzler? - Ruf bei der 
SPO: Das ist ja uninteressantl) 

Ich habe die Antworten auf die Fragen 
gegeben, von denen ich geglaubt habe, daß 
sie mir gestellt wurden. Ich möchte jetzt nur 
sagen: Meine Herren! Sie werden in wenigen 
Tagen Gelegenheit haben, sich von dem Geist 
zu überzeugen, mit dem ich diese Frage der 
Demokratisierung lösen werde. (Abg. G r a f: 
Sie könnten es uns ja jetzt gleich sagen, 
H eIl Bundeskanzler! Tun Sie doch nicht so 
geheimnisvoll/) Ich werde es Ihnen gleich 
sagen. Lassen Sie mich ausreden. Sie werden 
sich in wenigen Tagen davon überzeugen kön­
nen - denn in wenigen Tagen wird die 
Gesellschafterversammlung stattfinden. Ich 
kann Ihnen heute . schon versichern: Die 
Auswahl der Mitglieder des Aufsichtsrates, 
die in der Gesellschafterversammlung 
durchgeführt wird, wird in objektiverer 
Weise erfolgen, als das in der Vergangen­
heit der Fall war. Es werden nämlich die 
in Betracht Kommenden wirklich gefragt, wen 
sie als Vertreter dorthin entsenden wollen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Ein zweites Mal zu Wort ge­
meldet hat sich der Herr Abgeordnete Glaser. 
Es stehen ihm nach meinen Aufzeichnungen 
noch acht Minuten zur Verfügung. 

Abgeordneter Glaser (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Die wenigen 
Minuten nützend, verzichte ich auf jede Ein­
leitung und Erläuterung. Ich stelle fest: Ver-
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gange ne Woche hat ein OFR-Interview statt­
gefunden, und ich glaube, ohne Ubertreibung 
sagen zu können, daß mindestens 2 Millionen, 
wenn nicht mehr Mitbürger dieses Interview 
mit verfolgt haben. Ich überlasse es den Zu­
hörern und Zusehern zu deuten und zu urtei­
len, was Herr Dr. Kreisky mit dieser unter­
schwelligen Drohung und Erklärung: Na hof­
fentlich wird's euch euer Chef vergelten! -
weil an ihn Fragen gestellt wurden, die ihm 
nicht gepaßt haben -, gemeint hat. (Beifall 
bei der OVP. - Bundeskanzler Dr. Kr eis k y: 
Ich auch! - Abg. G r a. t z: Das ist eine Dro­
hung!) 

Herr Blecha, der seine Tätigkeit in diesem 
Haus mit einem gebrochenen Versprechen be­
gonnen hat, glaubte also gleich am Beginn 
als Benjamin dem Haus eine Belehrung ertei­
len' zu müssen, indem er von einem merkwür­
digen Antrag sprach und behauptete, die Pro­
tokolle seit Jahren gelesen zu haben. Da ist 
bestimmt ein Irrtum dabei. Die Protokolle über 
die Rundfunkdebatte in diesem Haus hat er 
bestimmt nicht gelesen, sonst hätte er den 
Mund nicht so voll nehmen können. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wenn ich sagte, daß Herr Blecha seine Tä­
tigkeit mit einem gebrochenen Versprechen 
begonnen hat, dann möchte ich Ihnen in Er­
innerung rufen, daß an alle Jungwähler ein 
Brief geschrieben wurde, in dem sich mehrere 
junge sozialistische Kandidaten, darunter auch 
ein Herr Karl Blecha, verpflichtet haben, in 
der ersten Sitzung des neu gewählten Natio­
nalrates einen Antrag einzubringen, der eine 
Verkürzung der Wehrdienstzeit auf sechs Mo­
nate vorsieht. Dieser Antrag soll so recht­
zeitig beschlossen werden, daß, wenn alle 
diese Jungwähler sozialistisch wählen, auch 
die zum Jännertermin 1970 Eingerückten be­
reits im Juni abrüsten können. 

Als dann diese sozialistischen Abgeordneten 
an dieses gebrochene Versprechen erinnert 
wurden, sah sich die "Sozialistische Korre­
spondenz" vom 12. Mai dieses Jahres veran­
laßt, darauf hinzuweisen, daß bereits in der 
Regierungserklärung in ähnlichem Sinne eine 
Ausführung enthalten sei und daß es daher 
nicht sinnvoll sei, diesen Antrag einzubringen. 
(Ständige Zwischenrufe bei der SPO. - Un­
ruhe.) Acht Tage später, verehrte Damen und 
Herren, war es dann plötzlim wieder sinn­
voll, dom diesen Antrag einzubringen. 

Ich verstehe, daß es Ihnen unangenehm ist, 
Ihnen Ihre Politik der Widersprüche, bei der 
Ihnen ja Ihr Parteivorsitzender mit bestem 
Beispiel vorausgeht, in Erinnerung zu rufen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Genauso möchte ich den Herrn Blecha fra­
gen, der uns beschuldigt hat - uns, die wir 
in diesem Lande 25 Jahre lang die Hauptver­
antwortung getragen haben! -, wir hätten 
nom nie Verspremen gehalten: Was hat denn 
die Sozialistisme Partei vor dem 1. März ver­
sprochen? Herr Vizekanzler Häuser! Ein An­
passungsfaktor wurde versprochen, der jetzt 
bei weitem nicht gehalten wurde. Was haben 
Sie denn noch alles versprochen - Sonder­
steuern et cetera werden alle wegfallen. Und 
Ihr Finanzminister erklärt jetzt, es sei nicht 
daran zu denken, daß diese Steuern ersatzlos 
auslaufen können. 

Noch oft werden wir Sie daran erinnern, 
was Sie vor der Wahl versprochen haben und 
womit Sie zweifellos einen gewissen Prozent­
satz der Osterreicher getäuscht haben, die aber 
sehr bald daraufkommen werden, daß sie eben 
einer Täusmung aufgesessen sind. Das sei vor 
allem jenem jungen Herrn hier gesagt, der 
glaubte, gleich sein erstes Auftreten hier in 
diesem Hause dazu benützen zu müssen, um 
zu dozieren und zu belehren. 

Wenn die Meinungsforschungsergebnisse 
des Instituts Blecha auf diese Art und Weise 
zustandekommen wie hier seine Ausführun­
gen, dann habe ich fast den Eindruck, daß 
das Ergebnis, zumindest das verlautbarte Er­
gebnis dieser Forschungen mit dem Namen 
Blecha sehr viel gemeinsam hat. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Abgeordneten Ströer das Wort. 

Abgeordneter Ströer (SPO): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Der Beitrag des 
Herrn Abgeordneten Glaser veranlaßt mich zu 
einer kurzen Stellungnahme. Sein Beitrag, in 
dem er wissentlich vom gestellten Thema ab­
gegangen ist, hat nämlich ganz deutlich ge­
zeigt, wie daneben die heutige Anfrage wieder 
gegangen ist. (Beifall bei der SPO.) 

Sie haben nämlich den Rest Ihrer Rede­
zeit, Herr Abgeordneter - nehmen Sie das 
zur Kenntnis - nicht dazu verwendet, dem 
Herrn Bundeskanzler eine Antwort zu geben, 
sondern um über andere Dinge zu reden. Also, 
ich glaube, so erfolgreich war Ihre Anfrage 
nicht. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Aber im übrigen, Herr Abgeordneter Glaser, 
was die sechs Monate betrifft, werden Sie im 
Ausschuß für Landesverteidigung bald Gele­
genheit haben, dazu Stellung zu nehmen. (Abg. 
G r a f: Im Oktober!) Und Sie werden auch 
Gelegenheit haben, hier im Hause einiges 
sagen zu können. (Abg. GI ase r: Zuerst war 
es nicht sinnvoll, und eine Woche später war 
es sinnvoll!) 
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Ströer 
Ich habe in der heutigen Debatte noch etwas 

gelernt, meine Damen und Herren. Ich habe 
gelernt, daß es etwas Ungeheuerliches ist, 
wenn man von Demokratisierung spricht, daß 
es etwas Furchtbares ist, wenn man sich er­
laubt, Vorgänge im ORF zu kritisieren. Ja 
was ist denn da so Ungeheuerliches an 
einer solchen Diskussion? - Sie waren 
nicht imstande, dem Bundeskanzler zu unter­
schieben, daß er eine Monopolisierung 
des ORF im Schilde führt. Das ist Ihnen nicht 
gelungen. 

Aber noch etwas, meine Damen und Herren: 
Sie haben versucht, mit untauglichen Mitteln 
den Sozialisten beizubringen, was Demokratie 
ist. Wir Sozialisten haben keinen Bedarf an 
solchen Ratschlägen. Denn vom Kollegen Mel­
ter oder von einigen anderen Rednern, auch 
Herrn Kollegen Glaser, zu hören, wie wir uns 
als Demokraten zu verhalten haben, ich glaube, 
das ist nicht erforderlich, das können Sie sich 
ersparen. 

Aber noch etwas haben Sie gemacht. Sie 
haben versucht, einen jungen Abgeordneten 
in seiner ersten Rede systematisch fertig zu 
machen. (Abg. G 1 ase r: Was veranlaßt Sie 
zu der Behauptung, daß ich ein schlechter 
Demokrat bin und Sie ein guter sind? - Abg. 
PI ade r: Der Ton macht die Musik!) Das 
ist nicht sehr fair von Ihnen. 

Im übrigen sage ich Ihnen in voller Verant­
wortlichkeit (Zwischenrufe bei der tJVP), ob 
Sie es hören wollen oder nicht: Im ORF ist 
nicht alles so in Ordnung, wie Sie es gerne 
darstellen. Es gibt manches, was man kriti­
sieren kann. Und Sie werden uns nicht abha.!­
ten, solche Kritik anzubringen. (Beifall bei der 
SPtJ. - Abg. M a y r: Wenn sie keine ande­
ren Argumente haben, können Sie aufhören! 
- Ruf bei der OVP: Sagen Sie es dann, was!) 
Aber meine Damen und Herren! Warum diese 
Aufregung? Wir haben das hier nicht einmal 
gesagt, was uns nicht paßt, und wir werden es 
bei Gelegenheit wieder sagen. Und ich sage 
dem Herrn Bundeskanzler, daß er nicht ... 
(Ruf bei der OVP: Beweise! - Andauernde 
Zwischenrufe bei der tJVP. - Gegenrufe bei 
der SPtJ.) 

Soll ich Ihnen den "Maulkorb-Erlaß" des 
Herrn Generalintendanten vorlesen, der es 
den Angestellten untersagt, sich politisch zu 
betätigen? Soll ich Ihnen etwas erzählen von 
den willkürlichen Kündigungen und Entlas­
sungen? (Abg. Z ei 11 i n ger: Nichts wie Ver­
dächtigungen, ohne Beweise! - Abg. So r o­
nie S: Das hat mit dem Rundfunkgesetz nichts 
zu tun!) Soll ich Ihnen sagen, wie sehr der 
Herr Generalintendant Bacher die Gerichte und 

Höchstgerichte beansprucht? Wir werden bei 
Gelegenheit noch darauf zu sprechen kommen. 
(Abg. Pet e r: Heute sollen Sie es tun!) 

Aber dem Herrn Bundeskanzler sage ich, 
daß er mit seiner Meinung, mit seiner Kritik 
nicht allein steht, sondern daß Hunderttau­
sende Osterreicher, auch solche, die das Volks­
begehren unterschrieben haben, hinter ihm 
stehen. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
Herrn Abgeordneten Zeillinger das Wort. 
(Abg. G 1 ase r: Ein richtiger Gewerkschafter! 
Beweise! - Abg. Li b a 1: Die Beweise kom­
men noch!) 

Abgeordneter Zeillinger (FPO): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Nachdem der Spre­
cher der Sozialistischen Partei festgestellt hat, 
diese dringliche Anfrage wäre danebengegan­
gen, und gleichzeitig dem Sprecher der OVP 
den Vorhalt gemacht hat - er wird sich sicher­
lich damit beschäftigen -, daß er nicht die 
Fragen des Kanzlers beantwortet hat, darf 
ich einmal hier für die Offentlichkeit klar­
stellen: Es ist eine dringliche Anfrage an den 
Bundeskanzler, und hier hat der Bundeskanz­
ler zu antworten. (Abg. G rat z: Das müssen 
Sie den B1echa tragen! - Abg. T h a 1 h a m­
me r: Das sagen Sie?) Oh, da brauchen Sie gar 
keine Angst zu haben. Wir werden uns in 
sachlichen Fragen nach wie vor auseinander­
setzen, aber wir werden uns überall dort fin­
den, wo Sie einen Anschlag auf die Freiheit 
des Rundfunks vorbereiten. (Beifall bei FPO 
und OVP. - Abg. K ern: Sehr richtig!) 

Jawohl, Herr Kollege, das sage ich: Um 
diese demokratischen Freiheitsrechte zu ver­
teidigen, verbünden wir uns mit jedem in die­
sem Staat. Wir laden Sie ein, es ebenfalls zu 
tun. 

Der Redner der Sozialistischen Partei hat 
hier eben erklärt, es sei nicht alles so in Ord­
nung. Meine Damen und Herren! Darum geht 
es doch! Das ist der rote Faden, mit dem der 
Herr Bundeskanzler die Reihe der Verdächti­
gungen gegen den Osterreichischen Rundfunk 
eröffnet hat. Er hat erklärt, es sei nicht alles 
in Ordnung, und er werde es in Ordnung brin­
gen. Der Abgeordnete Ströer sagt wieder, es 
sei nicht alles so in Ordnung. In drei Stunden 
aber hat kein einziger Sozialist hier gesagt, 
was nicht in Ordnung ist. (Beifall bei 
FPtJ und tJVP.) 

Meine Herren! Sie unterstellen, Sie verdäch­
tigen, aber Sie lassen die Rote Katze diesmal 
nicht aus dem Sack.. Sie haben die Absicht, 
etwas zu ändern ... (Abg. G rat z: Ihre Hul­
digungsadl'esse zum zweiten Mal ist auch eine 
Schande! - Abg. S tau d i n gel: Das ist doch 
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Zeillinger 
unerhört! - Abg. W e i k h art: Die Herren 
schauen da herüber! - Abg. M a Y I: Das ist 
die neue Gesellschaftsordnung, die Sie predi­
gen! Sie unterscheidet sich nicht von den 
Kommunisten!) Herr Bundesminister! Ich weiß 
nicht, was an mir eine Schande ist. Ich nehme 
an, Sie werden sich zu Wort melden und es 
klarer ausdrücken. Es liegt beim Herrn Präsi­
denten, darüber zu urteilen. Ich weiß, daß 
vielleicht bei Ministern mit Ordnungsrufen 
anders verfahren wird. Ich hätte sicher schon 
einen bekommen, wenn ich Sie der Schande 
bezichtigt hätte. Ich tue es nicht, aber Sie 
haben es bei mir getan. Ich habe eben gehört, 
daß wir uns mit jedem Faschisten verbinden. 
Ich muß sagen, ich weiß nicht mehr, meine 
Damen und Herren, was Sie jetzt wollen. 

Eines steht fest, Herr Bundeskanzler, meine 
Herren Minister und Sozialisten I Mit dieser 
dringlichen Anfrage - wir bekennen uns 
dazu - haben wir Sie irgendwo am Nerv 
getroffen. (Abg. Dr. Pi t t e r In an n lacht.) 
Ja, Herr Dr. Pittermann, Sie mögen lachen, für 
Sie ist das eine lustige Angelegenheit. (Abg. 
Dr. Pi t te r man n: Aber lachen darf ich!) 
Für uns ist das sehr ernst. 

Darf ich ein bißehen in die Pittermann-Ära 
zurückblenden, weil hier ein junger Kollege 
- Blecha - eine Rede gehalten hat. Es ist 
schade, daß vor zehn Jahren kein Sozialist so 
gesprochen hat. Meine Herren! Sie haben doch 
damals den politischen Einfluß im Rundfunk 
ausgebaut. Da gab es keinen Sozialisten, der 
bereit gewesen wäre, uns Freiheitliche zu un­
terstützen, als wir sagten, drängen wir den 
Einfluß der Parteipolitik im damaligen Rund­
funk zurück. Im Gegenteil, Sie haben auf der 
Basis 50 zu 50 mit der damaligen Koalitions­
partei, mit der Volkspartei, den Rundfunk 
total verpolitisiert. 

Herr Kollege Blecha! Wenn Sie sagen, "kein 
Machtmißbrauch von Sozialisten", dann könnte 
ich Ihnen Dutzende Beispiele bringen. Einmal 
ist hier im Hause von einem sozialistischen 
Direktor gesprochen worden. \Venn Sie die 
Protokolle gelesen haben, so werden Sie 
sehen, diese Frage ist von den Sozialisten ele­
gant erledigt worden. Das möchte ich auch 
anerkennen. Sie sehen aber, es gibt Fehler 
und Mißbrauch. Niemand ist unfehlbar, auch 
wir Freiheitlichen sind es nicht. Nur nicht 
behaupten, daß Sie noch nie die Macht miß­
braucht haben. Herr Kollege! Das würde dazu 
verleiten, alle jene Fälle von Machtmißbrauch 
aus früheren Jahren anzubringen, die gerade 
Sie hier in diesem Hause geliefert haben. Auf 
dem Gebiete des ORF ist Ihre Schuld groß, 
denn Sie waren diejenigen, die damals immer 
die Verpolitisierung gefordert haben. 

Es zeigt sich zweifellos: Zwei Dinge hat die 
heutige dringliche Anfrage klar gezeigt. Sie 
haben Absichten mit dem ORF, das ergab das 
Interview, das ergab sich aus allen heutigen 
Wortmeldungen der Sozialisten, und Sie sind 
nicht bereit, bereits jetzt zu erklären, was Sie 
am Gesetz ändern wollen. Sie diffamieren, Sie 
erklären, es sei nicht alles in Ordnung, aber 
Sie weigern sich, zu sagen, was nicht in Ord­
nung ist. Es spricht einer nach dem andern. 

Darf ich dem jungen Sozialisten sagen: Ein 
offenes Wort hätte ich gerade von einem jun­
gen Sozialisten erwartet. Aber er hat mit der 
Gewandtheit alter Sozialisten mit vielen schö­
nen Worten sehr viel Unverständliches -
sicherlich für die breite Masse - gesprochen. 
Er hat viele sehr hohe Worte gesagt, aber 
wo nach Ihrer Meinung der Fehler liegt und 
was geändert gehört, das haben Sie, Herr Kol­
lege Blecha, nicht gesagt. Genauso, wie es die 
alten Sozialisten taten, die immer gesagt 
haben, es sei nicht alles in Ordnung, dort ge­
höre einiges geändert - aber was sie ändern 
wollten, das sagten sie nicht. 

Meine Damen und Herren! Sie haben gesagt, 
der Antrag sei überflüssig. Ich muß Ihnen 
sagen, nach der Diskussion, die die Sozialisten 
heute geliefert haben, ist der Antrag notwen­
dig, und wenn er noch -hicht gestellt worden 
wäre, dann müßte er gestellt werden. Er lau­
tet nämlich: Der Bundeskanzler wird aufge­
fordert, alle Versuche, die durch das Rund­
funkgesetz gewährleistete Unabhängigkeit des 
ORF einzuschränken, zu unterlassen. - Und 
wenn heute ein Verdacht bekräftigt worden 
ist, dann nur der, daß Sie solche Versuche an­
stellen und daß Sie heute noch nicht bereit 
sind, darüber zu diskutieren. 

Sie sprechen von Demokratisierung. Sie 
haben gesagt, Sie werden den Antrag ableh­
nen. Das heißt also, Sie sind dagegen, daß 
der Bundeskanzler aufgefordert wird, diese 
Versuche zu unterlassen. Das ist eben Ihre 
Note. Sie kündigen nur an und sagen, es sei 
nicht alles in Ordnung, das Gesetz gehöre ge­
ändert, es gehöre ein Einfluß gesichert. Aber 
Sie sagen nicht, wie Sie es wollen. 

Nun vollzieht sich - Herr Kollege Blecha, 
darf ich als älterer Abgeordneter Ihnen das 
sagen - ein Demokratisierungsprozeß. Nun 
wird sich - das mag die Minderheit über­
raschen - möglicherweise eine Mehrheit bil­
den, die den Rundfunk, den ORF, das Fern­
sehen schon von vornherein in Schutz nimmt 
gegen mögliche Angriffe und Verdächtigungen 
aus den Kreisen der Regierung und der Sozia­
listen. Und dieser Mehrheit - Herr Kollege, 
das ist Demokratie! - hat sich die Regierung 
zu fügen. Das ist ein Befehl. (Beifall bei FPO 
und OVP.) 
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Zeillinger 
Diese ungreifbaren Verdächtigungen, die Sie 

heute ausgesprochen haben, haben in mir per­
sönlich - ich bekenne mich dazu - den Ver­
dacht bestärkt, daß die sozialistische Regierung 
und die Sozialistische Partei Wege sucht, 
um einen parteipolitischen Einfluß auf den 
ORF auszuüben, Herr Kollege, das ist die 
Antwort auf Ihre Feststellung, es sei nicht 
alles in Ordnung beim ORF, es gehöre das 
Rundfunkgesetz geändert, es gehöre der Re­
gierung Einfluß eingeräumt. 

Wer gleichen Sinnes ist, wer der Ansicht 
ist, daß in diesem Staate ein freier, unabhän­
giger Rundfunk und ein freies, unabhängiges 
Fernsehen erhalten bleiben sollen, den laden 
wir ein, den Antrag zu unterstützen, mit dem 
der Bundeskanzler aufgefordert wird, alle Ver­
suche, die durch das Rundfunkgesetz gewähr­
leistete Unabhängigkeit des ORF einzuschrän­
ken, zu unterlassen. (Präsident Pro b s t über­
nimmt den Vorsitz.) 

Der Antrag kann von jedem Abgeordneten 
unterstützt werden, der die Unabhängigkeit 
des ORF nicht einschränken will. Wer den 
Antrag nicht unterstützt, von dem wissen wir, 
was er in Wahrheit beabsichtigt. (Beifall bei 
der FPO und bei Abgeordneten der OVP. -
Ironische Heiterkeit bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Czernetz. 

Abgeordneter Czernetz (SPO): Hohes Haus! 
Wenn im mim richtig erinnere, hat am Beginn 
der Debatte der Abgeordnete Peter von der 
Haltung der Sozialisten nom vor der Be­
schlußfassung über das heute geltende Rund­
funkgesetz gesprochen. Dabei hat er auch mei­
nen Namen genannt. Ich glaube, es wird doch 
gut sein, einige Begriffe, mit denen hier ope­
riert wird, ruhig zu untersuchen, 

Hohes Haus! Ich glaube nicht, daß es wirk­
lich einen Sinn hat, im Parlament, nämlich 
einer Stätte, wo wir miteinander und gegen­
einander reden sollen, zu schreien. Man ver­
steht sich nicht. (Abg. M i n k 0 w i t s c h: Da­
mit hat der Blecha angefangen!) Ich möchte 
nur feststellen, daß das Schreien keinen Sinn 
hat. Ich habe es nicht an bestimmte Seiten 
adressiert, sondern nur allgemein festgehal­
ten, daß es nicht im Wesen d.es Parlaments 
liegt. (Abg. GI ase r: Blecha, aufpassen!) Ich 
danke für die Zustimmung. 

Meine Damen und Herren! Wenn man hier 
von einer drohenden Wiederverpolitisierung 
spricht, dann scheint mir darin ein Irrtum zu 
liegen, denn Rundfunk und Fernsehen können 
nicht entpolitisiert werden. Sie sind Medien, 
die nicht nur, aber vorwiegend, über die Po-

litik in unserem Lande und in der Welt zu 
berichten haben. Sie sind dem Wesen nach 
politisch, und man kann sie daher nicht mehr 
verpolitisieren. Offenbar wird hier etwas ge­
meint, was schon in der Rede des Abgeord­
neten Zeillinger zum Schluß wieder stärker 
hervorkam, und zwar eine parteienmäßig ein­
seitige Verpolitisierung, aber nicht eine Ver­
politisierung im allgemeinen. (Zwischenruf des 
Abg. Dr. Mus s i I.) 

Wir müssen uns im klaren sein: Ein Instru­
ment, das den verschiedenen Tendenzen, Strö­
mungen und Ideen Ausdruck. geben soll, kann 
nur sehr schwer in einem abstrakten Sinn 
"objektiv" geführt werden. Denn es handelt 
sich dabei um politische Menschen, so wie Sie, 
und wie wir es sind. Natürlich ist es ein Pro­
blem, wie man ein solches Instrument führen 
und erhalten kann, daß es wirklich eine In­
formationsaufgabe erfüllt, aber nicht einseitig 
wird. 

Daraus hat man früher - und das möchte 
ich betonen - den Schluß gezogen, daß es bes­
ser ist, ein solches Instrument gemeinsam zu 
kontrollieren. Das waren die damaligen Ideen 
der heute als überholt angesehenen proporz­
mäßigen Kontrolle. Das ist vorüber. 

Aber gerade weil mein Name genannt 
wurde, möchte ich ausdrücklich sagen: Ich per­
sönlich habe aus diesen ganzen Erfahrungen 
gelernt. Ich bin zu einer Erkenntnis gekom­
men, die mir nicht unwichtig erscheint und 
die den Kollegen, die in den Europarat ent­
sandt wurden, bekannt ist. Meine Damen 
und Herren! Osterreich ist einer der europä­
ischen Staaten, die die Europäische Konven­
tion der Menschenrechte ratifiziert haben und 
ihren Bestimmungen unterliegen. 

Im Artikel 10 der Europäisdlen Konvention 
der Menschenrechte heißt es: "Jedermann hat 
Anspruch auf freie Meinungsäußerung. Dieses 
Recht schließt die Freiheit der Meinung und 
die Freiheit zum Empfang und zur Mitteilung 
von Nachrichten oder Ideen ohne Eingriffe 
öffentlicher Behörden und ohne Rücksicht auf 
Landesgrenzen ein. Dieser Artikel schließt 
nicht aus, daß die Staaten Rundfunk-, licht­
spiel- oder Fernsehunternehmen einem Geneh­
migungsverfahren unterwerfen," (Abg. Doktor 
Kr a n z 1 m a Y f: Was spricht jetzt dagegen?) 
Ich möchte meinen Gedanken ausführen. 

Eines ist außer Frage gestellt: Wenn irgend­
ein Mitgliedstaat des Europarates, der die 
Menschenrechtskonvention anerkennt, sagte: 
Wir geben eine Staatszeitung heraus; die Re­
daktion dieser Staatszeitung ist unabhängig; 
wir nehmen keinen Einfluß auf diese Staats­
zeitung; sie beridltet objektiv; alle können 
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Czemetz 

zu Wort kommen, und alle können ihre In­
formationen von dort beziehen - wenn das 
ein Staat erklärte, würde er auf Grund des 
Artikels 10 der Menschenrechtskonvention ge­
klagt werden. Er würde vor die Europäische 
Menschenrechtskommission und den Europä­
ischen Gerichtshof kommen. Das steht außer 
Frage. 

Hohes Haus! Das Problem, vor dem wir 
jetzt stehen, ist aber ein anderes. Die Men­
schenrechtskonvention ist kurz nach dem Krieg 
entstanden. Man hat damals wohl den Rund­
funk in seiner Bedeutung gekannt, das Fern­
sehen aber bei weitem noch nicht. Jetzt ste­
hen wir vor der interessanten Erscheinung, 
daß in den meisten Ländern auf dem Gebiete 
der Massenmedien Rundfunk und Fernsehen 
Monopole bestehen. Ich möchte ausdrücklich 
sagen: Mit gewissen Unterschieden, mit grö­
ßerem oder kleinerem Einfluß der Regierun­
gen und Regierungen der einen oder anderen 
politischen Richtung. Das ist ein allgemeines, 
ein europäisches und internationales Problem. 
Wieweit ist ein Monopol - ich möchte aus­
drücklich sagen: ein staatliches oder ein pri­
vates Monopol - auf dem Gebiete der Mas­
senmedien mit dem Geist der Menschenrechts­
konvention in Einklang zu bringen? Bei den 
besten Absichten und Bemühungen der in den 
Massenmedien Tätigen gibt es Schwierigkei­
ten; politische Menschen, die in politischer 
Beziehung nicht wirklich "objektiv" sein kön­
nen, sind auch nicht imstande, die von ihnen 
geführten Massenmedien "objektiv" zu gestal­
ten. 

Der Herr Bundeskanzler hat in zwei Ant­
worten, die er hier gegeben hat, gesagt: Bei 
der Demokratisierung des Rundfunks muß man 
sich ja ernsthaft überlegen, wieweit es ein 
Monopol geben kann. Ich wiederhole: ein 
privates oder ein staatliches Monopol. Das hat 
mit der Frage gar nichts zu tun, ob es auf an­
deren Gebieten des Wirtschaftslebens Mono­
pole geben soll oder nicht. Das kann man 
überprüfen. Darüber kann man verschiedener 
Meinung sein. 

Ich bin der Auffassung, daß man als Demo­
krat, welcher Farbe man auch immer ange­
hört, sagen muß: Monopole - öffentliche oder 
private - auf dem Gebiete der Meinungs­
träger sind für die Demokratie auf die Dauer 
untragbar. (Zustimmung bei der SPtJ.) Das 
heißt nicht - und das wurde vorher gesagt -, 
daß wir etwa jetzt die Absicht haben, um eine 
Lizenz einzukommen. (Abg. Dr. Mus s i 1: 
Noch nicht gleich, aber demnächstJ) Man wird 
sich aber zum Beispiel im Europarat bemühen 
müssen, den Text der Konvention so zu än­
dern, daß diese Frage erlaßt werden kann. 

Meine Damen und Herren! Das ist nicht 
Sache einer mehr oder weniger gemütlichen 
Unterhaltung, bei der wir uns gegenseitig an­
schreien, sondern es wird eine Lebensfrage 
der Demokratie sein, ob staatliche oder pri­
vate Monopole Meinungen manipulieren kön­
nen. Und Meinungen werden von Monopol­
institutionen zweifelsohne manipuliert. Mit 
dieser Frage werden wir uns ernsthaft zu be­
fassen haben. 

Meine Damen und Herren! Hier wurde pole­
misch-politisch gesagt: Die Sozialisten haben 
Machtmißbrauch getrieben. Ich glaube nicht, 
daß Sie damit meinen, in dem einen oder ande­
ren Fall hätte ein Minister oder Mandatar 
einen Irrtum begangen oder einen Fehler ge­
macht. Ma<htmißbrauch heißt nicht, daß ein 
kleines Versehen vorliegt, das kann immer 
wieder geschehen. Wenn das Wort "Macht­
mißbrauch" verwendet wird, denkt man an 
eine ernsthafte Einschränkung demokratischer 
Rechte. 

Uberlegen Sie doch einmal, ob es sinnvoll 
und berechtigt ist, gerade das den Sozialisten 
vorzuwerfen. Viele von Ihnen haben unter 
dem Machtmißbrauch des Nationalsozialismus 
gelitten so wie wir. Aber wir haben auch 
unter dem Machtmißbrauch gelitten, der von 
Ihren Vorgängern gekommen ist. (Zustimmung 
bei der SPtJ. - Widerspruch bei der OVP.) 
Lassen wir das lieber, meine Damen und Her­
ren! Man rede nicht von Machtmißbrauch, 
unter dem dieses Land genug zu leiden hatte. 
Werfen Sie das bitte nicht den Sozialisten 
vor, die in den Kerkern von Dollfuß und 
Schuschnigg keinen Machtmißbrauch betrei­
ben konnten. Wir waren dort die Leidenden, 
bevor Sie noch zum Leiden gekommen sind. 
(Abg. Dr. Mus s i 1: Jetzt wird es ungemütlich, 
mein Lieber, sehr ungemütlich!) Es war sehr 
ungemütlich dort, das kann ich Ihnen ver­
sichern! Sie waren ja nicht dort. 

Aber ich möchte auch noch sagen, daß man 
mit Anträgen wie dem hier gestellten das 
Problem, von dem ich gesprochen habe, nicht 
lösen kann. Da heißt es: Der Bundeskanzler 
wird aufgefordert, alle Versuche, unter dem 
Deckmantel einer "echten Demokratisierung 
des ORF" die durch das Rundfunkgesetz ge­
währleistete Unabhängigkeit des ORF einzu­
schränken, zu unterlassen. 

In Wirklichkeit kann man mit dieser For­
mulierung, die doch kaum das Papier wert ist, 
auf dem sie steht, gar nichts machen, gar nichts 
erreichen. Man soll vor allem nicht ultimative 
Forderungen stellen: Wer das nicht unter­
zeichnet oder nicht dafür stimmt, ist ein 
Gegner der Unabhängigkeit! 
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Czernetz 
Es gibt in Wirklichkeit im politischen Leben 

doch nur die Unabhängigkeit, die wir gegen­
seitig voneinander haben können, und es 
gibt keine Entpolitisierung, sondern es kann 
sich nur darum handeln, daß man hier, an 
einer solchen Stelle, jenen Mißbrauch ver­
meidet, der zwangsläufig aus einem Monopol 
der Meinungsträger erwächst. 

Und darum wird man sich mit diesem Pro­
blem ernsthafter zu beschäftigen haben als 
mit diesem Papierchen! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Bundeskanzler. (Abg. Dr. Hai der: 
Das wird länger dauern!) 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ja! Es ist bei 
uns so wie in jedem anderen Parlament, daß 
man immer wieder aufs neue argumentiert: 

Ich habe mich deshalb auch zu Wort ge­
meldet und möchte sagen, daß ich nicht die 
Absicht habe, die Unabhängigkeit des ORF 
einzuschränken, und daß ich glaube, das hin­
länglich hier dargetan zu haben: in aller 
Offentlichkeit und in aller Eindeutigkeit. (Abg. 
Dr. Hai der: Sanfter Rückzug!) Ich werde 
mich daher keines "Deckmantels der echten 
Demokratisierung" des ORF bedienen. Aber, 
Hohes Haus, ich erachte es als meine Pflicht, 
nach wie vor dafür einzutreten, was ich in 
der Regierungserklärung gesagt habe: für 
eine echte Demokratisierung aller gesellschaft­
lichen Bereiche und Einrichtungen. (Beifall bel 
der SPO.) 

Churchill hat einmal gesagt, daß die Demo­
kratie im wesentlichen darin besteht, daß man 
versucht, den anderen zu überzeugen, und 
sich auch gelegentlich überzeugen lassen 
muß. Ich werde mich weiterhin bemühen, 
meine Damen und Herren des Hohen Hauses, 
Sie von der Notwendigkeit einer solchen De­
mokratisierung zu überzeugen. (Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet ist 
der Herr Abgeordnete Gratz. 

Abgeordneter Gratz (SPO): Hohes Haus! 
Ich hätte mich nicht zum Wort gemeldet, wenn 
nicht durch die Tatsache, daß ich dasselbe tat, 
wie alle Fraktionen jetzt drei Stunden lang 
getan haben, nämlich einen Zwischenruf zu 
mad:en, beim Kollegen Zeillinger ein Miß­
verständnis aufkommen könnte, das ich ver­
meiden möchte. Sie werden trotzdem mit dem, 
was ich sagen werde, nicht einverstanden sein, 
aber es wird dann eine politische Meinungs­
äußerung sein und nicht eine Beleidigung, die 
ich weder im Sinne hatte noch so verstanden 
wissen möchte. 

Ich habe gesagt - und jetzt kann ich meine 
Meinung etwas länger wiedergeben -: So 
wie Sie, nicht nur Kollege Zeillinger, sondern 
auch die Redner der Osterreichischen Volks­
partei und die anderen Kollegen der FPO, von 
Ihrem Recht Gebrauch machen, in Äußerungen 
von uns etwas hineinzuinterpretieren oder 
Ihre Meinung darüber zu bilden, nämlich 
daß damit ein ungeheuerlicher Anschlag gegen 
die Unabhängigkeit des Rundfunks geplant 
sei, genauso habe ich mir auch eine Meinung 
gebildet, nämlich daß das Motiv für manche 
Ihrer Äußerungen, sich vor den ORF hinzu­
stellen und zu sagen: Laßt doch den um Him­
mels willen in Ruhe, der ist tabu in diesem 
Parlament!, eine gewisse Huldigung ist, von 
der man sich Vorteile verspricht. Und das 
habe ich als Schande für dieses Haus bezeich­
net, nicht als Beleidigung für den Kollegen 
Zeillinger, sondern als politische Meinungs­
äußerung. (Abg. Dr. K Ia n z 1 m a y r: Das ist 
wieder eine Beleidigung!) Nein, das ist keine 
Beleidigung. Wenn ich hier als Abgeordneter 
der Meinung Ausdruck gebe, daß ich es -
wenn ich noch einen Ausdruck gebrauchen 
darf - als schwer vereinbar mit der Würde 
des Hauses als Institution empfinde, irgend 
etwas hier tabu zu stellen, was eine gesell­
schaftliche Einrichtung ist, dann bitte ich Sie. 
mir das als politische und persönliche :tv1ei­
nungsäußerung abzunehmen und nicht als Be­
leidigung irgendeines Abgeordneten. (Beifall 
bei der SPO.) 

Und als zweites darf ich, wenn ich am Wort 
!Jin, zu diesem Antrag noch eines sagen: 
Kollege Zeillinger, Ihre ~rgumentation: Wer 
nicht für diesen Antrag ist, ist gegen die 
Unabhängigkeit des Rundfunks!, möchte ich 
nicht ins Lächerliche ziehen. Aber man lernt 
ganz zu Beginn in den Lehrgängen der Logik 
von den berühmten Fragen, die man nicht mit 
Ja oder Nein beantworten kann, so zum Bei­
spiel: "Herr Kollege, haben Sie aufgehört, Ha­
schisch zu rauchen?" - Da ist es auch sehr 
schwer, mit Ja oder Nein zu antworten, denn 
antwortet man mit Nein, dann raucht man 
noch, antwortet man mit Ja, dann hat man 
einmal geraucht. 

Genauso ist es mit diesem Antrag: Man 
fordert den Herrn Bundeskanzler auf, Ver­
suche einzustellen, die er gar nicht begonnen 
hat. Wenn Sie beantragt hätten, ihn in seiner 
Politik zu unterstützen, nämlich die Unabhän­
gigkeit des Rundfunks, wie es in Verfassung 
und Gesetz steht, zu bewahren, aber sich den 
Kopf zu zerbrechen, wie man die Einrichtung 
verbessern kann, hätten Sie vielleicht auch 
unsere Unterstützung bekommen. (Beifall bei 
der SPO.) 
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Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s t i m­
m u n g über den Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Peter, Glaser und Genossen 

9. Beridlt des Finanz- und BudgetaussdlUs­
ses über die Regierungsvorlage (33 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Dorotheums­
Bedienstetengesetz neuerlich geändert wird 
(62 der Beilagen), 

betreffend Unabhängigkeit des Osterreichi- 10. Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
sehen Rundfunks. Elektrizitätswirtschaft über die Regierungsvor-

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem lage (14 der Beilagen): Fernmeldegebühren­
Entschließungsantrag ihre Zustimmung geben, gesetz (36 der Beilagen), 

sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 11. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Mehrheit und a n gen 0 m m e n. Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für heute, (12 der Beilagen): Pflanzenschutzgesetz-No­
Mittwoch, den 17. Juni, um 18 Uhr 35 Minuten velle 1970 (34 der Beilagen). 
mit folgender Tagesordnung ein - ich bitte 
Sie, diese noch anzuhören -: 

1. Bericht des Justizausschusses über die 
Regierungsvorlage (38 der Beilagen): Bundes­
gesetz, mit dem die Geltungsdauer des Preis­
treibereigesetzes 1959 verlängert wird (51 der 
Beilagen), 

2. Bericht des Verfassungsausschusses über 
die Regierungsvorlage (37 der Beilagen): Bun­
desgesetz, mit dem das Preisregelungsgesetz 
1957 geändert wird (61 der Beilagen), 

3. Bericht des Ausschusses für Lcmd- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(41 der Beilagen): Marktordnungsgesetz-No­
velle 1970 (68 der Beilagen), 

4. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(42 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1952 neu­
erlich geändert wird (69 der Beilagen), 

5. Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (40 der Beilagen): Bundes­
gesetz, mit dem das Rohstofflenkungsgesetz 
1951 geändert wird (67 der Beilagen), 

6. Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft über die Regierungs­
vorlage (43 der Beilagen): Bundesgesetz, mit 
dem die Geltungsdauer des Lastverteilungs­
gesetzes 1952 neuerlich verlängert wird (66 der 
Beilagen), 

7. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (31 der 
Beilagen): Arzneiwareneinfuhrgesetz (72 der 
Beilagen), 

12. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über die Regierungsvorlage 
(13 der Beilagen): Futtermittelgesetz-Novelle 
1970 (35 der Beilagen), 

13. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Antrag (13/A) der Abgeordneten 
Dr. Mussil, Kostroun, Meißl und Genossen, 
betreffend ein Bundesgesetz, womit das Aus­
fuhrförderungsgesetz 1964 neuerlich abgeän­
dert und ergänzt wird (64 der Beilagen), 

14. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Antrag (12/A) der Abgeordneten 
Kostroun, Dr. Mussil, Meißl und Genossen, 
betreffend ein Bundesgesetz, womit das Aus­
fuhrfinanzierungsförderungsgesetz 1967 neuer­
lich abgeändert und ergänzt wird (6.'5 der Bei­
lagen), 

15. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über den Antrag (6/A) der 
Abgeordneten Minkowitsch und Genossen, be­
treffend Marktordnungsgesetz-Novelle 1970 
(70 der Beilagen), 

16. Bericht des Ausschusses für Land- und 
Forstwirtschaft über den Antrag (71 A) der Ab­
geordneten Minkowitsch und Genossen, be­
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das Land­
wirtschaftsgesetz, BGBL Nr. 155/1960, abge­
ändert wird (71 der Beilagen), und 

17. Bericht des Immunitätsausschusses über 
das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes Wien 
um Zustimmung zur strafgerichtlichen Verfol­
gung des Abgeordneten zum Nationalrat Kar! 
Blecha (45 der Beilagen). 

8. Bericht des Finanz- und Budgetausschus- Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
ses über die Regierungsvorlage (44 der Bei- eingeleitet. 
lagen): 2. Pensionsgesetz-Novelle (63 der Bei-
lagen), Die Sitzung ist ge s chI 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 20 Minuten 
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